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Wo stehen die arabischen

Aufstände heute?
Von der gewaltfreien Revolte in den Bürgerkrieg – oder
zurück?
Der Versuch einer vorläufigen Bestandsaufnahme der arabischen

Aufstände aus gewaltfrei-anarchistischer Sicht. Wo haben die

Widerstandsbewegungen entscheidende strategische Fehler ge-

macht? Gibt es eine unaufhaltsame Tendenz zum Versinken in den

Bürgerkrieg oder kann diese Entwicklung noch aufgehalten werden?

Wie ist die Kampagne „Adopt a Revolution“ (AaR), die mit „Revolu-

tionspatenschaften“ syrische AktivistInnen unterstützen will, zu

bewerten? Das sind Fragen, die wir in dieser GWR-Ausgabe im

Rahmen eines Schwerpunkts diskutieren. (GWR-Red.)

Der algerische Schriftsteller

Boualem Sansal  hat mit seinem

Roman Das Dorf des Deut-

schen Aufsehen erregt. Er be-

schrieb als erster arabischer

Schriftsteller selbstkritisch die

militärische Unterstützung

durch in Algerien untergetauch-

te Nazis für die Befreiungsorga-

nisation Front de Libération Na-

tionale (FLN) in den Fünfziger-

jahren, die im antikolonialen

Krieg ihren Nazi-Kampf gegen

Frankreich fortsetzten. (1)

Innerhalb der FLN gab es einen

großen Anteil judenfeindlicher

Strömungen, während die anti-

koloniale Konkurrenzströmung

der „Messalisten“ (sog. MNA,

um Messali Hadj, von Camus

unterstützt) sofort jede Kampa-

gne abbrach, sobald sich anti-

jüdische Tendenzen zeigten.

Sansal erinnert an den algeri-

schen Befreiungskrieg als Bür-

gerkrieg: „Wir kämpften gegen

die Kolonialtruppen und gegen

uns selbst, es kämpften FLN

gegen MNA, Araber gegen Ber-

ber, Religiöse gegen Laizisten,

und so bereiteten wir künftigem

Hass und künftigen Spaltungen

schon den Boden. [...] Die Be-

freiung brachte keine Freiheit

und Freiheiten schon gar

nicht.“ (2)

Sansal lebt als Schriftsteller –

noch – in Algerien, seine Bü-

cher sind dort jedoch verboten.

Er ist Camusianer geblieben.

Mit seiner Stimme soll hier zu-

nächst an die Anfänge der ara-

bischen Aufstände erinnert

werden. In seiner Rede zum Er-

halt des Friedenspreises des

Deutschen Buchhandels vom

16. Oktober 2011 beschrieb er

sie geradezu euphorisch:

„Wir spüren alle, dass sich seit

der tunesischen Jasminrevolu-

tion in der Welt etwas geändert

hat. Was in der verknöcherten,

komplizierten und schwarzsehe-

rischen arabischen Welt un-

möglich schien, ist nun einge-

treten: [...] Was derzeit ge-

schieht, ist meines Erachtens

nicht nur eine Jagd auf alte bor-

nierte und harthörige Diktato-

ren, und es beschränkt sich

nicht auf die arabischen Län-

der, sondern es kommt eine welt-

weite Veränderung auf, eine ko-

pernikanische Revolution: Die

Menschen wollen eine echte

universelle Demokratie, ohne

Grenzen und ohne Tabus. Die

Menschen lehnen Diktatoren

ab, sie lehnen Extremisten ab,

sie lehnen das Diktat des Mark-

tes ab, sie lehnen den anma-

ßenden und feigen Zynismus

der Realpolitik ab, sie verwei-

gern sich dem Schicksal, auch

wenn jenes das letzte Wort ha-

ben mag, sie lehnen sich gegen

alle Arten von Verschmutzern

auf; überall empören sich die

Leute und widersetzen sich

dem, was dem Menschen und

seinem Planeten schadet.“ (3)

Sansal erinnerte in seiner Rede

noch an eine weitere Friedens-

preisträgerin, die nicht nur stell-

vertretend für den Frauenwider-

stand in Algerien, sondern für

die Rolle der Frauen insgesamt

bei den arabischen Revolten

steht:„Im Jahr 2000 wurde hier

meine Landsfrau Assia Djebar

geehrt, die viel für die Durch-

setzung des eigentlich selbst-

verständlichen Gedankens ge-

tan hat, dass auch bei uns in

den arabisch-muslimischen

Ländern die Frau ein freies We-

sen ist, und dass es ohne Frau-

en im Vollbesitz ihrer Freiheit

keine gerechte Welt geben

kann, sondern nur eine kranke,

lächerliche und gehässige, die

ihr Dahinsterben nicht wahr-

nimmt.

Argentinien
Die gewaltfreie Aktion des Escrache im Kampf gegen Straf-
losigkeit von Verbrechen der argentinischen Militärdiktatur

Seite 14 f.

Ein großes, staatlich organisiertes Mensch-

heitsverbrechen des 20. Jahrhunderts war von

1976 bis 1983 die Militärdiktatur in Argentinien.

Menschenrechtsorganisationen vermuten, dass

mindestens 30.000 Menschen dem Terror der

Militärs zum Opfer fielen.
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Spendenkampagne

40 Jahre Graswurzel-

revolution - wir brauchen

15.000 Euro für die

Koordinationsredaktion
Die Spendenlokomotive ist ins Rollen gekommen – heizt ihr
weiter ein!
Im April haben wir in der GWR Nr. 368 auf der

letzten Seite einen Spendenaufruf veröffentlicht,

der auch im Internet nachgelesen werden kann:

http://www.graswurzel.net/368/gwr.shtml.

Dem sind schon einige nachgekommen, siehe

unten. Ein ganz herzliches Danke an Euch! Ihr

seid klasse!

10 Prozent der Strecke sind zurückgelegt. Das ist

für den Anfang wunderbar. Jetzt kommt es dar-

auf an, die Spendenlokomotive richtig in Fahrt

zu bringen. Deshalb wollen wir an die vielen an-

deren LeserInnen appellieren: Schaufelt Kohle

rüber, was immer sich auftreiben lässt.

Bis zum Zielbahnhof 15.000 Euro ist noch eini-

ges an Wegstrecke zurückzulegen. Und obwohl

bis zur geplanten Ankunft am 7. September, dem

Kongress (in der ESG Münster) zum 40sten

GWR-Geburtstag, noch Zeit bleibt, kommt es jetzt

darauf an, dem Zug den nötigen Schwung zu

geben.

Bitte auch an Freundinnen, Freunde und Bekannte

denken

Wir möchten noch eine andere Idee ins Spiel brin-

gen. Nämlich die, FreundInnen und Bekannte

anzusprechen. Vielleicht kennt ihr ja Leute in

Eurem Umfeld, die mit einem gewissen finanziel-

len Polster ausgestattet sind und nichtsdesto-

trotz graswurzelrevolutionäres Denken bewahrt

haben. Vielleicht sind das ja Leute, die aufgrund

ihrer Lebensumstände die Revolution erst einmal

ruhen lassen müssen, aber froh sind, dass es die-

ses Projekt der Hoffnung weiter gibt. Und die

dann sagen: Okay, ich kann mich zwar gerade

selbst nicht viel engagieren, aber dafür meinen

Teil in Form einer Spende beitragen. Wenn Ihr

also so Leute kennt - na dann, ihr wisst schon,

die Spendenkampagne, die GWR wird 40 und ihr

Koordinationsredakteur soll weiter machen kön-

nen.

Wir zählen (auf) Euch.

Bis zum nächsten Mal.

Für den Graswurzelrevolution-

HerausgeberInnenkreis die AG Spendenkampagne -

Besalino, Helga, Heike, Horst, Lou, Knobi, Uwe

Zwischenstand, (23. April), Spenden

Achim, Reutlingen, 100

Ilka, Sankt Augustin, 30 (mtl. Dauerauftrag)

Hans-Joachim, Hannover, 30

Karola, Berlin, 250

N.N, 800

Ulfried, Dortmung, 100

Jörg, Berlin, 100

Franz, Stuttgart, 60

Dominik, Hamburg, 35

Holger, Bochum, 15

Christian, Freiburg, 50

N.N., 100

1670 Euro

Tausend Dank!

N.N. = Möchte(n) nicht öffentlich gelistet werden

Spenden:

Ihr könnt entweder via Überweisung spenden

auf folgendes Konto:

Förderverein für Freiheit und Gewaltlosigkeit

e.V., Kto.: 317 617 59, BLZ: 660 100 75, Post-

bank Karlsruhe, Spende: Spende StNr 2.2

VerzNr 615 FA HD

Oder per Post im Umschlag schicken an:

Graswurzelrevolution e.V., Straßburgerstr. 24,

10405 Berlin (Bitte „Spende 40/2000“ dazu schrei-

ben und in der Liste der Spenden in der nächs-

ten GWR überprüfen, ob Euer Beitrag dabei ist.

Falls nicht, bitte bei uns melden).

Spenden auf das Konto des Vereins für Freiheit

und Gewaltlosigkeit e.V. sind steuerlich absetz-

bar. Bitte schreibt auf den Überweisungsträger

deutlich Eure Anschrift, da Spenden über 200

Euro (zweihundert) extra von uns für das Finanz-

amt bescheinigt werden müssen.

Bei Spenden unter 200 Euro reicht die Buchungs-

bestätigung des Kreditinstitutes, wenn unter

Verwendungszweck „Spende StNr 2.2 VerzNr 615

FA HD“ angegeben wurde. Ihr könnt uns für die

Spendenbescheinigung aber auch Eure Adresse

per Fax: 030/54732264 oder Brief mitteilen (Höhe

und Datum der Zahlung bitte nicht vergessen).

Abb.: Banksy

Editorial
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„Die Bevölkerung lehnt in großen

Teilen die Regierung ab“
Ein Gespräch mit der Feministin Shaghayegh Zafari über Frauenrechte und Homophobie im Iran und EU-Flüchtlingspolitik
Die Aurorin Shaghayegh Zafari lebte bis vor einem Jahr im Iran. Sie

engagierte sich für die Rechte von Frauen und Homosexuellen in

ihrem Land. Unter anderem half sie Mädchen im Waisenheim und

führte Gespräche mit Frauen im Frauengefängnis von Rasht. Nach-

dem sie selbst ins Visier des iranischen Regimes geriet und kurze Zeit

im Gefängnis saß, flüchtete sie nach Deutschland. GWR-Redakteur

Bernd Drücke und GWR-Praktikantin Monika sprachen mit ihr über

die Rechte von Frauen und Homosexuellen im Iran und über die

Situation von Flüchtlingen in Deutschland. (GWR-Red.)

Monika: Du hast am 7. März

in der Stadtteilbücherei Coerde

über Frauenrechte im Iran re-

feriert. Das war eine Auftakt-

veranstaltung zum Weltfrauen-

tag. Welche Bedeutung hat der

Weltfrauentag für Dich?

Shaghayegh Zafari: Der Unter-

schied zwischen den Situatio-

nen von Frauen in Iran und in

Europa ist sehr groß. Darum

sind die Bemühungen, die man

in Iran für die Rechte der Frau-

en macht, in den Augen der hie-

sigen Menschen möglicherwei-

se sehr klein. Aber nur mit klei-

nen Schritten und Forderungen

können wir etwas erreichen.

Bernd Drücke: Wie bist Du ge-

flohen und warum?

Shaghayegh Zafari: Ich bin in

erster Linie Schriftstellerin und

Dichterin. Aber wenn man in

Iran lebt, dann kann man nicht

nur Dichterin sein, sondern

muss sich mit den Problemen

der Menschen auseinanderset-

zen. Ich habe durch meine Ar-

beit als Journalistin viel über die

Schwierigkeiten von Frauen

und Homosexuellen in Iran er-

fahren. Darüber habe ich ge-

schrieben und mich mit ande-

ren Aktivisten in einer Gruppe

zusammengetan. Dann bekam

ich Schwierigkeiten mit den Si-

cherheitsbehörden und wurde

eingesperrt. Nach Zahlung ei-

ner Kaution kam ich aus dem

Gefängnis frei und bin ich nach

Deutschland geflohen.

Monika: Hast Du Dir ausge-

sucht nach Deutschland zu

kommen, oder hättest du auch

in ein anderes Land gewollt?

Shaghayegh Zafari: Da ich il-

legal aus Iran ausgereist bin,

ohne gültigen Pass, hatte ich

keine Wahl. Asylsuchende wie

ich verlassen ihre Heimat in ei-

ner sehr dramatischen und

schwierigen Situation. Die meis-

ten wissen gar nicht, wohin sie

fliehen und kennen ihr Zielland

nicht. Deswegen kann Asyl mit

Emigration nicht wirklich gleich

gesetzt werden. Ich habe mein

„Zielland“ nicht gewählt,

Deutschland wurde sozusagen

für mich gewählt.

Bernd Drücke: Zur Situation

im Iran: Du hast bei der Ver-

anstaltung am 7. März auch

darüber berichtet, wie die Si-

tuation von Homosexuellen im

Iran konkret aussieht. Du hast

erzählt, dass Schwule umge-

bracht werden, dass im Iran die

Todesstrafe auf Homosexuali-

tät steht. Bei Frauen sieht das

anders aus. Kannst Du das er-

läutern und auf die Gründe für

die unterschiedliche Behand-

lung von Männern und Frauen

eingehen?

Shaghayegh Zafari: Ich glau-

be, das liegt daran, dass ein

Mann in dieser Gesellschaft

nicht weiblich sein darf. Ein ho-

mosexueller Mann verstößt ge-

gen die Vorstellungen von ei-

nem „richtigen“ Mann. Wir re-

den von einem Land mit patri-

archalischen Gesetzen! Jeder

Artikel, jede Äußerung, die die-

se Gesetzte kritisieren, werden

von den staatlichen Autoritä-

ten als Bedrohung für die Ge-

sellschaft, für die Gesetzte und

die Anschauungen der Leute

dieser patriarchalischen Gesell-

schaft aufgefasst.

Monika: Hat sich die Situati-

on von Frauen und Homosexu-

ellen während Deines Lebens

verbessert oder hat sie sich so-

gar verschlechtert? Wie hat

sie sich verändert?

Shaghayegh Zafari: Die Geset-

ze dieses Landes schützen

Frauen und ihre Rechte noch

immer nicht. Frauen können

beispielsweise die Scheidung

nicht beantragen, sondern nur

der Mann. Außerdem bekommt

der Mann das Sorgerecht für

die Kinder und kann bestim-

men, ob die Frau die Kinder se-

hen darf oder nicht.

Das schreckt Frauen, die sich

scheiden lassen wollen, natür-

lich ab. Dazu kommt, dass, wenn

eine Frau heiraten will, sie das

nicht selbst bestimmen kann,

sondern der Vater entscheidet.

Genauso ist es bei dem Wohn-

sitz der Frau oder ihrer Arbeit:

Das alles wird von der Familie

bestimmt. Diese Gesetzeslage

forciert die Machtposition von

Männern und die Rechtlosig-

keit der Frauen. Man kann sich

daher kaum frei fühlen, wenn

die Gesetze deiner Heimat ge-

gen deine Menschenrechte

sind. In einem System wie in

Iran werden Homosexuelle im-

mer an den Rand der Gesell-

schaft gedrängt bleiben. Sie ha-

ben keine Gelegenheiten über

ihr Leben und ihre sexuelle Ori-

entierung zu sprechen, oder in

das öffentliche Bewusstsein zu

treten. Wenn die Ideen und die

Lebensart dieser Menschen

verheimlicht wird, werden sie

nicht nur immer eine Randgrup-

pe bleiben, sondern auch wei-

terhin ignoriert. Die Gesetze des

Irans sind stark homosexuellen-

feindlich. Das wirkliche Leben

der Homosexuellen entwickelt

sich weit weg von der Gesell-

schaft. Sie können ihr Leben

nicht einmal mit ihren Familien

und Freunden teilen. Das kann

zu Depressionen und anderen

psychischen Probleme führen.

Bernd Drücke: Wie siehst Du

die Perspektiven einer femi-

nistischen Bewegung im Iran?

Wie kann die persische Ge-

sellschaft von unten verändert

werden? Siehst Du da Pers-

pektiven? Gibt es auch außer-

halb des Exils Möglichkeiten

Druck von unten auszuüben?

Shaghayegh Zafari: Wir haben

im Iran meiner Meinung nach

sehr engagierte Feministinnen,

die sich für eine Verbesserung

der Situation der Frauen enga-

gieren. Viele Frauen bemühen

sich selbstständig zu werden

und Arbeit zu finden, also auch

finanziell unabhängig zu wer-

den. Also, da gibt es auch po-

sitive Entwicklungen.

Monika: Du bist nach Deutsch-

land gekommen und musstest

hier Asyl beantragen. Was für

Mängel sind Dir im deutschen

Asylrecht aufgefallen? Wie

werden Flüchtlinge behandelt?

Shaghayegh Zafari: Als ich

nach meiner Flucht in Deutsch-

land angekommen bin, dachte

ich, dass ich mit offenen Armen

aufgenommen werde. Doch so

wie man hier als Flüchtling be-

handelt wird, fühlt man sich

nicht mehr als Mensch. Inter-

nationale Menschenrechte gel-

ten in Deutschland nicht, wenn

man Flüchtling ist. Die Unter-

künfte für Asylbewerber sind

verwahrlost und die Hygiene-

einrichtungen in schlechtem

Zustand. Die Leute können,

weil sie kein Deutsch sprechen,

nicht selber für sich sorgen und

ihre Rechte einklagen.

So lange die Asylbewerber auf

die Anerkennung warten, dür-

fen sie den Ort, in dem sie jetzt

wohnen, nicht verlassen.

Es gibt Städte, wo die Leute

keine Erlaubnis bekommen, die

deutsche Sprache zu lernen.

Oft werden sie gezwungen, Ein-

Euro-Jobs anzunehmen und be-

kommen nicht mal eine Wahl,

welche Arbeit sie machen kön-

nen. Sie müssen z.B. die Stra-

ßen reinigen, und wenn sie das

nicht tun, dann wird ihnen das

bisschen Geld, das sie zum Le-

ben erhalten, gekürzt.

Diese Situation von Asylbe-

werbern sind eine Beleidigung

der Menschenrechte. Man

wird zu Arbeiten gezwungen,

die man nicht machen möchte

oder kann. Man ist lediglich ein

Mensch zweiter Klasse.

Bernd Drücke: Es ist wichtig

das zu thematisieren und hier

auch Druck auf die Bundesre-

gierung auszuüben, damit z.B.

die Residenzpflicht abge-

schafft wird. Menschenwürdi-

ge Bedingungen und ein Blei-

berecht für alle sind auch Zie-

le unserer Zeitung. Es ist auch

eine Frage der Öffentlichkeits-

arbeit. Die meisten Menschen

wissen ja gar nicht, wie die Si-

tuation von Flüchtlingen ist.

Welche Chancen siehst Du,

dass man die Residenzpflicht

abschafft, dass man den Ar-

beitszwang abschafft? Hast Du

eine Idee, wie und wo man an-

setzen könnte?

Shaghayegh Zafari: Das Wich-

tigste ist, dass die Leute die

Möglichkeit bekommen, die

deutsche Sprache zu lernen.

Denn dann könnten sie unab-

hängiger sein. Sie könnten zum

Arzt gehen, sie könnten sich

eine Arbeitsstelle suchen. Sie

könnten am gesellschaftlichen

Leben in diesem Land teilha-

ben, und das würden sich die

meisten Flüchtlinge wünschen.

Aber das scheitert eben, wenn

sie keinen Sprachkurs besu-

chen können, an der Sprachlo-

sigkeit.

Bernd Drücke: Nochmal zum

Iran: Wir haben relativ wenig

Informationen über soziale Be-

wegungen im Iran. Mich inte-

ressiert zum Beispiel wie sich

die Situation seit Beginn des

Super-GAUs in Fukushima

verändert hat. Gibt es viele

Menschen im Iran, die gegen

Atomkraft und gegen das Nu-

klearprogramm des Regimes

sind?

Shaghayegh Zafari: Wenn man

über Iran spricht, muss man

zwischen der Bevölkerung und

dem Regime unterscheiden. Die

Bevölkerung lehnt in großen

Teilen die Regierung und die

Institutionen ab. Und ich bin

überzeugt, dass die meisten

Menschen in Iran Atomwaffen

ablehnen. Die Menschen im Ir-

an sind Freiheit liebende Men-

schen, die sich gegen Unge-

rechtigkeiten und für Frieden

einsetzen.

Monika: Eine ganz andere Fra-

ge: Du schreibst viel und

machst journalistische Arbeit.

Glaubst Du, dass das etwas be-

wirkt und Sachen verändert?

Shaghayegh Zafari: Ich hoffe

natürlich, dass meine Gedichte

und Artikel Einfluss auf Iran

und die Menschen dort haben.

Aber sehr groß sind diese Hoff-

nungen nicht. Vielleicht wird es

kleine Veränderungen geben,

vielleicht erfahren die Men-

schen im Ausland, wie die Situ-

ation in Iran ist. Und es wäre

schön, wenn sich diese Infor-

mationen auf die Situation in

Iran und auf die Leute dort aus-

wirken könnten.

Ich schreibe auch über die Si-

tuation von Asylanten in euro-

päischen Ländern und möchte

besonders Iraner, die glauben,

wenn sie den Iran als Illegale

verlassen, dann ginge es ihnen

besser, über die Situation hier

aufklären.

Im Iran fehlen Informationen d-

arüber, wie schwierig es ist,

wenn man als Flüchtling das

Land verlässt, egal ob nach

Deutschland oder in andere

Länder.

Wenn ich über Homosexuelle

oder Homosexualität schreibe,

hoffe ich, dass die Bevölkerung

und die Angehörigen von Ho-

mosexuellen verstehen, wie ein

Leben von Homosexuellen in

einer Gesellschaft, die sie ab-

lehnt, ist.

Monika: Die Situation von Ho-

mosexuellen im Iran ist we-

sentlich dramatischer, als in

Deutschland. Aber viele Men-

schen meinen ja, dass in

Deutschland alles gut ist, dass

es eine tolerante Gesellschaft

ist, dass Homosexuelle respek-

tiert werden und frei leben

können. Wo siehst Du die Pro-

bleme von Homosexuellen in

Deutschland?

Shaghayegh Zafari: Ich habe

auch hier viele Kontakte zu Ho-

mosexuellen und bekomme ei-

nen guten Eindruck davon, wie

ihr Leben in Deutschland ist.

Verglichen mit Iran ist die Situ-

ation von Homosexuellen in

Deutschland gut, aber sie ha-

ben trotzdem Schwierigkeiten

im gesellschaftlichen Leben.

Viele Homosexuelle und Trans-

sexuelle, die ich kennen gelernt

habe, haben Probleme mit ihrem

sozialen Umfeld, aber z.B. auch

bei der Arbeitssuche.

Bernd Drücke: Momentan

wird in den Medien spekuliert,

dass die israelische Regie-

rung unter  Netanjahu noch in

diesem Jahr einen Militär-

schlag gegen die Nuklearan-

lagen im Iran befehlen könn-

te. Viele britische und US-

Kriegsschiffe befinden sich im

Persischen Golf. Es ist der

größte Truppenaufmarsch seit

Beginn des US-Kriegs gegen

den Irak. Wie schätzt Du die

Situation ein?

Shaghayegh Zafari: Wenn es

einen Krieg gibt, dann betrifft

das natürlich besonders die

Menschen in Iran und Israel.

Ansonsten ist das ein Spiel der

Großmächte. Es gibt Sanktio-

nen gegen den Iran, wegen des

Atomprogramms. Und das be-

deutet, dass die Wirtschaft dort

zusammenbricht und sich viele

Menschen das Leben nicht

mehr leisten können. Die politi-

schen „Spiele“, die Regierun-

gen überall betreiben, schaden

vielen Menschen psychisch,

physisch und wirtschaftlich.

Diese „Spiele“ sind nichts

Neues, sie werden weiter gehen

und das Leben der Menschen

beherrschen.

Bernd Drücke: Die Gras-

wurzelrevolution ist Teil der

internationalen Friedensbewe-

gungen. Sie gehört zur Inter-

nationalen der Kriegsgegner

und Kriegsgegnerinnen, der

War Resisters’ International

(WRI), in der rund 90 Organi-

sationen aus 45 Ländern orga-

nisiert sind. Siehst Du soziale

Bewegungen im Iran, die Du

als Teil der internationalen

Antikriegsbewegung siehst

und die man von hier aus auch

unterstützen könnte?

Shaghayegh Zafari: Es gibt

Dissidentengruppen im Aus-

land, die politisch arbeiten und

Aktionen durchführen. Auch in

Iran existieren viele Gruppen,

die sich sozial und politisch en-

gagieren. Oft können sie über

Facebook und Internet Kontakt

ins Ausland halten und deut-

lich machen, dass es viele Men-

schen in Iran gibt, die ein ande-

res System für ihr Land fordern,

die in Freiheit leben möchten

und keinen Krieg wollen.

Interview: Bernd Drücke und

Monika

Übersetzung aus dem Persischen: Maryam Berger

Das Interview wurde am 26.3.2012 im Studio

des Medienforum geführt und als Radio Gras-

wurzelrevolution-Sendung im Bürgerfunk auf An-

tenne Münster (95,4 Mhz.) ausgestrahlt. Es ist

auf www.freie-radios.net zu hören, wg. GEMA

aber leider nur ohne Musik.

Shaghayegh Zafari wird während des 40 Jahre

Graswurzelrevolution-Kongresses (7. - 9.9.2012

in der ESG, Breul 43, Münster) über die Situation

im Iran referieren.

Shaghayegh Zafari referierte am 7. März 2012                       Foto: Bernd Drücke
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Deutsche Flüchtlingspolitik
...und ihre tödlichen Folgen. Neu erschienen: 19. aktualisierte Auflage
Die Antirassistische Initiative Berlin (ARI) beschreibt seit 1993 die

Folgen bundesdeutscher Flüchtlingspolitik. Über 6.000 dokumentierte

Einzelgeschehnisse verdeutlichen den gesellschaftlichen und instituti-

onellen Rassismus in der BRD. Die zweibändige Chronologie umfasst

den Zeitraum von 1993-2011.

Dokumentiert werden Einzelfäl-

le, in denen Asylbewerber_in-

nen oder Menschen ohne Pa-

piere aufgrund rassistischer

Motive gesellschaftlich oder

durch staatliche Legitimation

körperlich zu Schaden kamen.

Das sind sowohl Verletzungen

und Todesfälle bei oder nach

Abschiebungen, Selbstverlet-

zungen aus Angst oder Protest

gegen eine drohenden Ab-

schiebung, als bei dem Versuch

in die BRD einzureisen u.v.a.m.

Nach Aussage der Initiative

wird kein Anspruch auf Voll-

ständigkeit der Zahlen erho-

ben, denn die Erfahrung der Re-

cherchearbeit zeigt, dass von

einer hohen Dunkelziffer aus-

gegangen werden kann.

Dass aufgrund von Sonderge-

setzen für Flüchtlinge und ei-

nem rassistischen Klima inner-

halb der Gesellschaft von staat-

lichen Stellen nichts Positives

zu erwarten ist, macht die ARI

unter anderem bei dem Umgang

mit Roma-Flüchtlingen aus dem

Kosovo deutlich. Trotz massi-

ver Proteste seitens der Zivil-

gesellschaft beschloss die

Bundesregierung vor zwei Jah-

ren ein Abschiebe-Abkommen

mit dem Kosovo, um Abschie-

bungen zu forcieren.

Die Flüchtlinge erwartet im Ko-

sovo ein Leben, welches ge-

prägt ist von antiziganistischen

Zuständen ohne Aussicht auf

politische und soziale Partizipa-

tion. Wider besseren Wissens

leugnet die Bundesregierung

die totale Verelendung und Be-

drohung der Abgeschobenen.

Ebenso ignorant ist der Um-

gang der deutschen Behörden

mit den Flüchtlingen hier. Ab-

schiebungen werden durchge-

setzt, auch wenn die Men-

schen krank sind und die Fami-

lien gewaltsam getrennt wer-

den.

Am 7. Dezember 2010 wurde

Borka Tahiri mit ihrem Mann Is-

met und dem 14jährigen Sohn

Avidil in den Kosovo abge-

schoben. Borka Tahiri, nach ih-

rer Flucht kriegstraumatisiert,

war in Mayen über Jahre in the-

rapeutischer Behandlung, weil

sie an einer posttraumatischen

Belastungsstörung litt. Nach

ihrer Abschiebung in den Ko-

sovo lebte sie mit ihrer Familie

bei entfernten Verwandten in

absoluter Armut und ohne me-

dizinische oder psychothera-

peutische Betreuung. Zwei

Monate nach ihrer Abschie-

bung brach Borka Tahiri auf-

grund einer Hirnblutung zu-

sammen und starb am 7. Januar

2011 im Krankenhaus von Kra-

gujevac.

Am 12. April vergangenen Jah-

res wurde Sevlije Bengani mit

ihren 4 kleinen Töchtern im Al-

ter von ein bis vier Jahren in

den Kosovo abgeschoben.

Zum Zeitpunkt der Abschie-

bung lag der Vater der Kinder

Rama Gani mit einer Lungen-

Tuberkulose im Krankenhaus.

Nachdem es ihm besser ging,

wurde er am 11. Juni 2011 eben-

falls abgeschoben, obwohl er

weiter behandlungsbedürftig

war. Nachdem Unterstützer_in-

nen die Familie im Kosovo be-

suchten, wurde bekannt, dass

sie Opfer von rassistischen

Angriffen geworden waren.

Dies sind nur zwei tragische

Beispiele für die Folgen der

deutschen Abschottungspoli-

tik seit der faktischen Abschaf-

fung des Grundrechts auf Asyl

im Jahre 1993.

Ein Fazit

Durch staatliche Maßnahmen

der BRD kamen seit 1993 min-

destens 405 Flüchtlinge ums

Leben – durch rassistische

Übergriffe und die Unterbrin-

gung in Lagern (u.a. Anschlä-

ge, Brände) starben mindestens

88 Menschen.

1.1.1993 bis 31.12.2011

182 Flüchtlinge starben auf

dem Wege in die Bundesrepu-

blik Deutschland oder an den

Grenzen, davon allein 131 an

den deutschen Ost-Grenzen, 2

Personen trieben in der Neiße

ab und sind seither vermisst,

527 Flüchtlinge erlitten beim

Grenzübertritt Verletzungen,

davon 302 an den deutschen

Ost-Grenzen,

164 Flüchtlinge töteten sich

angesichts ihrer drohenden

Abschiebung oder starben bei

dem Versuch, vor der Abschie-

bung zu fliehen, davon 64 Men-

schen in Abschiebehaft,

968 Flüchtlinge verletzten

sich aus Angst vor der Ab-

schiebung oder aus Protest ge-

gen die Abschiebung oder

versuchten, sich umzubringen,

davon befanden sich 571 Men-

schen in Abschiebehaft,

5 Flüchtlinge starben

während der Abschiebung und

410 Flüchtlinge wurden

durch Zwangsmaßnahmen

oder Misshandlungen während

der Abschiebung verletzt,

32 Flüchtlinge kamen nach

der Abschiebung in ihrem Her-

kunftsland zu Tode, und

554 Flüchtlinge wurden im

Herkunftsland von Polizei oder

Militär misshandelt und gefol-

tert oder kamen aufgrund ihrer

schweren Erkrankungen in Le-

bensgefahr,

71 Flüchtlinge verschwan-

den nach der Abschiebung

spurlos,

13 Flüchtlinge starben bei

a b s c h i e b e - u n a b h ä n g i g e n

Polizeimaßnahmen,

9 Flüchtlinge starben

durch unterlassene Hilfeleis-

tung,

447 wurden durch Polizei

oder Bewachungspersonal ver-

letzt, davon 140 Flüchtlinge in

Haft.

70 Flüchtlinge starben bei

Bränden, Anschlägen auf

Flüchtlingsunterkünfte oder

durch Gefahren in den Lagern,

829 Flüchtlinge wurden z.T. er-

heblich verletzt,

18 Flüchtlinge starben

durch rassistische Angriffe auf

der Straße und 798 Flüchtlinge

wurden durch Überfälle auf der

Straße verletzt.

Antirassistische Initiative Berlin

www.ari-berlin.org/doku/titel.htm

Anzeige

Nachrichten

Halil Savda ist frei

Türkischer Kriegsdienstverweigerer aus der Haft entlassen

Der türkische Kriegsdienstverweigerer Halil Savda wurde am 13.

April auf Bewährung aus der Haft entlassen, berichtete amnesty

international.

Ein neues Gesetz sieht vor, dass bei Haftstrafen unter einem Jahr

eine vorzeitige Freilassung unter Auflagen erfolgen kann.

Halil Savda war am 24. Februar 2012 festgenommen worden, um

eine fünfmonatige Haft wegen „Distanzierung des Volkes vom

Militär“ nach Artikel 318 des türkischen Strafgesetzbuches zu

verbüßen. Das Urteil erging aufgrund seiner öffentlichen Unter-

stützung von zwei israelischen Kriegsdienstverweigerern. Mit der

Strafandrohung des Artikels 318 werden in der Türkei kritische

Äußerungen gegen das Militär strafrechtlich verfolgt. Aktive tür-

kische AntimilitaristInnen forderten wiederholt, dass der Artikel

ersatzlos aufgehoben werden muss. „Es ist ein Instrument der

Unterdrückung gegen Antimilitaristen und Kriegsdienstverwei-

gerer.“ Im Rahmen der Beitrittsverhandlungen zur Europäischen

Union hatte die Europäische Kommission die Strafverfolgung von

Meinungsäußerungen kritisiert.

Halil Savda wurde nur unter Auflagen freigelassen. Er darf für die

restliche Dauer der Haftstrafe seine Heimatregion in der Provinz

Diyarbakir nicht verlassen, er muss sich jeden Tag bei der Polizei

melden und darf nicht erneut in ähnlicher Weise straffällig wer-

den. Die Haftstrafe endet formal am 3. Juni 2012. Gegen Halil Savda

sind noch drei weitere Verfahren wegen „Distanzierung des Vol-

kes vom Militär“ anhängig.

In der Haft erhielt Halil Savda mehrere Hundert Briefe und Post-

karten. Er dankt allen für die gezeigte Solidarität: „Dies war eine

enorme moralische Unterstützung.“

Connection e.V. betonte, dass die Türkei nach verschiedenen Ur-

teilen des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte ver-

pflichtet ist, die Kriegsdienstverweigerung anzuerkennen. „Die

Strafverfolgung von Kriegsdienstverweigerern muss endlich been-

det werden“, so Rudi Friedrich für das internationale Kriegs-

dienstverweigerungsnetzwerk. „Kriegsdienstverweigerung ist ein

Menschenrecht und keine Straftat. Die Türkei muss die Kriegs-

dienstverweigerung anerkennen und auch die Artikel aufheben,

die kritische Äußerungen gegen das Militär unter Strafe stellen.“

Weitere Infos: www.Connection-eV.de

Gegen die Militarisierung der

Jugend

Internationale Fachtagung, Darmstadt, Deutschland 8.-10. Juni 2012

Gemeinsam mit deutschen Partnerorganisationen organisiert die

War Resisters’ International (WRI) eine internationale Fachtagung

Gegen die Militarisierung der Jugend. Bei der Konferenz geht es

nicht nur um Rekrutierung durch das Militär und Antirekrutie-

rungsaktionen, sondern im u.a. um Militarisierung insbesondere

von Jugendlichen, um die Schaffung einer Kultur und eines Werte-

systems, die der Rekrutierung förderlich sind. Sie wird mit einem

Schwerpunkt auf die Analyse der verschiedenen Formen der Mili-

tarisierung von Jugendlichen beginnen, und Themen aufgreifen

wie z.B. Militär und öffentlicher Raum, Militainment, Militär und

Bildung, Queer/Gender und Militarismus, Rekrutierung von Immi-

grantInnen und Jugendlichen mit geringem Einkommen. Im zwei-

ten Teil der Tagung verschiebt sich der Schwerpunkt auf einen

Austausch zu Erfahrungen des Widerstandes.

Ein vorläufiges Programm findet sich unter http://wri-irg.org/de/node/14848

Mehr Infos unter: http://wri-irg.org/de/militarisierungderjugend

Anmeldung zur Fachtagung unter http://wri-irg.org/de/shop/militarisierungderjugend

Zur Vorbereitung der Konferenz führt die WRI eine Umfrage durch: http://wri-irg.org/de/programme/

militarisierungderjugend/umfrage

„Militär gehört abgeschafft“

„Ich hätte nie geglaubt“, sagt Anton, „dass wir 10 Jahre ‚Militär

gehört abgeschafft’ feiern können“. „Und wir machen weiter!“,

ergänzt Friederike. Die Beiden sprechen von dem Hördialog „Frie-

derikes Wi(e)dersprüche“, den sie seit Mai 2002 jeden Monat un-

ter dem Motto „Militär gehört abgeschafft!“ produzieren.

Initiative „militaer-gehoert-abgeschafft.de“

119 Sendungen sind auf der Webseite www.militaer-gehoert-abgeschafft.de dokumentiert.

NRW-Wahl:
Linke ganz unten

Kommentar

Ach ja, die NRW-Landtagswahl

findet auch noch statt.

Glaubt man der linksliberalen

Presse, war die zweijährige rot-

grüne Minderheitsregierung im

bevölkerungsreichsten Bun-

desland gut für die Demokra-

tie. Für jedes Vorhaben muss-

ten demnach Mehrheiten im

komplizierten Parteiengefüge

organisiert und intensive Dis-

kussionen geführt werden.

Dies hat allerdings auch dazu

geführt, dass sich die marode

FDP als möglicher Mehrheits-

beschaffer für neoliberale Vor-

haben aufplustern konnte. Mit

der Linkspartei hatte Rotgrün

nichts im Sinn.

Die von Rotgrün 2005 in NRW

noch beschlossene Erweiterung

der Urananreicherungsanlage

(UAA) in Gronau sowie Atom-

und Urantransporte quer durch

NRW sind durch eine starke

Mobilisierung der außerparla-

mentarischen Anti-Atombewe-

gung auf die tagespolitische

Agenda gesetzt worden. Zur

Schließung der UAA und zur

Verhinderung der Atomtrans-

porte hat Rotgrün nichts bei-

getragen, obwohl sie sich hier-

bei auf einen breiten demokra-

tischen Konsens in der Gesell-

schaft hätten stützen können.

Die frisch in den Landtag ein-

gezogene Linkspartei hat viel

Zeit damit verbracht, nerven-

zehrende Diskussionen über in-

haltliche Haltelinien bei einer

möglichen Tolerierung von

Rotgrün zu führen. Allerdings

fuhr der rotgrüne Regierungs-

zug durch, ohne bei den Lin-

ken anzuhalten. All der Auf-

wand war für die Katz!

Als die Linkspartei in NRW vor

gut zwei Jahren in den Landtag

und in zahlreiche Kommunal-

parlamente einzog, war sie erst

einmal damit beschäftigt, Büros

einzurichten, SekretärInnen

einzustellen, bezahlte und un-

bezahlte Pöstchen zu verteilen

und sich im parlamentarischen

Alltag zurechtzufinden. Sie ver-

zettelte sich schnell im Rahmen

der breiten parlamentarischen

Themenpalette. Tagespoliti-

sches Kleinklein sorgte für eine

geeignete Beschäftigungsthe-

rapie der neuen kritischen Geis-

ter im Parlament.

Diese versäumten es, konse-

quente Bewegungsschwer-

punkte auszufüllen und alles

andere links liegen zu lassen.

Es wurde in NRW eine Kontakt-

stelle für soziale Bewegungen

eingerichtet, anstatt sich selbst

in erster Linie als Bewegungs-

akteurInnen und weniger als

ParlamentarierInnen zu begrei-

fen.

Schon vor etlichen Jahren for-

derte die NRW-Linke preis-

günstige Sozialtickets für ärme-

re Menschen. Die phantasielo-

se heilige Dreieinigkeit von An-

trag, Presseerklärung und Info-

stand gewann aber erst seit ei-

nem Dreivierteljahr an beschei-

dener Fahrt und wird jetzt nur

noch als eigennütziger Be-

standteil des Wahlkampfes

wahrgenommen. Als Dienstlei-

ster stellt die Linke ein halbes

Dutzend umfangreicher Bro-

schüren zum Sozialticket zur

Verfügung, ohne durch eigene

Aktionen (beispielsweise Auf-

ruf zu massenhaftem Schwarz-

fahren an einem bestimmten

Tag) das Thema in die Öffent-

lichkeit zu bringen.

Die Mitglieder der Linkspartei

erweisen sich meistens als be-

ratungsresistent, wenn sie auf

ihre Fixierung auf parlamentari-

sche Aktivitäten hingewiesen

werden. Vielleicht können sie

gar nicht anders. Zwischen au-

ßerparlamentarischen Aktivitä-

ten und Parteipolitik bestehen

große konzeptionelle Unter-

schiede. Die Einsicht, dass po-

litische Erfolge durch große

Mobilisierungen und Aktionen

erkämpft werden müssen, ist

zwar oft vorhanden, wird aber

nicht umgesetzt.

Was übrig bleibt, ist eine breit-

gestreute inflationäre Heimsu-

chung linker Newsletter mit den

Phrasen „man hätte, man soll-

te, man könnte ...“. Aber auf

Seiten der Linken selbst kann

kaum jemand. Zu beschäftigt im

Büro.

Als vor drei Jahren die Linke

mit 11,9 Prozent in den Bundes-

tag gewählt wurde, konnte sie

vor Kraft kaum mehr gehen und

bot gönnerhaft den sozialen

Bewegungen ihre Hilfestellung

bei der Durchsetzung ihrer For-

derungen an. Jetzt steckt die

Partei in der Klemme und muss

sogar um den Wiedereinzug in

die Parlamente kämpfen.

Ein tiefer, selbstverschuldeter

Absturz. Aber vielleicht ist es

besser so, dass sie wieder zu-

rück auf den (roten) Teppich

kommt und Gelegenheit erhält,

ihr bisheriges Verhalten von

Grund auf zu überdenken. Ver-

änderung beginnt immer durch

Druck von Unten!

Horst Blume
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Anzeigen

Widerstand gegen Hochspannungsleitung und

AKW-Neubau in Frankreich
Baumbesetzung, Strommast-Abschraube-Aktionen und mehr

Nachrichten

Auf Bäume gegen Bagger

„Erinnert mich an WAA  (Wackersdorf) oder Startbahn-West, nur alles

etwas kleiner.... haltet durch es werden Menschen folgen (A)“, das

war der erste Kommentar zum Bericht über die Waldbesetzung im

Hambacher Forst auf Indymedia Linksunten.

Tatsächlich hat diese Besetzung das Potential ein Kristallisationsort

der aktuellen Widerstandsbewegung zu werden, weil sie das Herz

einer aktuellsten Problematik trifft - das Rheinische Braunkohle-

revier als Europas Klimakiller Nummer 1.

Es fing an mit einem Kulturfest im Hambacher Forst, der in den

nächsten Jahren Stück für Stück gerodet werden soll, damit RWE

Profite aus dem braunen Gold der darunterliegenden Kohle schla-

gen kann (vgl. GWR 368, S. 5).

300 Anti-Braunkohle-Aktive trafen am 14. April ein, um Samba-

band, Liedermachern und Vorlesungen zu lauschen, und bei Kaf-

fee und Kuchen über weiteren Widerstand zu debattieren. Dann

stand die Verleihung der Baumpatenschaften auf dem Programm.

Mit musikalischer Begleitung der Sambaband ging es durch den

Wald (Szenen, die teilweise einen Hauch von Wendland hatten)

und viele Aktive übernahmen für einzelne Bäume Patenschaften

zum Schutz und schmückten sie mit Protestschildern.

Vom Protest zum Widerstand ging es an diesem Tag durch eine

direktere Form der Baumpatenschaft über. Etwa 30 Aktivist_innen

hatten nämlich schon Vorbereitungen getroffen und Plattformen

in 5 alte Bäume des Hambacher Forstes gezogen. Als der Pulk an

diesem Ort eintraf wurde per Megaphon eine Rede aus dem Baum

gehalten, in der angekündigt wurde, dass die Kletterer_innen auf

den Bäumen ausharren wollen, und einladen sich zu beteiligen –

am Boden oder im Baum – bis RWE alleine in den Abgrund, an den

sie die Erde mit ihrer Braunkohleverstromung bringen,

voRWEggeht. „Natürlich nicht ganz alleine, sondern gemeinsam

mit dem gesamten fossil-nuklearen Kapitalismus“, ergänzte eine

Beobachterin am Boden.

Zwei Tage später, zum Zeitpunkt der Abgabe dieses Artikels, ist

der Teil des Hambacher Forstes noch immer besetzt. Zelte werden

aufgebaut, an den Plattformen in den Bäumen gezimmert und Pro-

gramm für die nächsten Tage organisiert. Das alles in einem wun-

derschönen Fleckchen des Frühlingswaldes, einem alten Buchen-

Eichen-Habitat. „Wenn ich diesen Wald hier sehe, weiß ich, war-

um ich hier bin und gegen die Rodung für die Kohleindustrie

kämpfe“, sagte eine Aktivistin.

Diese Besetzung könnte der Anfang einer neuen Widerstandsbe-

wegung sein, so wie einst die Bauplatzbesetzung in Gorleben, die

eine, nun 30jährige Widerstandsbewegung im Wendland begrün-

dete. Auf der Waldbesetzung fiel tatsächlich gelegentlich der

Spruch: „Germany’s next Wendland“, und an diesem Ort kommen

viele Dinge zusammen, die in Zukunft für eine breite Bewegung

sorgen könnten: Die außerordentliche internationale Relevanz für

das Klima, eine lokale Betroffenheit durch den Kohleabbau (Um-

siedlung, Zerstörung der Umgebung, Gesundheitsauswirkungen,

die sich mit der Rodung des Waldes extrem verschärfen – der

Feinstaub aus dem Tagebau ist immerhin radioaktiv) und die Zer-

störung dieser wunderschönen Natur. In der Vergangenheit hat

sich oft gezeigt, dass dann eine breite Bewegung entsteht, wenn

Widerstand verschieden motiviert ist, unterschiedliche Protest-

und Widerstandsformen zusammenkommen und nebeneinander

akzeptiert werden.

Diese Entwicklung sollte schnell geschehen. Es bleibt nur wenig

Zeit um die Verbrennung fossiler Energieträger zu stoppen, die

Abnahme der globalen Waldflächen in eine Zunahme zu verwan-

deln und die Verselbstständigung des Klimawandels noch zu stop-

pen. Es sind also alle gefragt jetzt mit der eigenen Tatkraft diese

Bewegung im Aufbau zu unterstützen. Schaut einfach mal auf der

Waldbesetzung vorbei, macht euch eigene Gedanken über weite-

ren Widerstand und kommt auf das Klimacamp, das im August in

der Region stattfinden wird.

Nicht nur für den weiteren Widerstand soll dieser Ort Kristal-

lisationspunkt sein. In einer Erklärung der Besetzer_innen, die

„Erste Erklärung aus dem Hambacher Forst“ genannt wurde – in

Anlehnung an die „Erklärungen aus dem Lakandonischen Urwald“

der Zapatistas – heißt es: „Wir brauchen Orte, an denen Men-

schen selber planen, wie eine klimagerechte Zukunft aussehen

soll, oder kann. Erstens weil die herrschende Politik bei der drän-

genden Frage des Klimawandels total versagt hat und weiter ver-

sagt. Zweitens weil Organisierung von unten Spaß macht. Vielleicht

könnte durch diese Besetzung hier ein solcher Ort entstehen. Eine

Keimzelle einer neuen Welt im Herzen des fossil-nuklearen Kapi-

talismus.“

B.Setzer

„Wenn die aktiven Umweltaktivisten, die heute gegen die Atomkraft

kämpfen, später auf die Idee kommen, die Hochspannungsleitungen

zu bekämpfen, ist anzunehmen, dass die Situation ernst wird.

Atomkraftwerke können mit Hilfe von Stacheldraht und wenn

notwendig der Bereitschaftspolizei abgeschottet werden. Für die

Strommasten gilt dies aber nicht“, hieß es in einem als vertraulich

eingestuften geheimen Dokument vom französischen staatlichen

Elektrizitätswerk EDF aus dem Jahr 1983.

Genau dies passiert heute. In

die deutsche Berichterstattung

hat die Nachricht den Sprung

bislang nicht geschafft. Von Be-

deutung für die französische

Antiatombewegungen ist sie

aber.

Seit dem 28. März besetzt gut

ein Dutzend AktivistInnen in Le

Chefresne (Nieder-Normandie

bei Coutances) Bäume, die an

jenem Tag für eine neue Hoch-

spannungsleitung gefällt wer-

den sollten. Die Hochspan-

nungsleitung geht mit dem Bau

des EPR-Atomreaktors in Fla-

manville an der Küste einher.

Die Baumbesetzung dauert an

und die AktivistInnen stellen

sich auf eine lange kämpferi-

sche Besetzung ein. Während-

dessen gehen die Protestwan-

derungen an der geplanten

Trasse sowie die Abschraube-

und Sabotageaktionen an den

sich im Bau befindlichen Strom-

masten weiter.

Ein Kristallisierungspunkt des

Antiatom-Widerstandes gegen

die Neubaupolitik der Regie-

rung sind die Stromtrassen

schon seit einigen Jahren. „Lut-

te anti-THT“ heißt es im Fran-

zösischen. THT steht für Hoch-

spannungsleitung (HSL).

In Flamanville an der Küste bei

Cherbourg in der Nieder-Nor-

mandie befindet sich seit eini-

gen Jahren ein neuer „EPR-Re-

aktor“ im Bau.

Baustellenbesetzungen hat es

auch in der Vergangenheit ge-

geben, es ist aber nicht einfach

einen Standort zu besetzen, wo

schon Atomreaktoren stehen,

und der bereits eingezäunt und

stark überwacht ist. Die Akti-

vistInnen haben früh auf den

Protest gegen die damit einher-

gehende Hochspannungslei-

tung gesetzt.

Ich erinnere mich noch gut an

die erste Hochspannungsmast-

besetzung in Flamanville 2007.

Ich beteiligte mich spontan da-

ran, als mich FreundInnen ein-

luden, die über meine Kletter-

fähigkeiten Bescheid wussten.

Beteiligung und Erfahrungs-

austausch (Klettertechnik) sind

wichtig im Widerstand. Es folg-

ten weitere Besetzungen und

zahlreiche Gerichtsverhandlun-

gen.

Wir besetzten damals den

Strommast einer bestehenden

Trasse. Symbolisch, als Zei-

chen der Entschlossenheit für

die kommenden Jahren. Heute

ist es ernst geworden: die

Hochspannungsleitung Coten-

tin-Maine befindet sich seit

Dezember 2011 im Bau. Und der

Widerstand hat sich dorthin

verlagert.

In unserem Prozess wegen

Strommastbesetzung vorm Tri-

bunal de Grande Instance in

Cherbourg im Juni 2009 ließen

wir Jean-Claude Bossard als

Zeuge laden, zum Beweis der

Unvereinbarkeit von Demokra-

tie und Atomkraft. Jean-Claude

Bossard ist Oberbürgermeister

der commune du Chefresne und

hat in dieser Funktion die Koo-

peration mit den Genehmi-

gungsbehörden im Planfest-

stellungsverfahren - die Geneh-

migung der Trasse stand im Vo-

raus fest - abgelehnt und eine

Verfügung gegen den Bau der

HSL auf kommunalem Grund er-

lassen. Diese Verfügung wird

von Paris schlicht ignoriert, Po-

lizei und Armee rücken nun vor.

Am 29. März besuchte Jean-

Claude Bossard die Baumbe-

setzerInnen im Wald von le

Chefresne. Dort haben sie sich

in den Bäumen in Hängematten

und auf Plattformen ver-

schanzt.

Der Wald steht der neuen Tras-

se im Weg und sollte an jenem

Tag gefällt werden. Die Aktion

der AtomkraftgegnerInnen

überraschte die Polizei. Ca. 80

Beamte der Militärpolizei in vol-

ler Kampfmontur, etliche Poli-

zeifahrzeuge und zwei Armee-

fahrzeuge konnten die Aktivis-

tInnen ausmachen. Sie beglei-

teten Baumfällarbeiter und Ver-

messungsbeamten im Auftrag

des staatlichen Stromnetzun-

ternehmens RTE (Réseau de

transport d’électricité). Sie hat-

ten mit Widerstand der Bevöl-

kerung gerechnet und waren

darauf eingestellt. Doch gegen

die AktivistInnen in luftiger

Höhe blieben sie ohnmächtig.

Nach wenigen Stunden traten

sie den Rückzug an.

Eine Räumung innerhalb der da-

rauf folgenden Tage wurde zu-

nächst befürchtet. Seit dem 1.

April ist die Situation mit Be-

ginn der Vegetationsperiode

entspannter geworden, auch

wenn die Polizei weiterhin im

Hintergrund Präsenz zeigt und

das Geschehen beobachtet.

Wachsam bleiben die Demon-

strantInnen auf jeden Fall. Es

ist nicht gesagt, dass sich RTE

an geltende Gesetze hält und bis

zum nächsten Herbst wartet. Ei-

ne Sondergenehmigung für die

Fällungen ist auch nicht aus-

geschlossen.

Der Widerstand fühlt sich

durch die Aktion gestärkt und

geht in die Offensive.

Im Internet kursieren Unter-

stützungsaufrufe, Aktions-  und

Veranstaltungsankündigun-

gen. Die BaumbesetzerInnen

befestigen ihr Widerstandcamp

und freuen sich sowohl über

neue MitbewohnerInnen als

auch über Materialunterstüt-

zung für ihre geplanten Baum-

häuser. Am 15. April fand eine

Vollversammlung der Initiativen

und Gruppierungen gegen die

HSL-Trasse in le Chefresne

statt.

Die Meldungen über weitere

Aktionen des zivilen Ungehor-

sams reißen indes nicht ab.

Oberbürgermeister weigerten

sich, mit den Behörden im Rah-

men des Planfeststellungsver-

fahrens Anfang März zu koo-

perieren und erhielten Mah-

nungen aus Paris.

SpaziergängerInnen blockieren

immer wieder die Bauarbeiten

vor Ort. Plakate rufen zu Sabo-

tageaktionen auf. Die „actions

de déboulonnage“ sind sehr

beliebt: Strommasten, die sich

noch im Baum befinden, wer-

den abgeschraubt.

In La Bazoge kippten Unbe-

kannte Säure in die Tanks von

Baustellenfahrzeugen hinein.

Der Bau soll dadurch behindert

und verzögert, der Widerstand

sichtbar gemacht werden. Rei-

bungen und Streit über Akti-

onsformen gibt es wenig.

Bei keiner dieser Aktionen wur-

den Menschen gefährdet. Vie-

le sind der Meinung, dass die

verschiedenen Formen des Wi-

derstandes sich ergänzen.

Eichhörnchen

Mehr Informationen: www.stop-tht.org

http://valognesstopcastor.noblogs.org/

Camp Beviniere  Fotos: Eichhörnchen
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Lautstarke Proteste im Flughafenterminal

Der Ausbau des Flughafens zur „Airport City“

... und das Totschlagargument Arbeitsplatzbeschaffung

Seit Bau des Flughafens 1936 unter den Nationalsozialisten wird dieser immer weiter ausgebaut.

Flughäfen sind Knotenpunkte des globalen Kapitalismus. Hier werden Transportketten minutiös auf

schnelllebige Produktionszyklen abgestimmt. Gleichzeitig bieten die immer stärker zu sog. „Airport

Citys“ ausgebauten Flughäfen mit eigener Infrastruktur, Geschäften, Hotels, Gastronomie, Kinos,

Tagungsräumen für Kongresse, etc. eine weitere Plattform zur Vermarktung von Produkten und

Dienstleistungen. Mittlerweile erzielt die Fraport über 80% ihrer Einnahmen aus Vermietungen und

Immobiliengeschäft. Mit zunehmender Nutzung von „The Squaire“ (2011 fertiggestelltes Gebäude;

140.000 m² Fläche; eigene Postleitzahl) und Gateway Gardens (35-Hektar-Gebiet; bis 2005 US-Militär-

siedlung; zukünftig „Stadtteil“ mit einem Mix aus Büros u. Läden, inkl. S-Bahn-Anschluss) werden

diese Einnahmen noch steigen. Fraport-Chef Stefan Schulte beschrieb den Frankfurter Flughafen

bereits 2009 als „Einkaufszentrum mit Landebahn“. Dieser ist mit jährlich 56 Mio. Passagieren (Prog-

nose für 2012) der 9.-größte Flughafen weltweit.

Konkrete Ausbauten

Gerade finden Bodenvorbereitungsarbeiten für eine zweite A380-Halle zur Wartung von Jumbojets

statt. Auch der Bau des Terminal 3 (mit nochmal 15.000 m² Einzelhandelsfläche)wird vermutlich noch

dieses Jahr beginnen. 2015 soll die mit der neuen Nordwestlandebahn erreichte Kapazität von 66

Mio. Passagieren erreicht sein. 2016 soll das Terminal 3 fertiggestellt sein – dann wird Frankfurt mit

88 Mio. Passagieren möglicherweise zum 3.-größten Flughafen.

Fraport und Arbeitsplätze

Und das, obwohl neben dem gesunden Menschenverstand auch marktwirtschaftliche Indikatoren

zeigen, dass grenzenloses Wachstum nicht funktioniert. Bereits 2009 meldete Lufthansa Cargo Kurz-

arbeit an. Im Februar stagnierten die Frankfurter Flugbewegungszahlen, im März waren sie rückläu-

fig. Gleichzeitig entschwindet das Totschlagargument Arbeitsplatzbeschaffung. Vor dem Bau der

Nordwestbahn wurden 250.000 neue Arbeitsplätze versprochen – inzwischen zeigt sich, dass trotz

des massiven Ausbaus nur wenige Tausend neue Stellen hinzukamen. Bei diesen handelt es sich zum

größten Teil um Umsiedlungen, wie Recherchen des ARD ergaben.

Darüber hinaus plant Lufthansa derzeit einen „Teilabriss“ des Konzerns – also im Klartext Stellen-

streichungen. Hinzu kommt, dass Flughafenbeschäftigte durchschnittlich weniger verdienen als

Beschäftigte anderer Unternehmen in der Region. So verwundern Arbeitskämpfe – wie z.B. im Febru-

ar der Streik der Vorfeldlotsen (GdF) und im März ein Warnstreik des Bodenpersonals (Ver.di) – nicht.

Auf Fluglärmdemos berichtete eine Gewerkschafterin über die Verlagerung industrieller Arbeitsplät-

ze in Billiglohnländer, die durch den Flughafen und die Möglichkeit von „just in time“-Lieferungen

begünstigt würden.

Das kapitalistische Interesse am reibungslosen Personen- und Güterverkehr nimmt Gesundheits-

schäden, Klimazerstörungen und Unmenschlichkeit in Kauf. Ohne massiven Widerstand wird der

Flughafen krebsgeschwürartig weiterwuchern.

Nachtflugverbot:

Das Leipziger Urteil und eine europäische Verordnung

Eigentlich war ein Nachtflugverbot schon im Mediationsverfahren zum Bau der Landebahn Nord-

west zugesagt worden – weil die Fluggesellschaften Druck machten, wurden dann aber mit dem

Planfeststellungsbeschluss doch 17 Starts und Landungen in der sog. „Kernnacht“ (23 bis 5 Uhr)

erlaubt. Nach einem Eilantrag mehrerer KlägerInnen beschloss der Hessische Verwaltungsgerichtshof

im Oktober 2011 ein vorläufiges Nachtflugverbot. Dieses galt bis zur Entscheidung des obersten

Verwaltungsgerichtshofs (VGH) in Leipzig. Mit Urteil vom 4. April bestätigte der VGH das Nachtflug-

verbot für die „Kernnacht“, und reduzierte die Flugbewegungen in den sog. „Randstunden“ (22-23 u.

5-6 Uhr) auf durchschnittlich 133 pro Nacht. Das stellt eine Art Trendwende bzgl. der zunehmenden

Deregulierung von Flughäfen seit den 80er Jahren dar. Für die FlughafenanwohnerInnen dennoch

kein Grund zum Feiern. Denn die Mindestforderung eines absoluten Nachtflugverbots zwischen 22

und 6 Uhr, die theoretisch 8 Stunden ungestörten Schlaf ermöglichen würde, ist damit nicht erfüllt.

Eine lebensnahe Regelung, mit der z.B. kleine Kinder ohne Fluglärm zu Bett gebracht werden könn-

ten, erscheint unter dem vorherrschenden kapitalistischen Blickwinkel absolut unerreichbar. Und

Nachtflüge gibt es trotz des Nachtflugverbots. Technische Überprüfungsflüge, z.B. zur Vermessung,

sind nachts möglich. Verspätete Landungen und Start sind bis Mitternacht erlaubt – und finden

statt.

Leipzig bestätigt den Ausbau

Der vielleicht bitterste Aspekt: Der VGH hat den Planfeststellungsbeschluss im wesentlichen bestä-

tigt und nur bzgl. der Nachtflüge Nachbesserungen gefordert. Damit ist der Bau der Landebahn

Nordwest im Kelsterbacher Wald rückwirkend genehmigt, durch den sich viele mehrfach betrogen

fühlen. 1981 versprach der damalige Ministerpräsident Börner, dass kein Baum mehr für den Flughafen-

ausbau fallen würde. Dieses Versprechen war genauso wirkungslos wie 1997 die Etikettierung des

Kelsterbacher Waldes zum Bannwald, die diesen vor weiteren Eingriffen schützen sollte. Wie sich

herausstellte, stand auch von vornherein fest, wie die „ergebnisoffene Mediation“ ausgehen würde.

Zuletzt wurde versprochen, der Bau der Nordwestbahn sei untrennbar mit einem Nachtflugverbot

verbunden – das jetzt aber erst eingeklagt wurde. Auch der weitere Ausbau (u.a. Terminal 3) ist mit

dem Urteil bereits genehmigt.

EU-Betriebsbeschränkungsverordnung

Außerdem kann das beschlossene Nachtflugverbot von der geplanten EU-Verordnung „zu lärm-

bedingten Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen“ wieder ausgehebelt werden. Im Text des Ent-

wurfs heißt es u.a.: „Lärmminderungsmaßnahmen sollten ausgesetzt werden können, um unerwünschte

Auswirkungen auf die Flugsicherheit, die Flughafenkapazität und den Wettbewerb zu vermeiden.“

Nach Beschluss der Verordnung, würden Nationale Gesetzgebungen unwirksam. Betriebszeit-

beschränkungen, wie z.B. Nachtflugverbote wären nur zulässig, wenn sie das kosteneffizienteste

Mittel zur Lärmminderung wären. Derzeit ist die Verordnung noch zu kippen und Aktive aus dem

Flughafenwiderstand beschäftigen sich damit.

Seit November 2011 protestieren jeden Montag Tausende im

Terminal 1 des Frankfurter Flughafens. Der Fluglärm wird den

Fluggesellschaften zurückgebracht mit Trillerpfeifen, Trommeln,

Rasseln und Topfdeckeln.

Mit Auflagen sollte das Lärmen

unterbunden werden, doch die

Ordnungspolizei scheiterte hier

praktisch an der Beharrlichkeit

und Wut der DemonstrantIn-

nen. In den meisten Fällen ist

der individuell erlebte Fluglärm

Anlass für diese Wut.

Sie führen auf: SchülerInnen

müssten mit Ohrenstöpseln ler-

nen; Kinder würden morgens

um 5 Uhr von Flugzeugen ge-

weckt; Schlafentzug und ge-

sundheitliche Schädigungen

seien an der Tagesordnung.

Tatsächlich ist durch mehrere

Studien belegt, dass die vom

Fluglärm Betroffenen verstärkt

unter erhöhtem Blutdruck,

Kreislaufbelastungen, Konzen-

trationsstörungen, Migräne

und Schlafmangel leiden und

dass sie deutlich höhere Er-

krankungsrisiken für Herzin-

farkte, Schlaganfälle, Depressi-

onen, Psychosen und Brust-

krebs haben.

Eine geringere Lebenserwar-

tung und höhere Medikamen-

tenvergabe wurden festgestellt.

Bei Kindern wurde ein Zusam-

menhang zwischen Fluglärm

und diversen Entwicklungsstö-

rungen nachgewiesen.

Denjenigen, die ihr Zuhause

nicht verlassen wollen, bleibt

nur noch gegen die Lärmursa-

che anzukämpfen. Denn Schall-

schutz hieße ein Leben hinter

Lärmschutzfenstern. Je nach

Windrichtung sind Orte in Hes-

sen, Bayern und der Nordpfalz

betroffen. Die Montagsdemon-

strantInnen artikulieren Forde-

rungen, die alle entlasten sol-

len – dazu gehören Nachtflug-

verbot und Ausbaustopp (sie-

he Kästen).

Mobil zulasten des Klimas

Mit der ansteigenden Flugbe-

wegungszahl wird der Fluglärm

weiter zunehmen. Ebenso der

CO
2
-Ausstoß. Seit 1990 haben

sich die klimarelevanten Emis-

sionen des europäischen Flug-

verkehrs fast verdoppelt.

Im letzten Herbst haben mehre-

re Inseln im Pazifik wegen kli-

matisch bedingtem Trinkwas-

sermangel den Nationalen Not-

stand ausgerufen, andere den-

ken bereits an Umsiedlung

sämtlicher BewohnerInnen.

Zeitgleich machen verzichtbare

Kurzstreckenflüge einen we-

sentlichen Teil der Flugbewe-

gungen aus.

Statt mit einem Ausbaustopp

die weitere Zunahme der Luft-

verkehrsemissionen zu verhin-

dern, setzt die europäische Uni-

on auf Emissionshandel. Dabei

erhalten die Airlines 85% der

Zertifikate vom Umweltbundes-

amt kostenlos zugeteilt.

Weitere staatliche Förderung:

die europäischen Airlines sind

von der Kerosinsteuer und auf

internationalen Flügen auch

von der Mehrwertsteuer be-

freit. Diese Politik wird beibe-

halten, während die europäi-

schen Staaten vorgeben gegen

Schulden und die Klimakrise zu

kämpfen. Statt tatsächlicher

Verbesserungen wird Greenwa-

shing betrieben. Durch die Nut-

zung sogenannten „Biokero-

sins“ versucht Lufthansa sich

einen grünen Anstrich zu ge-

ben. Dass Agrarkraftstoffe in

direkter Konkurrenz zur Nah-

rungsmittelproduktion stehen

und damit den weltweiten Hun-

ger verstärken, wird verdrängt.

Würden die Pläne der Lufthan-

sa und anderer Fluggesell-

schaften umgesetzt, wären bis

2020 etwa 3,5 Millionen Hektar

(ca. die Fläche Belgiens) für den

jährlichen Anbau der Energie-

pflanzen notwendig. Dabei ist

die Verbrennung von Agrar-

kraftstoffen ähnlich klima-

schädlich wie die herkömmli-

cher Kraftstoffe, hinzu kommen

weitere Emissionen durch An-

bau, Verarbeitung und Trans-

port im Produktionsprozess.

Regionale Belastung

Flüge belasten die Luft mit

Stickoxiden und krebserregen-

den Stoffen wie Benzol. Aus-

bauten bedeuten Flächenver-

siegelung. Einige AnwohnerIn-

nen sehen sich auch durch

mögliche Abstürze (z.B. durch

Vogelschlag) bedroht. Diese

Angst begründet sich in Mel-

dungen über Beinahe-Unfälle

und ausfallende Warnsysteme.

Besonders bedenklich ist, dass

das Chemiewerk Ticona in der

Flugschneise liegt. Auch das

gerade 50 Km entfernte AKW

Biblis könnte zum ungewollten

Ziel werden. Gründe genug zu

protestieren.

Ein Schildermeer im Terminal

Die Gestaltung der Montags-

demos ist so vielfältig wie die

initiierenden Bürgerinitiativen,

innerhalb deren Bündnis über-

zeugte AusbaugegnerInnen,

die teilweise schon seit Start-

bahn-West-Zeiten aktiv sind,

auf die neuen Lärmgeplagten

treffen.

Von Seifenblasenaktionen über

das gemeinsame Singen text-

lich angepasster Lieder bis hin

zu hochgehaltenen Bändern,

die Zusammenhalt symbolisie-

ren, gab es verschiedenste

Ausformungen des Protestes.

Aber vor allem sind laute

Sprechchöre zu hören, mit de-

nen die Demonstrierenden z.B.

fordern „Die Bahn muss weg!“

- oder auch „Bouffier muss

weg!“. Zuletzt hatte der hes-

sische Ministerpräsident im

Vorfeld einer Großdemo am

04.02., bei der am Frankfurter

Flughafen 20.000 Menschen

zeitgleich zu weiteren Betroffe-

nen in Berlin und München de-

monstrierten, den Lärmbetrof-

fenen ohne jeden Anlass Ge-

walttätigkeit unterstellt.

Eine weitere Großdemo fand am

24.03. an den Flughafenstand-

orten in Frankfurt, München,

Düsseldorf, Köln/Bonn, Leip-

zig/Halle und Berlin unter dem

Motto „Fluglärm macht krank!“

statt. In Frankfurt wurde mit ei-

nem Protestmarsch zu Lufthan-

sa-Basis die rücksichtslose Po-

litik der Airline angegriffen.

Die Fraport lässt Demonstrati-

onen erst zu, seit sie 2010 durch

die Verfassungsklage einer Ab-

schiebe-Gegnerin dazu ge-

zwungen worden war – eine Ge-

richtsentscheidung von der

viele profitieren. Tierrechtsini-

tiativen protestieren im Flugha-

fen gegen Air France KLM, das

weltweit größte Transportun-

ternehmen für Versuchstiere.

Fortsetzung nächste Seite
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Die Stadt Flörsheim verlegte im

Februar kurzerhand eine öffent-

liche Stadtverordnetenver-

sammlung zum Thema Fluglärm

und Ausbau ins Terminal.

Wenige Wochen später tagte

die Fraktion der Linken im Hes-

sischen Landtag ebenfalls im

Terminal. Ein Lärmbetroffener

kam in den Flughafen, um dort

Mittagsschlaf zu halten – zu-

hause sei dies nicht mehr mög-

lich – und rief dazu auf, es ihm

gleichzutun.

Fraports Gegenoffensive

Durch die kontinuierlichen De-

monstrationen unter Druck ge-

raten, initiierte die Fraport An-

fang März unter dem Motto „Ja

zu Fra“ eine Jubelveranstaltung

am Frankfurter Römerberg.

Im Ankündigungstext hieß es,

der Konzern wolle „eine diffe-

renzierte und sachliche Diskus-

sion fördern, um die Zukunft

des Frankfurter Flughafens

auch weiterhin zu sichern“.

Die Pro-Veranstaltung wurde

durch eine über die Agentur

Burson-Marsteller registrierte

Domain beworben. Zu den bis-

herigen KundInnen der Agen-

tur für „Krisen-Management“

zählen der Gentechnikmulti

Monsanto genauso wie der

Chemiekonzern Union Carbide

nach der Bhopal-Katastrophe

1984 und der AKW-Hersteller

Babcock & Wilcox nach der

partiellen Kernschmelze 1979 in

Harrisburg.

Auch für die argentinische Mi-

litärjunta und den rumänischen

Diktator Ceaucescu betrieb

Burson-Marsteller Meinungs-

mache. In vielen Fällen täusch-

te die für manipulative Metho-

den bekannte Agentur durch

Einsatz bezahlter Demonstran-

tInnen, digitale Stimmungsma-

che und fingierte Pressemel-

dungen eine Basisbewegung

vor.

In Anbetracht dessen, dass

sich die Fraport AG mehrheit-

lich in öffentlicher Hand befin-

det, gab es besonderen Anstoß

an der Zusammenarbeit mit Bur-

son-Marsteller. Doch ganz neu

scheint die Verbindung nicht zu

sein – mindestens die Lufthan-

sa AG ist seit Jahren Kundin bei

Burson-Marsteller. Insider be-

richten, es hätte Aufforderun-

gen an Flughafenbeschäftigte

gegeben, die Anzahl der teil-

nehmenden Familienmitglieder

schriftlich mitzuteilen. Auch die

Bewerbung der Fraport-Veran-

staltung im hessischen Rund-

funk sorgte für Unmut, da der

Sender einen Spot der Bürgeri-

nitiativen als „politische Wer-

bung“ abgelehnt hatte. Nach

Beschwerden wurde die „Kund-

gebung“ der Fraport kurzer-

hand in „Informationsveran-

staltung“ umbenannt.

Auch wenn die Flughafenbe-

treiberInnen auf diese Weise ei-

nige Tausend Leute zusammen-

bekamen, wirkte die Veranstal-

tung – geprägt von vorgedruk-

kten Schildern – unglaubwür-

dig. Während die Bürgerinitia-

tiven die Jubelveranstaltung

ignorierten, hatten sich einzel-

ne GegendemonstantInnen mit

Nonsens-Umfragen und satiri-

schen Schildern (z.B. „Für eine

Landebahn auf der Zeil!“) un-

ter die Flughafen-Befürwor-

terInnen gemischt.

Auf bereitgestellte Shuttle-

busse reagierte eine Rednerin

auf einer Fluglärmdemo am Fol-

getag mit der Anmerkung, die

Lärmbetroffenen würden hin-

gegen „auf eigene Kosten“ und

„aus eigener Überzeugung“ de-

Fortsetzung von Seite 1

Lautstarke Proteste im Flughafenterminal

Chorprobe statt Probebohrung
Foto: Anke Schüttler, www.ankeschuettler.com

Das Wendland ist nicht irgendeine schöne ländliche Gegend. Es ist die

Region, wo sich der Kampf zwischen Vernunft und Staatsraison,

zwischen Ethik und Profitmaximierung so scharf und so ausdauernd

wie sonst nirgendwo in der BRD äußert.

te auf. Nach einem Aktionstrai-

ning, das wir bereits im März in

der rheinischen Heimat absol-

viert hatten, wurden wir hier

noch einmal von einer Aktivis-

tin von „Gorleben 365“ über die

Verhältnisse vor Ort aufgeklärt.

Die „Anderen Saiten“ sind he-

terogen zusammengesetzt, und

die basisdemokratischen Pro-

zeduren der Konsensfindung

stießen nicht von Anfang an bei

allen auf Begeisterung.

Am Ende herrschte Einigkeit

darüber, dass auf diese Weise

die richtigen Entscheidungen

zustande gekommen seien; ei-

nige behaupten aber heute

noch, man hätte dies auf weni-

ger demokratischem Wege

auch schneller erreichen kön-

nen.

Aber die Diskussion darüber

war bereits fruchtbar. – Auch

libertäre Politik ist meistens ein

mühsames Unterfangen.

Unsere Blockade, also die

„Chorprobe“, hatten wir für

12:30 Uhr mittags angekündigt.

Um zu verhindern, dass der

Schichtwechsel aufgrund die-

ser Ankündigung auf einen frü-

heren Zeitpunkt verlegt und

damit ungestört ablaufen könn-

te, begannen wir die Aktion

aber bereits um 11:00 Uhr. Über-

raschenderweise richteten wir

dadurch tatsächlich einige Un-

ordnung im Berufsverkehr um

die Endlager-Baustelle an, ob-

wohl von einer Blockade der

insgesamt sechs Tore und aller

Zufahrtsstraßen bei 17 Aktiven

ja kaum die Rede sein konnte.

Mancher Autofahrer wartete

minutenlang vor unserer Blo-

ckade, bevor er die telefonische

Erlaubnis von seinem Boss ein-

geholt hatte, einen anderen

Weg zu benutzen.

Ein „Blockadebrecher“ tat sich

unrühmlich hervor, der in sei-

ner Blechkiste mit hoher Ge-

schwindigkeit auf dem Grün-

streifen neben der blockierten

Straße an den Chormitgliedern

vorbeibretterte, diese gefähr-

dend und unsere Proviantvor-

räte überrollend. Abgesehen

von diesem Choleriker gab es

aber auch eine Reihe von An-

gestellten, die den Eindruck er-

weckten, eher auf unserer Sei-

te zu stehen.

Ein oder zwei Hände voll Akti-

ver aus dem Wendland schau-

ten ab 12:30 Uhr vorbei, und die

meisten probten unsere umge-

texteten Stücke dann auch mit.

Da gemeinsames Singen be-

kanntlich immer fröhlich macht

und die echte Sonne sich zu

unseren Anti-Atom-Sonnen ge-

sellte, beendeten wir unsere

Blockade nach vier Stunden in

bester Stimmung.

Am nächsten Tag gestalteten

wir noch in Hitzacker eine „po-

litische Andacht“ in der dorti-

gen evangelischen Kirche.

Über die 3000 Jahre alte anar-

chistische „Jotham-Fabel“ aus

dem biblischen Buch der Rich-

ter wurde dort gepredigt, und

einige unserer neubetexteten

Choräle (und Trinklieder!) er-

klangen. Beim Vortrag der frisch

gedichteten „Wendland-Ode“

mussten einige ZuhörerInnen,

wie sie anschließend gestan-

den, schon die eine oder ande-

re Träne der Rührung unterdrü-

cken. Unser Zeichen der Soli-

darität scheint also angekom-

men zu sein. Der Text der

„Wendland-Ode“ wird auf den

Choralsatz „Du meine Seele,

singe“ gesungen, und geht so:

Der Widerstand im Wendland

Spornt uns schon lange an,

Wo mancher Plan sein End‘

fand,

Den der Atomstaat spann.

Seit fünfunddreißig Jahren

Verlässt euch nicht die Wut

Auf die Atomgefahren,

Das macht uns allen Mut.

Die Technokraten-Planung

Wollt‘ hier den großen Schlag.

Sie nannten es zur Tarnung,

O Hohn!, „Entsorgungspark“.

Doch wendländische Bauern

Sind nicht so schnell verkohlt.

Statt resigniert zu trauern,

Wart ihr auf Kampf gepolt.

Tausendundvier: Kein Bohr-

loch,

Ne Freie Republik.

Da war’n wir noch kein Chor,

doch

Noch heut klingt’s wie Musik!

Das Hüttendorf florierte:

Gelebte Utopie!

Auch wenn man es planierte,

Vergaßen wir es nie.

Dann kamen die Castoren

Von Strahlung kochend heiß,

Was haben wir gefroren,

X-tausendmal am Gleis.

Ihr brachtet heißes Essen,

Traktoren standen quer,

Mit Goliath uns messen,

Fiel nur noch halb so schwer.

Der Salzstock von Gorleben

Taugt nicht für Strahlenmist!

Von Wasser, Gas und Beben

Er stets gefährdet ist.

Nicht tausend Jahr, nicht hun-

dert,

Der Müll darf hier nicht rein!

–

 Weil wir euch stets bewundert,

Woll‘n wir heut‘ bei euch sein.

www.andere-saiten.de

Wenn man durch die Dörfer

fährt, wo fast jedes Haus und

jeder Bauernhof kreativ mit den

Symbolen des Kampfs gegen

die Atomanlagen dekoriert ist,

geht einem das Herz auf. Hier

kann man, trotz der beklemmen-

den Anwesenheit des Brenne-

lemente-Zwischenlagers in

Gorleben, freier atmen.

Günstige Voraussetzungen für

eine „öffentliche Chorprobe“.

Mit diesem Beitrag zur Kampa-

gne „Gorleben365“ blockierte

der Familienchor „Andere Sai-

ten“ am 12. April die Hauptein-

gänge des „Erkundungsberg-

werks“ in Gorleben, gleich ne-

ben dem erwähnten Zwischen-

lager. Wir haben uns damit in

die lange Reihe kreativer Akti-

onen eingereiht, mit denen seit

August 2011 ein Jahr lang an

möglichst vielen Tagen die

Endlagerbaustelle blockiert

werden soll (die GWR berich-

tete).

Schon am Ostermontag (9.

April) quartierten wir uns mit 17

SängerInnen in einem Hof bei

Dannenberg ein, begannen mit

Proben, pinselten Transparen-

te, erkundeten die Gegend und

hängten Ankündigungs-Plaka-

monstrieren.

„Ausreisepflichtige Fluggäste“

In das Bild der schönen neuen

Fraport-Welt passen auch nicht

die Abschiebungen, die Fron-

tex regelmäßig über Frankfurt

und andere Großflughäfen

durchführen lässt. Betroffen

sind MigrantInnen genauso wie

hier geborene Menschen ohne

europäischen Pass.

Darüber hinaus gibt es schon

lange Kritik am sog. Flughafen-

asylverfahren. Flüchtlinge wer-

den dabei in einem gesonder-

ten Abschiebegefängnis auf

dem Flughafengelände festge-

halten und nach einem stark

verkürzten Asylverfahren, bei

dem es keine reelle Chance auf

Duldung gibt, wieder abge-

schoben. Dieses menschen-

rechtlich besonders bedenkli-

che Verfahren wird inzwischen

an fünf deutschen Flughäfen

durchgeführt – 90 % davon in

Frankfurt.

Antirassistische Bewegungen

protestieren seit Jahrzehnten in

Flughäfen gegen die dort

durchgeführten Abschiebun-

gen. FRONTEX lässt regelmä-

ßig Menschen abschieben.

Ende März wurde an den fünf

größten deutschen Abschiebe-

flughäfen gegen innereuropä-

ische Abschiebungen nach der

Dublin2-Verordnung demonst-

riert, infolge derer die Betroffe-

nen meist soziales Elend und

äußerst bedenkliche rechtli-

chen und materiellen Voraus-

setzungen in den europäischen

Randstaaten erwartet. Über die

Demonstration in Frankfurt be-

richten die VeranstalterInnen:

„Beeindruckend war, dass mehr

als ein Dutzend Leute dabei wa-

ren, die über die Fluglärmdemos

mobilisiert wurden – und die

gleich vorschlugen, doch jeden

Freitag gegen Abschiebungen

zu demonstrieren.“

In solcher Weise findet eine

Vernetzung der am Flughafen

demonstrierenden Bewegun-

gen statt, die zwar noch nicht

weit fortgeschritten ist, aber

doch Mut macht. Dem Krebs-

geschwür Flughafen setzen

Menschen konkrete Forderun-

gen entgegen: Massive Lärm-

reduzierung! Dauerhaftes und

absolutes Nachtflugverbot!

Weniger Flugbewegungen!

Verlagerungen auf die Schiene!

Kerosinbesteuerung! Stillle-

gung der Landebahn-Nord-

west! Kein weiterer Ausbau!

Kein Terminal 3! Keine Airport-

city! Standortlogik aus den

Köpfen – Oder aber: Abschaf-

fung des Flughafenasylverfah-

rens! Weg mit Dublin2! Für ein

Europa, das Willkommen heißt!

Vielleicht ließe sich gemeinsam

ein Abschiebestopp durch

Flughafenrückbau erreichen?

Ganz ohne Niedriglöhne, Groß-

konzerne und Tierversuche.

Franziska Wittig

Infos zu Protesten und Hintergründen:

www.flughafen-bi.de

Auf dem Blog der ehemaligen WaldbesetzerInnen

gegen die Nordwest-Landebahn finden sich kriti-

sche Kommentare und Blicke über den Teller-

rand: http://waldbesetzung.blogsport.de/
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Markt und Politik
Spanien, Griechenland, Argentinien und die Mär vom „Sparen“
Kapitalistischer Markt ist Politik. Nichts an ihm ist naturwüchsig,

naturgesetzlich oder durch politische Entscheidungen nicht zu

verändern. Diese banale Wahrheit auszusprechen erscheint heute

wichtiger denn je.

Der Kulturwissenschaftler Jo-

seph Vogel nennt den Glauben

an den sich selbst und die Ge-

sellschaft regulierenden Markt

„die letzte Metaphysik der Mo-

derne“.
1
 „Ein Wettbewerbs-

markt“, schreibt die Nobelpreis-

trägerin für Wirtschaftswissen-

schaften Elinor Ostrom, „[...] ist

selbst ein öffentliches Gut [...].

Ohne zugrunde liegende öffent-

liche Institutionen, die ihn auf-

rechterhalten, kann kein Markt

lange existieren“.
2

Wie sehr das Funktionieren ei-

nes kapitalistischen Marktes

von einer ihn stützenden insti-

tutionalisierten Ordnung ab-

hängig ist, lässt sich leicht ver-

anschaulichen. Man stelle sich

nur einmal vor, der gesetzliche

Schutz des privaten Eigentums

würde aufgehoben. Es gibt kei-

nen grundsätzlichen Gegen-

satz zwischen Staat und Markt.

Statt dessen herrscht ein kom-

plexes Wechselverhältnis.

Stuart Hall hat darauf hingewie-

sen, dass beispielsweise im

thatcheristischen England die

Liberalisierung der Märkte den

„starken Staat“ nicht schwäch-

te, sondern voraussetzte.
3

Dabei sitzt die Politik – in die-

sem Falle idealtypisch als Mitt-

lerin öffentlicher Interessen zu

verstehen – gegenüber der

Wirtschaft eigentlich immer am

längeren Hebel. Sie schafft und

sichert jene Verhältnisse, die zu

ihrem Funktionieren notwendig

sind. Den angeblich unver-

rückbaren Mechanismen des

Marktes liegen politische Ent-

scheidungen zu Grunde, für die

Verantwortliche zu benennen

sind. Wirtschaftswissenschaf-

ten sind, trotz ihrer starken Ver-

ankerung in Empirie und Ma-

thematik, Geisteswissenschaf-

ten. Dies wird schon allein an

der Geschwindigkeit deutlich,

mit der sich ihre grundlegenden

Parameter im Verlauf der letzten

Jahrzehnte gewandelt haben.

Nicht dem wagemutigsten

Quantenphysiker wäre es ein-

gefallen, in einem vergleichba-

ren Tempo Naturgesetze über

den Haufen zu werfen.

Das gegenwärtig dominierende

neoliberale Modell kann, so der

Sozialhistoriker Edward P.

Thompson, auf empirisch be-

lastbare Grundlagen ohnehin

nicht verweisen. Ihm zugrunde

liegt (mit Adam Smith’ „Wealth

of Nations“ [‘Wohlstand der

Nationen’]) keine wissenschaft-

liche Untersuchung, sondern

ein „großartiger, sich selbst be-

stätigender Essay über Lo-

gik“.
4

Die öffentliche, anonymisieren-

de Rede von den „Finanzmärk-

ten“, die gottgleich das Schick-

sal der Menschen bestimmen

und gegen deren Urteil es kei-

ne Berufung geben könne, ist

Teil (und Bedingung) eines

Mythos von „politikfernen

Wirtschaftskreisläufen“, mit

dessen Hilfe Verantwortlichkei-

ten verwischt und politische

Handlungsmöglichkeiten ver-

schleiert werden.

Die gegenwärtigen Ereignisse

in Spanien und Griechenland

sind hierfür ein anschauliches

Beispiel. Mit ermüdender Hart-

näckigkeit wird von PolitikerIn-

nen und „Experten“ jeglicher

Couleur immer wieder herunter-

gebetet, beide Länder müssten

„sparen“, um wirtschaftlich auf

die Beine zu kommen. Dabei

wird, geleitet von Milton Fried-

mans Monetarismus, in Wahr-

heit nicht ein wirtschaftliches,

sondern vor allem ein politi-

sches Modell durchgesetzt, das

die Profite einer stetig schrump-

fenden Zahl von Menschen

und Einrichtungen absichern

soll.

Nationale Gesellschaften wer-

den nur mehr nach ihrer „Pro-

fitabilität“ bzw. „Solvenz“ ge-

genüber den Gläubigern einge-

ordnet. Demokratische Selbst-

bestimmungsrechte dagegen

werden mit Füßen getreten.5

Die Griechenland von den

Mächtigen der Europäischen

Union (EU) offen aufgezwun-

genen und von Spaniens neuer

konservativer Regierung

jüngst „freiwillig“ verkündeten

Sparmaßnahmen (vor allem im

sozialen Bereich) werden die

Wirtschaft beider Länder nicht

stabilisieren. Sie sind im Gegen-

teil Teil einer Abwärtsspirale,

die die griechische und spani-

sche Volkswirtschaft noch tie-

fer in die Krise ziehen wird.

„Selbst die Ratingagenturen“,

schreibt Herbert Schui in einem

lesenswerten Beitrag für die

Blätter für deutsche und Inter-

nationale Politik, „nennen

diese Negativspirale unver-

blümt beim Namen. Im Mai 2010

stufte Moody’s Griechenland

herab und begründete das mit

den Risiken des Spar- und Re-

strukturierungsprogramms.

Ähnlich argumentierte Fitch

bei der Herabstufung Spaniens

2010: Das Sparprogramm wür-

de das Wachstum der spani-

schen Wirtschaft mittelfristig

dämpfen”.
6

Die Gründe dafür liegen auf der

Hand: Auslöser für die Schul-

denkrise war nicht die „Fehl-

konstruktion“ der EU, sondern

eine verfehlte Steuerpolitik.

Besser- und Großverdiener

wurden in den vergangenen

Jahrzehnten immer stärker ent-

lastet. Dies führte jedoch nicht

zu Mehrinvestitionen- und

Ausgaben der so Begünstig-

ten, sondern nur zum Anwach-

sen ihrer Sparguthaben.

Konsequenterweise stiegen die

Staatsausgaben, um den Ver-

lust an Steuereinnahmen zu

kompensieren. Gleichzeitig

führte das Sinken des Lohnan-

teils am Volkseinkommen zu ei-

nem Absinken der Kaufkraft,

und dies wiederum zu weiteren

Verlusten an Steuereinnahmen:

ein Teufelskreis. Werden in ei-

ner solchen Situation staatliche

Sozialleistungen gekürzt – eine

Maßnahme, die die verloren-

gegangenen Steuereinnahmen

ohnehin nicht ersetzen kann –

wird der Abwärtstrend be-

schleunigt, anstatt sich zu ver-

langsamen: „Die Politik des

schlanken Staates, der niedri-

gen Lohnkosten und der fetten

Gewinne führt [...] aus zwei

Gründen zwingend zu Staats-

defiziten: Erstens können die

Ausgaben gar nicht in dem Um-

fang gesenkt werden, der für

eine Entschuldung möglich wä-

re. Zweitens schrumpft infolge

sinkender Staatsausgaben das

Bruttosozialprodukt, was wie-

derum zu geringeren Steuerein-

nahmen führt. Da sich dies Jahr

für Jahr wiederholt, steigt die

Schuldenquote kontinuierlich

an – und zwar rascher als das

Bruttosozialprodukt”.
7

Durchgesetzt werden mit einer

solchen Politik ausschließlich

kurzfristige Interessen der Ban-

ken in den Gläubigerländern

und ein autokratisches Wei-

sungsgefüge, in dem das So-

zialleben eines Schuldnerstaa-

tes nur mehr zur Tilgung der

Schulden existenzberechtigt ist.

Wirtschaftlich macht die Poli-

tik des radikalen Sparens nicht

den geringsten Sinn. „Mit der

Austeritätspolitik“, so der eme-

ritierte Politikwissenschaftler

Elmar Altvater, „gibt es keinen

Weg aus der Krise“.
8

Was geschehen kann, wenn

sich ein Land den Geboten der

neoliberalen Makroorganisa-

tionen des reichen Westens

und Nordens verweigert, be-

weist – paradoxerweise – Ar-

gentinien.
9

Man möge die folgenden Aus-

führungen nicht als Idealisie-

rung der politischen, wirtschaft-

lichen, sozialen und (erst recht

nicht) ökologischen Situation

des Landes missverstehen.

Es geht lediglich darum, zu zei-

gen, dass die angeblich unh-

intergehbaren Gesetze des

Marktes, die Merkel, Sarkozy,

Rösler und andere vielfältig im

Munde führen, weder unhinter-

gehbar noch wirtschaftlich

sind. Sie sind der Versuch, ver-

schärfte Ausbeutung im Inter-

esse einer globalen Minderheit

langfristig sicherzustellen.

2001 war Argentinien das Ar-

menhaus Lateinamerikas: Ein

Staat, der, erdrückt von über 100

Milliarden Dollar (!) Ausland-

schulden im wahrsten Sinne

des Wortes Konkurs anmelden

musste. Der Zusammenbruch

der argentinischen Wirtschaft

ging einher mit sozialen Protes-

ten, wie man sie in dieser Wucht

lange nicht mehr gesehen hat-

te. Die Bevölkerung der Städte

schlug wutentbrannt auf ihre

leeren Pfannen und Töpfe, Stra-

ßenschlachten tobten, inner-

halb von 6 Wochen gaben sich

6 (!) Ministerpräsidenten die

Klinke in die Hand. „¡Que se

vayan todos!“ [‘Sie sollen alle

verschwinden!’] war der

Schlachtruf einer Bevölkerung,

die nicht länger gewillt war,

Ausbeutung, Autokratismus,

Gewalt, Misswirtschaft und

Korruption tatenlos hinzuneh-

men.

2003 verweigerte der linkspero-

nistische Präsident Nestor

Kirchner schließlich jede wei-

tere Zusammenarbeit mit dem

Internationalen Währungs-

fond (IWF). 2005 unterbreitete

seine Regierung den privaten

Gläubigern ein Angebot: Sie

sollten entweder auf 75% ihrer

Ansprüche verzichten – oder

völlig leer ausgehen.

Diese Zwangsumschuldung re-

duzierte die Auslandsschulden

des Landes quasi über Nacht

von 100 auf 20 Milliarden Dol-

lar. Sie machte Argentinien aber

auch zum schwarzen Schaf der

internationalen Finanzmärkte –

und das im Grunde bis heute.

Geschadet hat das seiner Wirt-

schaft nicht – im Gegenteil.

Heute besitzt Argentinien eine

sich selbst tragende Wirtschaft

mit einem durchschnittlichen

Wachstum von 7-8% Prozent.

Vier Millionen Arbeitsplätze

wurden unter der Regierung

Kirchner geschaffen. Intensive

Sozialleistungen des Staates

senkten die Zahl der Armen um

gut zwei Drittel – eine Entwick-

lung, die wiederum dem argen-

tinischen Einzelhandel sehr zu-

gute kommt. 3,7 Millionen Kin-

der armer Eltern erhalten nach

wie vor eine staatliche Unter-

stützung von umgerechnet 45

Euro pro Monat, einzig ge-

knüpft an die Bedingung regel-

mäßigen Schulbesuchs und

ebensolcher Impfungen.10

Argentinien ist, bei allen Ein-

schränkungen, ein beeindru-

ckendes Beispiel dafür, wie man

einer am Boden liegenden Wirt-

schaft auf die Beine helfen

kann, indem man soziale Aus-

gaben erhöht, statt sie zu redu-

zieren.

Dass die Situation Argentiniens

mit der Spaniens oder Grie-

chenlands nicht ohne weiteres

vergleichbar ist, tut hier wenig

zur Sache.

Es geht um etwas anderes: Der

Widerstand gegen die Domi-

nanz einer neoliberalen Herr-

scherelite in Politik und Wirt-

schaft muss ein politischer sein.

Er darf sich von angeblichen

„Zwängen des Marktes“ nicht

irre machen lassen.

Die im sogenannten „Washing-

ton-Konsens“ beschlossene

Profitmaximierung der Gläu-

bigerländer war eine politische

Entscheidung – sie kann und

muss politisch bekämpft und

rückgängig gemacht werden. Es

ist nicht nötig, nur auf die Wall

Street zu starren.

Vor der eigenen Haustür kann

politischer Druck aufgebaut,

können ausbeuterische Zyklen

durchbrochen und Alternati-

ven öffentlich erprobt werden.

Die rücksichtslose Ausbeu-

tung und Zerstörung gesell-

schaftlicher Strukturen ist eine

bewusst gemachte und voran-

getriebene Politik, für die Ver-

antwortliche zu benennen und

zur Verantwortung zu ziehen

sind. Vor allem aber ist sie eben

dies: eine Politik. Die kann man

ändern.

Joseph Steinbeiß
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mie’ der englischen Unterschichten im 18. Jahr-

hundert“, in: ders., Plebeische Kultur und mora-

lische Ökonomie. Aufsätze zur englischen Sozi-

algeschichte des 18.und 19. Jahrhunderts, aus-

gewählt und eingeleitet von Dieter Groh, Frank-

furt/M., Berlin (Ullstein) 1980, S. 67-130, hier

S. 82.

5 Zur Situation in Griechenland und Spanien vgl.

u.a. Cáceres, Javier, “27 Milliarden Euro in ei-

nem Jahr. Mit beispiellosen Sparmaßnahmen will

Premier Rajoy Spaniens Schuldenberg abtragen”,

in: Süddeutsche Zeitung (SZ), 31.März/1. April

2012, S. 8; Kaimaki, Valia, “‘Aux banques ils

donnent de l’argent, aux jeunes ils offrent...des

balles’. Révolte d’une génération grecque déses-

pérée”, in: Le monde diplomatique, Janvier 2009,

S. 4-5.

6 Schui, Herbert, “Methode Merkozy: Wie Europa

zu Tode gespart wird”, in: Blätter für deutsche

und Internationale Politik, Januar 2012, S. 66-

74, hier S. 68.

7 Ebenda.

8 „Sparend in die Krise” [Interview mit Elmar

Altvater], in: medico international, a.a.O., S. 9-

11, hier S. 10.

9Vgl. Ling, Martin,  „Erfolgsgeschichte mit Kehr-

seite. Argentiniens Wirtschaft prosperiert seit

dem Staatsbankrott im Jahr 2001“, in: Latein-

amerika-Nachrichten 451, Januar 2012, S. 34-

38.

10 Vgl. Schulten, Johannes, “Vermeintlicher

Linksruck”, in: Lateinamerika-Nachrichten 450,

Dezember 2011, S. 21-22, hier S. 22.

Foto: Michael Schulze von Glaßer
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M31:
Den Antikapitalismus manifestieren

Geburtshilfe – ein Tod auf Raten?
Zur Situation der freiberuflichen Geburtshilfe

In der linken Subkultur hat der antikapitalistische Aktionstag M31

Wellen geschlagen (vgl. GWR 366 & GWR 367). Mit gut 6.000

Demonstrant_innen war die antikapitalistische Demo in Frankfurt/M.

am 31. März gut besucht. In vielen anderen beteiligten Ländern war

die Beteiligung geringer – insbesondere in Griechenland, was auch

daran liegen könnte, dass dort permanent Proteste stattfinden.

Ein Punkt, den die Debatten der

Linken wie auch der Main-

stream-Medien fokussieren, ist

die Gewalt auf der Demo. Die

Frankfurter Rundschau fabu-

lierte erst von der Rückkehr der

Autonomen, dann benannte sie

„Hooligans“ und der Frankfur-

ter Polizeipräsident Achim Thiel

zog den Vergleich zu den Pro-

testen der 1980er gegen die

Startbahn West – ein Vergleich,

der nahe legen soll, dass bei

solchen Protesten irgendwann

auch Schüsse fallen könnten.
1

Eine Einschätzung der Gewalt

fällt schwer, selbst wenn man

auf der Demo war

Die Demonstrationsspitze hat

außer von Hörensagen und

Lautsprecherdurchsagen kaum

etwas mitbekommen von dem,

was in den hinteren Reihen ab-

ging. Auch, in welchem Maße

und wie hoch das Gewaltpen-

sum war, muss man letztlich aus

Foren, von vermeintlichen oder

tatsächlichen Augenzeug_in-

nen und aus der Presse heraus-

interpretieren. Etwa das Bei-

spiel des verletzten Kommuni-

kationspolizisten: Die Gerüch-

te, ob es nur einer oder zwei

waren, ob dieser eine, auf den

man sich dann geeinigt hat, nun

leicht verletzt ist oder auf der

Intensivstation liegt und ob

nun Demosanis dem Verletzten

geholfen haben, laufen wirr

durcheinander.

Die Medienberichterstattung

ist mit Vorsicht zu genießen.

Sollte aber die Darstellung stim-

men, dass ein Mob zu zehnt eine

unbewaffnete und ungeschütz-

te Person angreift, diese zusam-

mentritt und anschließend mit

Reizspray attackiert, hat dies

nichts mit emanzipatorischem

Handeln zu tun.

Der Begriff „Hooligans“ aus

der FR ist, wenn die Darstel-

lung korrekt ist, zu Recht ge-

wählt.

Es ist unverantwortlich, wenn

Gewalt aus einer offenen De-

monstration heraus geschieht,

und es ist immer unverantwort-

lich, wenn bei Sachbeschädi-

gung nicht darauf geachtet wird,

ob unbeteiligte Demonstran-

t_innen oder gar Passant_in-

nen im Weg stehen.

Diese Art der Eskalation stimm-

te nicht mit dem Ansinnen der

Organisator_innen überein, das

stand auch nicht (wie Wolf

Wetzel in einem Online-Kom-

mentar meinte) zwischen den

Zeilen.2

Und es ist einfach nur infantil,

Polizist_innen mit Fäkalien zu

bewerfen – das entwürdigt

nicht nur die Polizist_innen

sondern auch jene, die wie

Kleinkinder mit Scheiße um sich

werfen.

Das Demonstrationsziel – das

Erreichen und potentiell die Be-

setzung der EZB-Baustelle –

war unrealistisch. Die Baustel-

le war mit Wasserwerfern, Nato-

Stacheldraht etc. gesichert wie

eine Festung und wäre uner-

stürmbar gewesen.

Weder in den Aufrufen noch in

den Redebeiträgen wurde von

irgendwem ein Blatt vor den

Mund genommen, dass es um

eine radikale Ablehnung und

auch aktive Störung des Kapi-

talismus geht. Allerdings muss

dies mit Inhalt gefüllt werden:

Mit kaputten Glasfenstern kann

man keinen Kapitalismus zer-

stören und mit verletzten

Polizist_innen auch nicht. Die

Militanz, die in Aufrufen und

Redebeiträgen gemeint war, war

die alltägliche Militanz in der

Verteidigung und Erkämpfung

sozialer Rechte.

Das Bankenviertel von Frankfurt

ist kein Pariser Banlieue und

auch nicht Tottenham

In den virtuellen Netzwerken

ließen sich nach dem Aktions-

tag Stimmen hören, die be-

schrieben, dass es sich bei den-

jenigen, die mit den Riots be-

gannen, um demonstrationsun-

erfahrene Krisenopfer mit Em-

pörung gehandelt habe. Auch

Leo Schneider von der Frank-

furter Antifa sprach im An-

schluss von einem „Ausbruch

der Wut“.3

Aber: Plant man über Wochen

die Anfahrt nach Frankfurt,

fährt dort stundenlang mit dem

Bus hin und dann bricht plötz-

lich die Wut aus?

Von der Demonstration zur

Organisation

Es ist immerhin ein Anfang,

dass 6.000 Menschen in

Deutschland mit eindeutig anti-

kapitalistischer Positionierung

auf die Straße gehen. Es ging

bei M31 nicht um eine Kritik le-

diglich des Finanzkapitalismus,

nicht um eine Fokussierung auf

die Krise als vermeintliche

Ausnahmesituation und erst

recht nicht um eine Schuldzu-

weisung an Banken oder Bän-

ker_innen, wie insbesondere in

der Rede Jutta Ditfurths deut-

lich wurde.4  Natürlich gab es

unter den Mitdemonstrieren-

den diese Stimmen, das lässt

sich kaum vermeiden. Es ist

aber positiv hervorzuheben,

dass viele Medien den inhaltli-

chen Charakter der Demo nicht

verschwiegen haben.

Demos sind dazu da, um etwas

zu demonstrieren, also zur

Schau zu stellen oder vorzu-

führen. Im Spanischen wird dort

etwas „manifestiert“, also sicht-

bar gemacht. Insofern sind es

immer mediale Aktionen, die et-

was, was schon vorher da war

oder latent vorhanden ist, der

Öffentlichkeit verdeutlichen

sollen. Und daher sind sie auch

immer etwas, das strategisch

und geplant eingesetzt wird

und keine Orte spontaner Wut.

Die fundierten Redebeiträge in

Frankfurt machen deutlich,

dass hier etwas Inhaltliches

demonstriert werden sollte. Den

systemischen Charakter der

Krise, den etwa der FAU-Red-

ner Torsten Bewernitz beton-

te,5 beschreibt im Handelsblatt

auch der Wirtschaftsforscher

Stephan Schulmeister so. Die im

selben Redebeitrag formulier-

ten Folgen für die Staaten der

Peripherie hat der US-amerika-

nische Ökonom James Gal-

braith ähnlich beschrieben.

Die Eskalation in Frankfurt ist

ein Zeichen dafür, dass es in

Deutschland (noch) keine de-

zidiert antikapitalistische Orga-

nisation gibt, die aufgrund ih-

rer Größe und Struktur in der

Lage ist, eine Demo dieser Grö-

ße in ihrem Sinne durchzupla-

nen. Das sollte nicht missver-

standen werden als Hinweis da-

rauf, solche Demos nicht zu pla-

nen, sondern auf die Notwen-

digkeit einer Organisierung hin-

weisen.

M31 war auch der Versuch,

über ideologische Grenzen hin-

weg den Antikapitalismus zu

organisieren. Mit Protesten in

40 europäischen Städten und

Solidaritätskundgebungen in

Moskau und New York, einem

in Verbindung dazu stehenden

Generalstreik in Spanien und

ersten Projekten beginnt dieser

Organisierungsprozess erst,

aber schon die Initiative darf als

gelungen bezeichnet werden.

Erfolgreich ist dieser Organi-

sierungsversuch erst dann,

wenn er lokal, an der Basis und

dezentral praktische Alltagsar-

beit zum Überleben im Kapita-

lismus schafft und eine Pers-

pektive für die Überwindung

des Kapitalismus entwickelt –

das ging noch nie von heute

auf morgen.

Erik Dickmann

Anmerkungen: 1 Eine Übersicht der Pressebe-

richterstattung findet sich auf http://

de.indymedia.org/2012/04/327996.shtml

2 Vgl. https://linksunten.indymedia.org/de/node/

57536

3 Vgl. http://jungle-world.com/artikel/2012/14/

45188.html

4 www.oekolinx-arl.de/dl/dl.pdfa?download=

OekoLinX-ARL_20120331_Ditfurth-Rede-

M31.pdf

5 www.fau.org/artikel/art_120402-104141

Als am 5. Mai 2010 in zig Städten Hebammen auf die Straße gingen

und für bessere Arbeitsbedingungen protestierten, rückten sie für

kurze Zeit in den Fokus der Medien.

Empörung und Versprechen

sich für Besserungen einzuset-

zen kamen von nahezu allen

Seiten der deutschen Parteien-

landschaft.

Sowohl die mediale als auch

parteipolitische Betroffenheit

ebbte schnell ab und es fehlte

ein erkennbarer Wille zur Ver-

änderung der Situation.

Wie auch andere soziale Beru-

fe besitzt die Geburtshilfe das

Manko, nicht für den Markt zu

produzieren und kurzfristig ver-

wertbare Erfolge zu erzielen und

ist daher in den Zielsetzungen

der Wirtschaftsstrategen und

Gesundheitsmanager eine zu

vernachlässigende Berufsgrup-

pe. Aber gerade durch die au-

ßerklinische Geburtshilfe wird

es Frauen ermöglicht, als akti-

ver Part selbstbestimmt eine

Geburt zu durchleben und dies

als Kraftreservoir für spätere

Konflikte, vor allem in der tag-

täglichen Auseinandersetzung

innerhalb einer patriarchalisch

geprägten Umwelt, zu nutzen.

Dieser emanzipatorische An-

satz wird durch dreierlei Fakto-

ren bekämpft: Durch den per-

manenten Anstieg der Kosten

für die Berufshaftpflicht, eine

Gebührenerhöhung unter Infla-

tionsniveau, sowie durch die

Zentralisierung und den Weg-

fall der flächendeckenden Ver-

sorgung zu Gunsten wirtschaft-

lich rentabler Perinatalzentren

Permanenter Anstieg der Kosten

für die Berufshaftpflicht

Zwischen 2003 und 2012 stieg

die von Hebammen zu zahlen-

de Haftpflichtprämie von ca.

1218 Euro auf satte 4242 Euro.

Dies wird mit der Ausweitung

der zeitlichen Haftungsmög-

lichkeit und den finanziell auf-

wändigeren Möglichkeiten der

medizinischen Versorgung be-

gründet. Motor hinter den jähr-

lichen Steigerungen sind aber

auch Krankenkassen, die mitt-

lerweile ganze Regressabteilun-

gen eingerichtet haben, die

Schadensansprüche für die

Kassen geltend machen sollen.

„Die Steigerung der Berufs-

haftpflicht wirkt wie eine Dau-

menschraube, die unsere Ar-

beit nach und nach unmöglich

macht“ erklärt Eva B., Hebam-

me im Geburtshaus Kiel.

Vor allem die freiberufliche Ge-

burtshilfe leide unter dem wirt-

schaftlichen Druck, dem sie

sich neben der privaten Belas-

tung ausgesetzt sehe.

Laut Angaben des Deutschen

Hebammenverbandes mussten

allein nach der Erhöhung der

Haftpflichtprämie 2009 10% der

freiberuflichen Hebammen ihre

Arbeit aufgeben – „Dies er-

scheint als Tod auf Raten, der

politisch gewollt ist“ kommen-

tiert Dana M., Hebamme mit

12jähriger Berufserfahrung, die

sich zunehmend an den Rand

der Existenz gedrängt sieht.

„Um die Haftpflicht wieder

ausgleichen zu können, müs-

sen wir immer mehr Geburten

betreuen, was zeitlich und in

Anbetracht der körperlichen

und psychischen Anstrengun-

gen faktisch nicht möglich

ist.“

Gebührenverordnung

Als sich 2007 das Gesundheits-

ministerium als ständiger Ver-

handlungspartner der für Heb-

ammenleistung zwischen Kran-

kenkassen und Hebammenver-

band ausgehandelten Gebüh-

renverordnung mit dem Hin-

weis, die Hebammen seien in die

Selbstverwaltung entlassen,

zurückzog, zogen sie sich nur

aus der Verantwortung und

spielten damit den ohnehin

schon mächtigen Krankenkas-

sen in die Hände.

Die Gebührenverordnung legt

fest, in welcher Höhe beispiels-

weise ein Hausbesuch vergü-

tet wird oder wie viel eine Ge-

burtshelferin für die Begleitung

einer Hausgeburt bekommt.

Der Spitzenverband der gesetz-

lichen Krankenkassen erpress-

te 2011 in den Verhandlungen

eine Gebührenerhöhung um

1,98% - inflationsbereinigt also

ein Minus von knapp über 0,3

%.

2012 steht bislang keine Erhö-

hung der Gebühren einer 15pro-

zentigen Steigerung der Haft-

pflicht gegenüber.

Hier sei massiver Widerstand

wünschenswert, jedoch sei es

durch Überbelastung schwer,

eine gemeinsame Protest- und

Widerstandsform zu finden, die

Wirkung zeigen könnte, äußert

sich Eva B. im Interview.

Hier seien auch die Menschen

gefragt, die Hebammenleistun-

gen in Anspruch nehmen

möchten. Es wäre begrüßens-

wert, wenn sich diese an den

Protesten zum Hebammentag

beteiligten, der Druck und die

Aufmerksamkeit würden spür-

bar wachsen.

Indes bleibt die Aussicht für

die Hebammen düster: Der

Stundenlohn stagniert bei ca.

7,50 Euro, die Arbeitsverdich-

tung verstärkt sich massiv

durch explodierende Berufs-

haftpflichtversicherungsbeiträ-

ge und eine Petition, in der die

Hebammen Sofortmaßnahmen

für die Sicherung einer wohn-

ortnahen Versorgung von Frau-

en mit Hebammenhilfe fordern,

ist seit knapp 2 Jahren im Sta-

tus der Bearbeitung.

Auch die Tendenz, dass zuneh-

mend kleine Krankenhäuser, in

denen noch nicht so stark au-

tomatisierte Geburten vollzo-

gen werden, da die Zeit vorhan-

den ist, Geburten einfühlsam

und intensiv zu begleiten, dem

wirtschaftlichen Konkurrenz-

kampf unterworfen und ge-

schlossen werden, ist als Ge-

fahr für eine verantwortungs-

volle Arbeit der Hebammen zu

sehen.

Die in kleinen Krankenhäusern

oft noch gegebene eins zu eins

Betreuung minimiert das Risi-

ko eines ungewollten medika-

mentösen oder operativen Ein-

griffs während der Geburt.

Wirtschaftlich rentabel  ist dies

jedoch nicht, da ein Kranken-

haus durch operativ durchge-

führte oder medikamentös ein-

geleitete Geburten samt Peridu-

ralanästhesie weitaus mehr als

an einer natürlichen Geburt ver-

dient.

Daher werden so genannte Pe-

rinatalzentren von der Politik

forciert wie z.B. am Universi-

tätsklinikum Schleswig Holst-

ein (UKSH). Dass dabei die

Frauen, die eine natürliche Ge-

burt wünschen, bei der Betreu-

ung auf der Strecke bleiben und

ihnen auch die Möglichkeit ge-

nommen wird, einen alternati-

ven Geburtsort zu wählen, er-

scheint zweitrangig.

Frage

Die Frage bleibt, wie diese Ab-

wärtsspirale gestoppt werden

kann und der Fokus auf die

Wichtigkeit selbstbestimmter

Geburt im Gegensatz zur me-

chanisch- medizinisch geleite-

ten und entmündigenden Form

der Geburt im Krankenhaus ge-

lenkt werden kann.

Protest und parlamentarische

Appelle erwiesen sich als nutz-

los, nun geht es darum, vielfäl-

tigen Widerstand zu entwi-

ckeln, der nicht bei der Forde-

rung nach Lohnerhöhung ste-

hen bleibt, sondern sich gegen

die Verwertbarkeit menschli-

chen Lebens von seinen Anfän-

gen an stellt.

Benjamin Steilmann

Weiterführende Informationen:

www.hebammenverband.de/

www.hebammen-sh.de/

M31-Demonstration in Frankfurt/M., 31. März 2012. Foto: Michael Schulze von Glaßer
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Wolfgang Haug: Du hast deut-

lich gemacht, dass für Dich die

Idee des „participatory budget“

wesentlich ist. Gibt es bereits

Städte, die sich dieser Idee wei-

ter annehmen?

Dimitri Roussopoulos: Die

Idee des „participatory budget“

wird in unterschiedlicher Wei-

se aufgegriffen. Es gibt keine

einheitliche Vorgehensweise,

aber ein politisches Ziel: die

Menschen entscheiden über

die wirtschaftlichen Prioritäten

ihrer Städte. Im Moment verfol-

gen Gruppen in 220 Städten,

verteilt über die ganze Welt,

diesen Ansatz. Die Herausfor-

derung besteht momentan da-

rin, was für ein radikaler Demo-

kratisierungsprozess, was für

ökologische Projekte in diesen

Städten entwickelt werden kön-

nen und sollten. Das sehe ich

als Aufgabe für unsere Genera-

tion.

Kannst Du Deine Verlagsar-

beit bei Black Rose Books kon-

kret mit diesen neuen Aufga-

ben in Beziehung bringen?

Ja, wir publizierten ein Buch

über „Participatory Democra-

cy“, mit dem Untertitel „Demo-

kratisiert die Demokratie“, in

dem über die Rechte der Stadt,

über das „participatory bud-

get“, über konkrete Experimen-

te derzeit in verschiedenen

Städten berichtet wird. Wir ver-

öffentlichten das von Jai Sen

und Peter Waterman herausge-

gebene Buch „World Social Fo-

rum. Challenging Empires“ [et-

wa: Weltsozialforum: Die Her-

ausforderung der herrschen-

den Regierungen], das die

Möglichkeiten des Weltsozial-

forums untersucht. Die Beiträ-

ge sind von verschiedenen Au-

torInnen, darunter auch drei

Anarchisten. Die Verlagsarbeit

reflektiert die politische Arbeit

und umgekehrt.

Du hast von 220 Städten ge-

sprochen, die ähnliche Prozes-

se begonnen haben, gibt es be-

reits eine Zusammenarbeit un-

ter diesen Städten?

Die wichtige Frage ist ja, wie

können wir mehr Gelegenheiten

schaffen, damit Menschen zu-

sammenarbeiten. Das „World

Urban Forum“ ein großes Tref-

fen, das von der UN-Abteilung

für Wohnen organisiert wird,

bringt städtische AktivistInnen

aus der ganzen Welt zusam-

men. Beim letzten dieser Tref-

fen in Rio de Janeiro war ich

anwesend. Es stand unter dem

Motto „Das Recht der Stadt“,

ursprünglich angestoßen von

dem radikalen französischen

Soziologen Henri Lefebvre.
3

Es gibt Übereinstimmungen mit

der Sozialen Ökologie Murray

Bookchins; Unterschiede gibt

es im Herangehen, in den ana-

lytischen Werkzeugen, aber

Von der Demokratisierung der Städte zur Sozialen

Ökologie
Interview mit Dimitri Roussopoulos (Black Rose Verlag, Montréal) - Teil 2. Fortsetzung aus GWR 368
Dimitri Roussopoulos ist Verleger von Black Rose Books in Kanada.1

Mit ihm führte Wolfgang Haug für die GWR ein Interview, das wir in

zwei Teilen veröffentlichen. Teil 1 erschien im April in der Gras-

wurzelrevolution Nr. 368.

auch er geht zurück auf den

Bürgergedanken in der Antike

und über die Klassenanalyse

hinaus. Die Verantwortlichkeit

der Menschen soll über ihren

Arbeitsplatz hinausreichen auf

das gesamte Umfeld, in dem sie

leben. Leben und Arbeiten ste-

hen in enger Beziehung, sind

Teil eines Ganzen.

Warum siehst Du die Stadt,

besser die Demokratisierung

der Stadt, so zentral als eine

Perspektive für die politische

Arbeit?

Sehen wir nach Europa. Es ist

stark bevölkert und verstädtert.

In Europa haben sich schon

Ansätze entwickelt. Zum ersten

Mal in der Menschheitsgeschi-

chte leben seit 2007 weltweit die

Mehrheit der Menschen in

Städten. Das menschliche Le-

ben wird mehr und mehr städ-

tisch geprägt. Das hat bestimm-

te Vorteile, weil es Menschen

erlaubt, in einem gemeinsamen

Raum zu leben und zu arbeiten

und Entscheidungen über die-

sen gemeinsamen Raum und

die Qualität ihres Lebens zu

treffen, und nicht zu trennen

zwischen dem Arbeitsplatz und

dem Wohnort. Die städtische

Sphäre bietet mehr Gleichheit

zwischen Männern und Frau-

en, mehr Gelegenheit zur Bil-

dung und erlaubt mehr Indivi-

dualität. Aber die Verstädte-

rung bringt auch Umweltpro-

bleme, wirtschaftliche Proble-

me und mangelhafte politische

Beteiligung. Deshalb sehe ich

die zunehmende Verstädterung

nicht als eine Lösung, sondern

als Potential für die Lösung der

Sozialen Frage. Die Verstädte-

rung stellt eine Gelegenheit für

uns dar: wie können Städte, wie

können Radikale in Städten ef-

fektiver werden? Wie können

sie besser zusammenarbeiten,

um Städte demokratischer und

ökologischer zu machen?

Im stark bevölkerten Europa

sind durch die EU die National-

staaten weniger wichtig gewor-

den. Es gibt eine größere Be-

deutung der Regionen und der

Städte. Deshalb ist es auch kein

Zufall, dass Barcelona zum

Ideengeber für die City-Charta

für Menschenrechte wurde, die

inzwischen von vielen Städten

übernommen wurde. Auch in

Deutschland haben einzelne

Städte diese Charta übernom-

men. Dies sehe ich als eine

wichtige Basis für soziale Be-

wegungen, wichtige und inter-

essante Kampagnen anzusto-

ßen. In Deutschland gibt es eine

wichtige Anti-Atomkraft-Bewe-

gung und eine relevante Antifa-

Bewegung, eine der zuletzt

wichtigsten Bewegungen fand

mit dem Bahnprojekt Stuttgart

21 hier in Stuttgart statt. Dies

belegen die Tausende, die im

Widerstand gegen diese dümm-

liche Ausbaumaßnahme aktiv

wurden. Eine Ausbaumaßnah-

me, die den Interessen der wirt-

schaftlichen Führungselite und

der Bundesregierung folgt, die

aber nicht auf die Interessen der

Menschen eingeht, die direkt

von diesem Ausbau betroffen

sind. Der Widerstand ist offen-

sichtlich der wichtigste städti-

sche Kampf, der seit vielen Jah-

ren in Deutschland stattgefun-

den hat. Und die Mobilisie-

rung, die stattgefunden hat in

dieser Auseinandersetzung, hat

eine Auswirkung auf die Mobi-

lisierung in anderen Städten,

hat Auswirkungen auf die Re-

gion, auf das ganze Land und

auf Europa.

In Zukunft müssen wir mehr

darauf achten, welche Ausein-

andersetzungspunkte sich in

den Städten entwickeln.

Ich komme nochmals auf die

UN und Rio de Janeiro zurück:

auf diesem Treffen wurden vie-

le dieser Kämpfe diskutiert. Pa-

rallel zu diesem offiziellen UN-

Forum organisierte die Linke in

Rio ein Soziales Forum der

Stadt, an dem es keine Teilneh-

merbeschränkung gab, so dass

Hunderte an solchen Diskussi-

onen teilnehmen konnten.

Welche Ansatzpunkte gibt es,

diese Entwicklungen aus liber-

tärer Sicht voranzutreiben und

zu beeinflussen? Gibt es noch

Aktive, die die Theorie der So-

zialen Ökologie nach der 1999

gescheiterten zweiten Konfe-

renz in Vermont für fähig hal-

ten, Antworten auf viele Pro-

bleme zu geben?

Die heutigen AnhängerInnen

der Sozialen Ökologie diskutie-

ren wie alles neu belebt werden

kann, sie überlegen derzeit wie

und wo ein europäisches Insti-

tut für Soziale Ökologie in Eu-

ropa geschaffen werden kann.

Mit dem Ziel in ganz Europa

inhaltliche Diskussionen voran-

zubringen und Netzwerke auf-

zubauen. Und mit den Zentren

in Kanada und den USA zusam-

menzuwirken. Wir eruieren der-

zeit, ob dies in Griechenland

möglich wird, weil es dort eini-

ge Aktive für die Soziale Öko-

logie gibt.

Die Beteiligten an dem ersten

Treffen veröffentlichen bereits

Inhalte, die Leute aus Oslo ha-

ben eine Zeitschrift Communa-

lism, die Leute in Genf eine gute

Website, die Griechen haben

beides, das sehr gute Magazin

heißt Eutopia. Langsam werden

die ersten Netzwerke aufge-

baut.

Noch nicht dabei sind die Kur-

den. Ich habe aber erfahren,

dass Kurden aus dem Umfeld

der PKK die Thesen Murray

Bookchins aufgegriffen ha-

ben. Da diese Entwicklung in

Deutschland noch wenig be-

kannt ist, solltest Du dazu noch

etwas sagen.

Ja, ich erinnere an die regiona-

len Foren im Weltsozialforum.

Eine der interessantesten Re-

gionalforen war das aus der Re-

gion Mesopotamien. Es fand in

der Osttürkei in der Nähe der

syrischen Grenze statt. Dort or-

ganisierten die Kurden aus der

Türkei und dem Irak ein spezi-

elles Forum und luden dazu Ja-

net Biehl in die Türkei ein, um

die Ideen Bookchins zu disku-

tieren. Die Kurden sind sehr an

der Sozialen Ökologie interes-

siert und wollen eine dezentra-

lisierte, demokratische und

ökologische Gesellschaft auf-

bauen. Auf unserer Black Rose

Website findet sich eine inter-

essante Analyse von Janet

Biehl über diese Konferenz.4

Siehst Du einen Zusammen-

hang zwischen der zunehmen-

den Bedeutung der Stadt für

eine basisdemokratische Be-

wegung und den Revolutionen

und Protesten weltweit, sei es

im arabischen Raum, in den

USA oder Europa?

Was seit dem letzten Jahr sehr

interessant zu beobachten ist:

die zahlreichen sozialen Auf-

stände gegen die herrschenden

Systeme, in Tunesien, in Ägyp-

ten, alle begannen damit, dass

in den Städten Tunis, Alexan-

dria, Kairo von Tausenden die

öffentlichen Plätze besetzt wur-

den, um dort den politischen

und wirtschaftlichen Wechsel

einzufordern. Und in Europa,

die Proteste in Madrid seit dem

15. Mai 2011, in Barcelona und

50 weiteren Städten, in Athen,

überall fanden einerseits tradi-

tionelle Demonstrationen statt,

aber daneben wurden ebenfalls

überall die öffentlichen Plätze

der Stadt besetzt und zum Aus-

gangspunkt eines neuen demo-

kratischen Protests gemacht,

mit Versammlungen, die einen

basisdemokratischen Beteili-

gungsprozess aller ermöglich-

ten. Kennzeichnend sind die of-

fenen Debatten, die Ablehnung

von Parteien, die direkte Demo-

kratie und das Ausschwärmen

in die Stadtteile, um mehr Men-

schen zu mobilisieren. Alles un-

ter dem Motto, „wir sind da, wir

haben Versammlungen einbe-

rufen, wir besetzen die öffentli-

chen Plätze, wir verlangen Re-

spekt und Beachtung.“

Und weil die Tiefe der wirt-

schaftlichen Krise ins Zentrum

rückte, begann in den USA ab

dem Sommer 2011 mit der Oc-

cupy Wallstreet eine neue Be-

wegung gegen die Finanzin-

dustrie. Es begann mit einem

Artikel von Kalle Lasn in der

konsumkritischen Zeitschrift

Adbusters in Vancouver Mitte

Juli. Im Editorial wurde gesagt,

dass diese wirtschaftliche Kri-

se, die die Reichen reicher

macht, der Mittelklasse die Luft

abdrückt und die die Armen är-

mer macht, damit beantwortet

werden soll, dass wir die Wall-

street besetzen.5

Adbusters schlug den 17. Sep-

tember, den Verfassungstag

der USA dazu vor und mit der

Hilfe der Internetgruppe Ano-

nymus sprang die Idee von Ort

zu Ort.

Und die Wallstreet wurde be-

setzt, Los Angeles wurde be-

setzt und viele Städte in den

USA hatten ihr Occupation

Movement. Auch in Städten

der USA, in denen es norma-

lerweise keine Protestbewe-

gung gab, in denen Protest

nicht der Teil der politischen

Kultur war, gab es unter dem

Slogan „Wir sind viele, sie sind

wenige; sie sind 1%, wir sind

99%“ ein Occupation Move-

ment. Dies setzte sich wie ein

Lauffeuer fort, auch zurück

nach Kanada, es gab Beset-

zungsaktionen in Vancouver,

Calgary, Edmonton, Toronto

und in Montréal. Tausende

waren involviert und stellten

klar, dass der öffentliche Raum

ihr Raum ist, dass sie hier ge-

meinsam Entscheidungspro-

zesse in Versammlungen voran-

bringen, dass sie eine gewalt-

freie Bewegung sind. Die gesell-

schaftliche und politische Ab-

sicht dieser Bewegung ist noch

nicht vollständig. Es ist eine

unfertige städtische Revoluti-

on und möglicherweise wird sie

im Frühjahr 2012 neu aufleben.

Interview: Wolfgang Haug

Anmerkung:

Die im Interview angesprochene Gründung eines

Instituts für Soziale Ökologie in Griechenland hat

stattgefunden. Das Transnational Institute of

Social Ecology (TISE) wurde im Januar gestartet

und soll sich 2012 langsam entwickeln, um im

März 2013 - vermutlich auf Kreta - eine erste

Konferenz und Trainingstreffen abzuhalten. Di-

mitri schrieb: „Das TISE wird sich der Theorie

und Praxis des libertären Kommunalismus ver-

schreiben; es wird Weiterbildungen, Trainings,

Forschungen und Veröffentlichungen zu konkre-

ter Praxis in den Städten anbieten, wie man Pro-

jekte aufzieht und eine soziale Bewegung für eine

basisdemokratische und ökologische Stadt vor-

anbringt. Das Institut hat ein Büro in Athen, die

Adresse und Mailadresse:

Transnational Institute for Social Ecology, Post

Office Box 62113, Chalandri, Athens 15210,

Greece: tisegreece@gmail.com

Anmerkungen:

1 Black Rose publiziert seit über 40 Jahren

Bücher u.a. zum Anarchismus und zu sozialen

Bewegungen. Zu den AutorInnen zählen u.a. Geor-

ge Woodcock, Sam Dolgoff, Noam Chomsky, Ed-

ward Herman, Janet Biehl und Murray Bookchin.

Von den Klassikern wurde u.a Peter Kropotkin

verlegt. Einen Schwerpunkt der Verlagsarbeit

bilden die Veröffentlichungen zu „urban issues“,

in denen u.a. Dimitri Roussopoulos Beiträge ver-

öffentlichte, um die Stadt zu einem öffentlichen

Platz zu machen. Bücher wie „City and Radical

Social Change“ oder „Public Place“ haben den

Boden vorbereitet, dessen Saat 2011 vielerorts

aufging.

2 Siehe: Ein wahres Fest des Widerstands. Die

Blockade der WTO in Seattle, Artikel von Vivien

Sharples, in: GWR 245, Januar 2000,

www.graswurzel.net/245/wto.shtml

3 Anm. W.H.: vgl. z.B. Die Revolution der Städte,

übers. v. Ulrike Roeckl, List, München 1972,

Nachdruck Hain, Frankfurt a.M. 1990, Neuaus-

gabe: Berlin: b_books, 2003

4 www.blackrosebooks.net

5 www.vancourier.com/Adbusters+sparks+

W a l l + S t r e e t + p r o t e s t / 5 4 6 6 3 3 2 /

story.html#ixzz1nKZjnGAN

Anzeige

An den vielfältigen Protestaktionen gegen die WTO-Tagung in Seattle im November/Dezember 1999 beteiligten sich auch viele AnarchistInnen. Foto: Archiv
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„Den Aufbau der selbstverwalteten Strukturen in Chiapas unterstützen“
Ein Interview mit Dorit Siemers vom Kaffeekollektiv Aroma Zapatista eG
Im Mai 2012 startet ein neues selbstverwaltetes Kaffeekollektiv in

Hamburg mit dem Import und Vertrieb von zapatistischem Kaffee aus

Chiapas und weiteren genossenschaftlichen Produkten. Über die

Neugründung sprach Heiko Kiser mit Dorit Siemers für die GWR.

GWR: Wer seid Ihr und was

macht Ihr?

Dorit Siemers: Wir sind ein

Kollektiv, das  aus drei Frauen

und einem Mann besteht. Vor-

her haben wir alle bei Café Li-

bertad gearbeitet. Aufgrund

von internen unauflösbaren

Konflikten kam es zu einer Tren-

nung. Nun haben wir eine neue

Genossenschaft gegründet - al-

les ist noch ganz frisch und viel

Arbeit, aber ab 2. Mai könnt Ihr

bei uns zapatistischen Kaffee

kaufen. Unsere Kerntätigkeit ist

der Verkauf von zapatistischem

Kaffee aus den rebellischen Ge-

meinden in Chiapas, Südmexi-

ko. Viele Zapatistas mussten

früher für Großgrundbesitzer

unter miserablen Bedingungen

Kaffee ernten, nun haben sie

ihre eigenen Kaffee-Anpflan-

zungen und Kooperativen. Oft

liegen diese auf ehemaligen

Ländereien der Großgrundbe-

sitzer, die die Zapatistas im Zu-

ge des Aufstands vertrieben

haben.

Habt Ihr einen persönlichen

Bezug zu den Zapatistas?

Ich interessiere mich für und

begleite den Aufstand schon

von Beginn an. Gut kann ich

mich noch an die Bilder vom 1.

Januar 1994 in den Nachrichten

erinnern. Die Mobilisierung der

Zapatistas gegen Ausbeutung,

Rassismus, Frauenunterdrük-

kung und Naturzerstörung hat

viele von uns begeistert. Wir

wollten diese Bewegung unter-

stützen und haben dann eine

Studiengruppe gegründet, um

uns weiter mit ihrer Rebellion

zu beschäftigen und um Öffent-

lichkeitsarbeit zu machen. Da-

raus ist später dann die Gruppe

B.A.S.T.A. geworden.

Bist Du schon in Chiapas ge-

wesen?

Ja, ich war mehrmals für länge-

re Zeit in Chiapas, wie auch an-

dere von unserem Kollektiv.

Für mich ist Chiapas schon fast

wie ein zweites Zuhause ge-

worden. Der Aufbau der auto-

nomen Strukturen durch die

Zapatistas sind mir ans Herz

gewachsen. Ich finde es be-

wundernswert, was die Zapa-

tistas in der verhältnismäßig

kurzen Zeit unter den repressi-

ven Bedingungen alles aufge-

baut haben. Wichtig ist mir da-

bei aber auch immer zu sagen,

dass beim Aufbau nicht alles

widerspruchsfrei ist und dort

nicht alles so läuft wie sie es

gerne hätten. Aber das ist, den-

ke ich, klar. Schön ist, dass sie

vorwärts gehen, manchmal

langsamer und manchmal auch

wieder zurück, um dann einen

anderen Weg zu nehmen. Sie

sprechen von „preguntando

caminamos“, also „fragend

schreiten wir voran“. Dieses

Prinzip gefällt mir gut. Sie ha-

ben keine Bibel, in der die

„Wahrheit“ steht und der Weg

zu einer besseren Welt formu-

liert wird, sondern es geht vor

allem ums Machen, ums Tatsa-

chen schaffen und ums Auspro-

bieren. Diese undogmatische

Art gefällt mir.

Sicherlich kennt Ihr auch die

zapatistischen Kaffeekoopera-

tiven?

Genau, drei von uns waren be-

reits persönlich bei den Koo-

perativen in Chiapas. Uns ist

eine kontinuierliche Kommuni-

kation wichtig und wir legen

großen Wert auf einen gleich-

berechtigten Austausch auf

Augenhöhe. Insgesamt gibt es

drei zapatistische Kaffeekoope-

rativen, die eine Exporterlaubnis

haben. Von all diesen haben wir

auch Rohkaffee. Zwei von den

Kooperativen sind offiziell bio-

zertifiziert. Die dritte Koopera-

tive hat einen eigenen ökologi-

schen Auflagenkatalog für den

Kaffeeanbau erstellt. Sie sind

auf dem Wege zu einer Selbst-

zertifizierung. Das bedeutet für

die Kooperative zum einen wei-

tere Autonomie und weniger

Kosten. Zum anderen  sind de-

ren Auflagen an die jeweiligen

geografischen und klimatischen

Gegebenheiten angepasst. Die-

sen Schritt zur Autonomie fin-

den wir sehr unterstützenswert.

Leider dürfen wir den Kaffee

nicht als „Bio“ bezeichnen,

sondern lediglich als natürlich

angebaut.

Wir werden den Kaffee direkt

von den Kooperativen kaufen,

es gibt also nicht den Umweg

über Zwischenhändler, die die

Kaffeeanbauenden oft betro-

gen und ihnen nur einen gerin-

gen Preis gezahlt haben.

Gibt es in Europa weitere Grup-

pen, die Kaffee von den zapatis-

tischen Kooperativen kaufen?

Es gibt ein europäisches Netz-

werk, das sogenannte Red Pro-

Zapa, in dem Soli-Gruppen aus

9 europäischen Ländern vertre-

ten sind, die zapatistischen

Kaffee importieren. Das Red

ProZapa trifft sich ein Mal im

Jahr, um sich über Aktuelles

bzgl. der Situation in Chiapas

und in den jeweiligen Ländern

auszutauschen und um die Or-

ganisation des Kaffeeimportes

nach Europa abzustimmen. Au-

ßerdem wird auf den Treffen die

meist jährlich stattfindende De-

legationsreise zu den Kaffee-

kooperativen geplant.

Zurück zu Eurem Kollektiv

Aroma Zapatista - kannst Du

uns noch ein bisschen von Eu-

rer Organisierung erzählen?

Uns ist der Kampf für eine an-

dere Welt wichtig - gerade auch

hier vor Ort. Dazu gehört nicht

nur der Aufbau des Kaffeekol-

lektivs, sondern wir sind darü-

ber hinaus in unterschiedlichen

Bereichen aktiv, z.B. in sozialen

und autonomen Zentren, im al-

ternativen Forschungs-, Bil-

dungs- und Medienbereich

oder auch in Wohnprojekten.

Im Kollektiv arbeiten wir gleich-

berechtigt zusammen und tref-

fen unsere Entscheidungen ge-

meinsam. Außerdem legen wir

großen Wert auf ein respektvol-

les Miteinander und regelmä-

ßige Reflexionstreffen. Neben

einem solidarischen Kaffee-

preis sammeln wir mit dem Ver-

kauf jedes Päckchens Kaffee

Geld, welches wir den Zapatis-

tas für Gesundheits-, Bildungs-

oder andere Projekte zur Verfü-

gung stellen. Mögliche Gewin-

ne werden wir in die Genossen-

schaft investieren und es ist

bedeutend für uns, den Aufbau

der selbstverwalteten Struktu-

ren in Chiapas finanziell zu un-

terstützen.

Wollt Ihr neben Kaffee noch

andere Produkte vertreiben?

Ja, das haben wir vor. Bald wol-

len wir neben Kaffee und Es-

presso zapatistischen Zitro-

nengrastee anbieten und even-

tuell auch rebellische Chili-

Schoten. Wir werden aber nicht

nur zapatistische Produkte an-

bieten, sondern möchten uns

auch mit Projekten hier in Eu-

ropa vernetzen und deren Pro-

dukte ins Sortiment aufneh-

men. Und natürlich gibt’s bei

uns im Angebot auch etwas

zum Lesen und Sehen über die

zapatistische Bewegung und

Lateinamerika .

Interview: Heiko Kiser

Infos und Bestellmöglichkeit: www.aroma-

zapatista.de

Völkermord verjährt nicht
Die Bundesregierung verweigert die Anerkennung des von deutschen Kolonialtruppen begangenen Genozids in Namibia
Auch hundert Jahre nach Beginn des Massenmords, verweigert sich

die deutsche Regierung, den von deutschen Kolonialtruppen von 1904

bis 1908 begangenen Genozid in Namibia als solchen anzuerkennen.

Mehrere Anläufe der letzten Jahre scheiterten. Die Debatte wurde

zuletzt wieder verstärkt geführt.

Die Zahlen sind wenig strittig

und sprechen in bedrückender

Weise für sich. Auf bis zu

100.000 beziffert man die Zahl

der Opfer, die durch den Ver-

nichtungsbefehl der deutschen

Kolonialtruppen zwischen 1904

und 1908 im damaligen Kolo-

nialgebiet „Deutsch-Südwest-

afrika“, dem heutigen Namibia,

umkamen. Betroffen waren die

Herero, Nama, San und Damara.

Mindestens zwei Drittel der da-

maligen Herero fielen den Kolo-

nialherren zum Opfer.

Für ein solches Ausmaß von

Tod und Gewalt gibt es einen

Begriff: Genozid. Doch seit Jah-

ren weigerten sich deutsche

Regierungen, zu diesem Kapi-

tel der Geschichte zu stehen,

die Verbrechen als Völkermord

anzuerkennen und um Ent-

schuldigung zu bitten.

„Sorry seams to be the hardest

Word“

Am 22. März 2012, dem interna-

tionalen Tag gegen Rassismus,

versammelten sich ca. 100 Per-

sonen zu einer Presseaktion vor

dem Bundestag. Ihre Botschaft

hatten sie klar formuliert: Völ-

kermord verjährt nicht! Der

Grund: Einen Tag nach den Fei-

erlichkeiten zur namibischen

Unabhängigkeit am 21. März

standen im deutschen Bundes-

tag zwei Anträge zur Anerken-

nung des ersten deutschen Ge-

nozids im heutigen Namibia zur

Entscheidung, die eine offiziel-

le Entschuldigung und Wieder-

gutmachung einforderten.

Namibia, welches am 21. März

1990 seine Unabhängigkeit er-

langte, war die letzte Kolonie

Afrikas und stand unter der

Verwaltung des Apartheid-Re-

gimes in Südafrika.1  Der Antrag

der Linkspartei enthielt zusätz-

lich zum gemeinsamen Antrag

von SPD und Grünen Aspekte

von finanzieller Entschädigung

für die Nachkommen der Opfer.

Christian Kopp von der Initia-

tive Berlin Postkolonial, eine der

aufrufenden Gruppen, äußerte

Ende März, dass eine erneute

verweigerte Anerkennung des

Völkermords einer „Leugnung

des Genozids“ gleich käme.

SPD, Grüne und Linkspartei ent-

hielten sich beim Antrag der

jeweils anderen Antragspartei

aus parteitaktischen Gründen,

CDU und FDP lehnten wie be-

reits zuvor erwartet ab. Armin

Massing vom Berliner Entwick-

lungspolitischen Ratschlag

(BER) beklagte zuvor schon,

dass es „vollkommen inakzep-

tabel“ sei, dass die Bundesre-

publik bis heute „zu keiner for-

mellen Bitte um Entschuldi-

gung gegenüber den Nachfah-

ren der Opfer bereit ist“.

Auch Opferverbände formulie-

ren diese Kritik. Insbesondere

fordern sie direkten Dialog und

direkte Zuwendung, Entwick-

lungshilfen würden keine spe-

zifischen Hilfen für die Herero,

welche heute noch unter den

Folgen des Genozids und der

Vertreibung an Armut leiden,

geschweige eine Wiedergutma-

chung oder Anerkennung dar-

stellen. Die namibische Regie-

rung verweigert gesonderte Zu-

wendungen an einzelne Bevöl-

kerungsgruppen aus der Ent-

wicklungshilfe, um Konflikte in

dem multiethnischen Staat zu

vermeiden.

Eine fortwährende Debatte

Dennoch sorgt die Thematik

seit Jahren immer wieder für

Zündstoff – auf diplomatischer

wie sozialgesellschaftlicher

Ebene. Zuletzt war dies in Berlin

bei der Übergabe von Gebei-

nen, die während der Kolonial-

zeit nach Deutschland ver-

schleppt wurden, der Fall.

Der Unmut der namibischen

Delegation im September 2011

über die seit Jahren verweiger-

te Entschuldigung entlud sich

dort an exponierter Stelle und

hinterließ ein beachtliches Me-

dienecho. Der Druck auf die

deutsche Seite wuchs und man

kam in den Folgemonaten nicht

umhin, sich auch mit Vertretern

der Herero an einen Tisch zu

setzen und Dialogbereitschaft

zu vermitteln. Dennoch blieb es

dabei, dass eine Entschuldi-

gung ausgeschlossen sei.

Nachdem beide Anträge der

Opposition nun abgelehnt wur-

den, wurde seitens des Geno-

zid-Dialog-Komitee1904 (OCD

1904) deutlichere Worte gefun-

den. Über die Enttäuschung hi-

naus habe man erwartet, dass

die konservative Mehrheit „ge-

gen beide Anträge stimmen

werde, gegründet auf den Emo-

tionen ihrer bekannten Bünd-

nisgeschichte mit rassistisch

repressiven Regimen“ heißt es

seitens des OCD 1904.

Als eine „Katastrophe“ be-

zeichnete der in Berlin lebende

Herero Israel Kaunatjike die

Weigerung der Regierung, den

Genozid anzuerkennen. Dies sei

„ein demütigender Schlag ins

Gesicht“ so Kaunatjike in einer

organisationsübergreifenden

Pressemitteilung Ende März.

In Namibia selbst wurde im Zu-

ge der Auseinandersetzungen

mit dem Thema bereits im Ok-

tober letzten Jahres die Frage

nach einem „Genocide Day“

aufgeworfen. Der Geschäfts-

führer des „Institute for Public

Policy Research“ Graham Hop-

wood sprach sich z.B. für einen

solchen Tag aus, als die Dis-

kussion von der Königin des

Hererostamms der Mbanderu

im Oktober letzten Jahres ange-

stoßen wurde.

Kontinuität der Ablehnung

Bereits im Jahr 2008 reichte die

Linkspartei einen ähnlichen An-

trag ein, der damals zusätzlich

mit Stimmen der SPD abgelehnt

wurde. Als 2004 die damalige

Bundesentwicklungsministerin

Wieczorek-Zeul (SPD) „um Ver-

gebung“ bat, wurde dies im

Nachhinein als persönliche und

nicht als Regierungsmeinung

gerade gerückt. Seit jeher ruht

man sich auf dem „Konzept der

besonderen Verantwortung“,

welches 1989 vom Bundestag

festgehalten wurde aus.

Obwohl sich die öffentliche De-

batte seit Jahren auf die Mei-

nung von Fachleuten bezieht,

die den Genozid auch explizit

als solchen bezeichnet, blieben

die jeweiligen Regierungen in

ihrer Haltung – das Wort Völ-

kermord oder gar eine Ent-

schuldigung für diesen kommt

nicht in Frage.

Zum Repertoire der Rechtferti-

gungen gehört dabei auch die

UN-Völkermordkonvention, die

1948 verabschiedet wurde. In

Deutschland trat diese Kon-

vention erst 1955 in Kraft und

dient daher oft als bürokrati-

scher Vorwand, der Völkermord-

debatte aus dem Weg zu gehen.

Sharon Otoo von der Initiative

Schwarze Menschen in

Deutschland verweist bei die-

sem Aspekt auf den früheren

namibischen Außenminister

Theo-Ben Gurirab.

Auf der Weltkonferenz in Dur-

ban 2004 stellte er die sinnge-

mäße Frage, ob die deutsche

Regierung die Benennung des

Vernichtungskrieges verwei-

gert, „weil hier Schwarze Men-

schen ermordet, enteignet und

vergewaltigt wurden“, so Otoo.

Er verwies darauf, dass auch

andere von Deutschland be-

gangene Völkermorde rückwir-

kend anerkannt wurden.

Ebenso markant ist in der De-

batte die Betonung der hohen

Entwicklungshilfe für Namibia.

Niema Movassat (Linkspartei)

erläuterte hierzu im Bundestag,

dass man den „Aspekt Wieder-

gutmachung“ von der Entwick-

lungshilfe strikt trennen müs-

se. Das seit Jahren begangene

„Fliehen“ Deutschlands vor

seiner Verantwortung verurteilt

Kopp von Berlin Postkolonial

„aufs Schärfste“, und spricht

dabei auch für die 100 Nicht-

regierungsorganisationen aus

Deutschland, die den Aufruf

„Völkermord verjährt nicht!“

unterzeichneten.

Letztlich ist die Thematik seit

Jahren festgefahren. Jede bis-

herige Regierungspolitik argu-

mentierte ähnlich und hält Ent-

wicklungshilfe und Konventi-

onen als abspeisende „Argu-

mente“ entgegen. Entschuldi-

gungen waren im Nachhinein

immer nur persönliche Meinun-

gen. Peinlichst vermeidet man

eine Entschuldigung für den

ersten deutschen Genozid. So-

lange jedoch keine ernsthafte

Entschuldigung mit der damit

verbundenen historischen Ver-

antwortung geäußert wird, ist

es nur verständlich, wenn die

Verbände der Herero weiterhin

ihre Forderungen stellen und

auch direkte Entschädigungen

beanspruchen. Es geht dabei

weniger um die Frage, ob man

an Regierungen appellieren will,

sondern um die schlichte An-

erkennung einer Tatsache und

das Schaffen von Fakten, de-

nen gegenüber man sich aus

fadenscheinigen Gründen ent-

ziehen möchte und damit auch

die Gräueltaten ihrer Wahrneh-

mung und Bedeutung beraubt.

Dass die Unterstützung der

Forderungen aus Namibia da-

bei auch von von zivilgesell-

schaftlichen Gruppen in

Deutschland weiterhin beglei-

tet wird, würde gerade für eine

gesellschaftliche Debatte au-

ßerhalb der starren Institutio-

nen von besonderer Bedeu-

tung sein.

Sebastien Nekyia

Anmerkungen:

1 Zum Thema siehe auch: Deutscher Kolonialis-

mus. Geschichte und Kontinuität (Teil 1), Artikel

von Markus Beinhauer und Bernd Löffler, in: GWR

293, Nov. 2004, www.graswurzel.net/293/

kolonialismus.shtml ; Deutscher Kolonialismus.

Geschichte und Kontinuität (Teil 2), Artikel von

Markus Beinhauer und Bernd Löffler, in: GWR

294, Dez. 2004

Zeichnung: Findus

Aktion gegen ein „Herero-Denkmal“ in Münster, das die deutschen Völkermör-

der von 1904 als „Helden“ verherrlicht.        Foto: Michael Schulze von Glaßer
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„Der Zapatismus hat viele libertäre Elemente“
Ein Gespräch mit Luz Kerkeling (Gruppe B.A.S.T.A.): „Die autonomen Gebiete der Zapatistas, wo der Staat nicht anwesend
ist, sind die sichersten Dörfer in Mexiko“
Der Soziologe Luz Kerkeling (geboren 1972) arbeitet als freier

Journalist, als Referent in der Erwachsenenbildung und als Filmema-

cher (1). Nachdem der Aktivist der zapatistischen Gruppe B.A.S.T.A.

Anfang April 2012 von einer mehrmonatigen Mexiko-Reise zurück-

kam, interviewten ihn Bernd Drücke, Redakteur der Graswurzel-

revolution, und GWR-Praktikantin Monika. (GWR-Red.)

Monika: Was ist Zapatismus?

Was verstehst Du darunter?

Was sollten wir darunter ver-

stehen?

Luz: Die Bewegung der Zapa-

tistas lehnt sich an den Namen

von Emiliano Zapata [1879 –

1919] an. Zapata war ein bäuer-

lich-indigener Revolutionär in

der Mexikanischen Revolution.

Die begann 1910, als oppositi-

onelle Gruppen damit anfingen,

den Diktator Porfirio Díaz zu

stürzen. Der Aufstand gegen

Díaz war der Beginn von Kämp-

fen, die große Teile Mexikos bis

in die 1920er Jahre erfassten.

Dabei wurde zum Teil auch eine

echte soziale Revolution ver-

wirklicht. Tragend für die sozial-

revolutionäre Seite der Revolu-

tion war vor allem die zapatis-

tische Bewegung, die sich auch

auf die Ideen der anarchisti-

schen Magonistas stützte, die

unter der Parole Tierra y Liber-

tad („Land und Freiheit“) einen

indigenen Kollektivismus und

libertären Sozialismus propa-

gierten.

Zapata hat maßgeblich zum

Sturz der damaligen Diktatur

beigetragen. Er hat mit seinen

Leuten für eine dörfliche Selbst-

verwaltung gekämpft. Es gab da

auch viele Frauen, die gekämpft

haben. Es ging Zapata nie dar-

um, die zentrale Macht von

Mexiko zu übernehmen, son-

dern darum, die Gesellschaft auf

den Kopf zu stellen, eine Ba-

sisdemokratie aufzubauen. Die

Leute sollten dort, wo sie leben,

bestimmen und über ihr eige-

nes Schicksal entscheiden kön-

nen.

Seinen Namen haben die Neo-

zapatistas als Zapatistische Ar-

mee zur nationalen Befreiung

(EZLN) aufgegriffen, um an die-

se Tradition anzuknüpfen. Sie

haben 1994 in Chiapas, im Süd-

osten Mexikos, einen bewaff-

neten Aufstand gemacht, unter

dem Motto „Ya Basta! Land

und Freiheit“.

Das war eine interessante Zeit.

Bei vielen Menschen herrsch-

te nach dem Fall der Mauer und

dem Niedergang des „Realso-

zialismus“ die Stimmung, dass

der Kapitalismus sich durchge-

setzt habe. Es wurde ein „Ende

der Geschichte“ behauptet, der

Kapitalismus sei die einzig

mögliche Wirtschafts- und Ge-

sellschaftsform.

Genau in diesem Moment sag-

ten die Zapatistas: „Es reicht

uns! Das ist noch nicht das En-

de der Geschichte. Wir wollen

etwas ganz anderes: Eine Ge-

sellschaft ohne kapitalistische

Ausbeutung, Kapitalismus und

patriarchale Unterdrückung.“

Die Zapatistas haben es ge-

schafft, dass viele Großgrund-

besitzer sich verkrümelt haben.

Sie sagen nicht, „wir haben die

Ländereien besetzt“, sondern

„wir haben sie uns wieder an-

geeignet“ und haben sie an

Tausende Familien verteilt. Jetzt

können die Leute besser leben

als zuvor. Sie haben also nicht

nur politisch gekämpft, son-

dern auch die materiellen Bedin-

gungen der Menschen verbes-

sert.

Bernd: Die Zapatistas kämp-

fen seit 1994 im Grunde weit-

gehend gewaltfrei. Die EZLN

setzt seitdem keine Waffen

mehr ein. Kannst Du beschrei-

ben, wie sich das entwickelt

hat? Wie ist die internationa-

le Bewegung entstanden ist?

Was war die Motivation eine

zapatistische Gruppe ins Leben

zu rufen?

Luz: Ja, das ist wichtig, was du

sagst. Seit Mitte Januar 1994

schweigen die Waffen der Za-

patistas. Es ist eine sehr hete-

rogene Bewegung. Sie ist ent-

standen aus urbanen Linken in

den Städten und aus den Tra-

ditionen der indigenen Kämpfe

vor Ort. Außerdem gab es ei-

nen gewissen Einfluss der ka-

tholischen Basiskirche, also die

Strömungen der Befreiungs-

theologie. Und natürlich gab es

noch die Kämpfe der Frauen.

Diese Mischung hat dazu ge-

führt, dass sie Abstand genom-

men haben von einem avant-

gardistischen Konzept. Weite

Teile der engagierten Zivilbe-

völkerung Mexikos haben 1994

gesagt: „Eure Forderungen sind

legitim, aber wenn ihr weiter be-

waffnet kämpft, werdet ihr nie-

dergerungen und ermordet“.

Darauf haben die Zapatistas

gesagt: „Wir gehorchen der Be-

völkerung, der Gesellschaft“

und beschlossen, dass sie ihre

Waffen nicht mehr benutzen.

Besonders interessant war

auch die historische Situation,

denn es schien so, als hätte sich

ohne nennenswerte Widerstän-

de global der Kapitalismus

durchgesetzt, auch ideolo-

gisch. Die Zapatistas haben ge-

sagt, die politischen und öko-

nomischen Eliten seien längst

gut vernetzt und wir müssten

uns als Linke von unten neu

vernetzen. Aus diesem Kontext

ist dann ein Netzwerk entstan-

den, nach dem Motto „wir müs-

sen eine Internationale der

Hoffnung bilden“. Es war nicht

marxistisch, leninistisch, mao-

istisch orthodox, sondern ein

buntes Gewebe von Leuten, die

zusammen gekommen sind. Es-

senziell war das Intergalakti-

sche Treffen gegen Neolibera-

lismus und für die Menschheit

1996, das im Aufstandsgebiet

der Zapatistas stattfand.

Da sind Tausende in ein Auf-

standsgebiet gereist, wurden

von der mexikanischen Armee

kontrolliert, aber weil die Sym-

pathie so groß war, mussten die

Leute durchgelassen werden.

Da haben Menschen miteinan-

der gesprochen, die das sonst

wahrscheinlich nie getan hät-

ten. Das gilt als einer der Grün-

dungsmythen der globalisie-

rungskritischen Bewegung.

Bernd: Du warst gerade wie-

der mehrere Monate in Mexi-

ko, hast Mexiko oft bereist und

dort gute Kontakte. Wie sind

Deine Eindrücke von der Ent-

wicklung der zapatistischen

Bewegung? Wie sieht es kon-

kret in den zapatistischen Ge-

meinden aus?

Luz: Mexiko ist ein extrem viel-

fältiges Land. Es gibt große Un-

terschiede im Alltagsleben. Wir

hören ja im Moment hauptsäch-

lich etwas vom Drogenkrieg.

Das ist berechtigt, weil sich die-

ser Aspekt des aggressiven mi-

litaristischen Kapitalismus ei-

nerseits wegen der krisenhaften

Situation in Mexiko so breit ma-

chen konnte und andererseits

aufgrund von außenpoliti-

schen Aspekten. Die USA ha-

ben Kolumbien mit einem An-

griffskrieg überzogen.

Daraufhin sind viele Drogen-

kartelle ausgewichen und wer-

den durch die mexikanischen

Narcos vertreten.

Aber: Es ist nicht übertrieben

zu sagen, dass die autonomen

Gebiete der Zapatistas, wo der

Staat im Prinzip nicht anwe-

send ist, die sichersten Dörfer

im ganzen Land sind. Das kor-

respondiert auch mit den Men-

schenrechtsberichten.

Dazu kommt noch, dass die za-

patistischen Frauen – auch ge-

gen den Widerstand ihrer eige-

nen Genossen – ein Alkohol-

und Drogenverbot durchset-

zen konnten.

Sie sind immer noch eine diszi-

pliniert organisierte Bewegung.

Das führt dazu, dass die Situa-

tion eigentlich „tranquilo“, ru-

hig ist.

Es handelt sich um eine Mas-

senbewegung, die es geschafft

hat, Fortschritte im Bereich Ge-

sundheit, Bildung und Frauen-

beteiligung zu erreichen, allen

internen Widersprüchen und

autoritären Ausfällen der zapa-

tistischen Armee zum Trotz.

Auch als Soziologe ist es für

mich fast ein Wunder, dass die

Bewegung überhaupt noch

existiert: Ob der militärischen

Umzingelung, ob des ganzen

Geldes, mit dem die Menschen

auch immer wieder korrumpiert

werden und aus der Bewegung

rausgekauft werden sollen.

Bernd: Du hast ein Standard-

werk zum Thema Zapatismus

geschrieben: „La Lucha Si-

gue! [Der Kampf geht weiter!],

das 2006 in zweiter Auflage im

Unrast Verlag erschienen ist.

Momentan schreibst Du an ei-

ner Doktorarbeit zum Thema.

Was würdest Du sagen, was

der Zapatismus seit 1994 für

die Bevölkerung und beson-

ders auch für die Frauen ge-

bracht hat?

Luz: Ich glaube, das Wichtigs-

te ist, dass die zapatistische Be-

wegung eine Alltäglichkeit des

Widerstandes partizipativ pro-

duziert. Die Jugendlichen und

auch die Frauen werden stark

in die Organisation einbezogen.

Es gibt eine dörfliche Selbst-

verwaltung. Mehrere Dörfer

schließen sich in autonomen

Landkreisen zusammen. Diese

schließen sich wiederum in ei-

ner Zone zusammen. Von die-

sen Zonen gibt es fünf. Dort

gibt es jeweils einen „Rat der

guten Regierung“ - so nennen

sie das in Abgrenzung zur offi-

ziellen, schlechten Regierung.

Da werden dann Bauern und

Bäuerinnen eingesetzt. Da geht

es nicht um Kader oder Polit-

kommissare, sondern es sind

wirklich die Leute die da arbei-

ten, die dann auch in der Regel

nach einer Woche wieder zu-

rück auf ihr Feld gehen. Das

führt dazu, dass erfolgreich

vermieden wird, eine neue poli-

tische Klasse zu etablieren. Es

sollen möglichst viele Men-

schen lernen, die Selbstverwal-

tung auszuüben.

Das geht auf indigene Traditi-

onen zurück, auch auf verschie-

dene linke Strömungen, nicht

zuletzt auf die anarchistischen

Strömungen um die Brüder Flo-

res Magón.

Die Situation der Frauen ist in-

teressant. Es ist ja nicht nur in

Deutschland so, dass wir unter

einem Patriarchat leiden, und

natürlich besonders die Frau-

en, sondern in Mexiko ist es

noch einmal heftiger. In den indi-

genen Gemeinden gibt es stark

verwurzelte autoritäre Traditi-

onen. Aber die zapatistischen

Frauen konnten ein revolutio-

näres Frauengesetz durchset-

zen, was sich in unseren Ohren

vielleicht ein bisschen „refor-

mistisch“ anhört, weil es geht

darum; wir haben die gleichen

Pflichten und die gleichen

Rechte, aber auch in anderen

Regionen Südmexikos ist ganz

klar festzustellen, dass sie wirk-

lich weit vorne sind.

Und wenn wir uns alle an die

eigene Nase fassen: Wie lange

hat es gedauert, hier ein biss-

chen in Richtung Geschlechter-

gerechtigkeit vorwärts zu kom-

men?!

Monika: Du hast ja erzählt,

dass die Zapatistas am Anfang

bewaffnet gekämpft haben.

Glaubst Du, dass sie die Auf-

merksamkeit der mexikani-

schen Bevölkerung auch er-

langt hätten, wenn sie von vorn-

herein unbewaffnet gekämpft

hätten?

Luz: Ich glaube, dass das

schon ein Faktor war, dass sie

den mexikanischen Staat her-

ausgefordert haben. Wir müs-

sen uns aber klar machen, dass

Chiapas bis heute quasi ein feu-

dalistischer Bundesstaat ist. Al-

so, es gibt Großgrundbesitzer

– auch deutscher Abstammung

– und die hatten die Leute völ-

lig unterworfen. Es gab so ekel-

hafte Sachen, wie das „Recht

der ersten Nacht“, d.h., bevor

die jungen Frauen geheiratet

haben, hatte der Großgrundbe-

sitzer de facto das Recht, sie zu

vergewaltigen. Das sind Grün-

de, die verständlich machen,

warum die Leute gesagt haben:

„Das reicht uns! Wir können

das nicht nur mit Slogans ma-

chen, sondern wir müssen die

Leute wirklich enteignen und

entmachten.“ Den Zapatistas

ist es weitgehend ohne Blut-

vergießen gelungen, die Groß-

grundbesitzer zu verjagen und

ihre Macht zu brechen. Gleich-

wohl wurden die Großgrundbe-

sitzer von ihren Klassenbrü-

dern, also von der politischen

Elite, reich entlohnt. Die haben

in der Regel riesige Abfindun-

gen bekommen und dann ir-

gendwo anders ihre neuen Ge-

schäfte gegründet. Also, da

muss man niemanden bedauern

von den Großgrundbesitzern.

Ich glaube, man kann das mit

den Waffen nicht wegkriegen,

so sympathisch das ist, dass

sie jetzt nicht mehr bewaffnet

kämpfen. Aber ich glaube, 1994,

bei dieser Aggressivität der Re-

gierung, war friedlicher Protest

schwer. Es gab keine Öffentlich-

keit, die sich empört hat und

keinen funktionierenden

Rechtsstaat.

Monika: Dann war das quasi

Selbstverteidigung?

Luz: Ja. Es ging nicht um einen

Eroberungskrieg, sondern es

war Selbstverteidigung.

Bernd: Die GWR ist ja eine

gewaltfrei-libertäre Zeitung.

Du hast in der GWR auch

schon über „Die Bienen“ ge-

schrieben, eine gewaltfreie Be-

wegung in Mexiko. Könntest

Du dazu etwas erzählen?

Luz: „Las Abejas“, auf deutsch

„die Bienen“, sind aktiv in sechs

Landkreisen in 29 Gemeinden.

Anzeige
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Luz Kerkeling. Foto: Bernd Drücke
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Sie teilen die Forderungen der

Zapatistas nach dörflicher

Selbstverwaltung, was auch die

Selbstbestimmung über die

Ressourcenausbeutung und

über sogenannte Entwick-

lungsprojekte bedeutet. Und

sie sind sehr erfolgreich. Sie

kommen vorwärts, sind jetzt

auch dabei, eigene Bildungs-

und Gesundheitssysteme auf-

zubauen, haben ein Radio, eine

Internetseite,... All das war frü-

her undenkbar. Sie wurden aus-

gegrenzt vom mexikanischen

Staat. Das ist jetzt also eine ziem-

liche Erfolgsgeschichte. Sie ar-

beiten Schulter an Schulter mit

den Zapatistas. In der Haupt-

gemeinde in Actéal wohnen sie

auch mit Unterstützerinnen und

Unterstützern der EZLN zusam-

men.

Bernd: Du schreibst auch für

die Zeitung „Tierra Y Libertad

(Land und Freiheit) - Nach-

richten aus Mexiko und mehr.

In der aktuellen Nr. 71 geht es

um Biopiraterie, um das The-

ma „Finger weg von unseren

Pflanzen“. Kannst Du dazu et-

was erzählen?

Luz: Chiapas ist ein extrem res-

sourcenreicher Bundesstaat: Es

gibt Süßwasser, Öl, Gas und ne-

ben Bodenschätzen wie Gold-

vorkommen oder Uran, vor al-

lem die biologische Vielfalt.

Da gibt es von verschiedens-

ter Seite großes Interesse das

zu kontrollieren, von mexika-

nischen Eliten und Konzernen

aber auch aus Kanada, den

USA, Europa, Asien, China, und

jetzt auch aus Brasilien, um an

den Lakandonischen Regen-

wald ranzukommen, der auch

durch die Erklärungen der

EZLN bekannt ist. Das Problem

bei der Biopiraterie ist ja, dass

Konzerne Allgemeingut priva-

tisieren wollen, weil sie minima-

le Änderungen an bestimmten

Pflanzen vornehmen wollen

und dann meinen, sie gehören

ihnen. Das würde dazu führen,

dass die Menschen das bezah-

len müssen, was ihre Vorfahren

entwickelt haben.

Kleinbäuerliche Gesellschaften

kommen größtenteils ohne Geld

aus, d.h., sie können eine Au-

tonomie realisieren, die wir uns

in Deutschland kaum vorstel-

len können. Sie sind zu 80% au-

tonom. Wenn sie ihr Saatgut

und ihr Wissen über Heilpflan-

zen austauschen, dann ist es

möglich, auf eigene Faust vor-

wärts zu kommen, nicht korrupt

werden zu müssen, sich nicht

an den Machtspielchen zu be-

teiligen. Die Forderung „Fin-

ger weg von unserem Saat-

gut!“ ist legitim und wird auch

von der Bevölkerung getragen.

Sie ernähren sich ja täglich von

ihrem Mais, ihren Bohnen, ih-

ren Kürbissen etc. Das ist eine

8.000 Jahre alte Kultur, die so-

genannte Milpa, also das Feld

zur Selbstversorgung. Da wach-

sen Mais, Bohnen, Chili, Toma-

te, Reis, Gewürze und andere

Sorten. Es gibt einen UNO-Be-

richt, der besagt, dass es die

beste Form ist, das Land zu be-

wirtschaften. Die Bohnen wach-

sen an dem getrockneten Mais

heran und die Pflanzen geben

sich gegenseitig Nährstoffe.

Das ist nicht zu romantisieren,

es gibt auch Brandrodung usf.

Aber die Milpa zur Selbstver-

sorgung ist etwas ganz ande-

res, als den Regenwald zu ro-

den, um dort Rinder zu züch-

ten.

Monika: Also geht es in dem

Kontext auch um Genmanipu-

lation?

Luz: Ja, indirekt schon. Natür-

lich geht es Konzernen wie

Bayer oder Monsanto darum,

Saatgut und Pestizide zu ver-

markten. Und es gibt ja das so-

genannte Terminatorgen, das in

genmanipulierte Sorten einge-

baut wird, und dafür sorgt, dass

der Maiskolben nicht mehr als

Saatgut taugt. Das ist ein Pro-

blem bei einer Kultur, die sich

selber reproduziert, relativ vor-

bei am kapitalistischen Markt.

Sie haben interne, kleine Märk-

te und tauschen ihre Produkte

aus. Aber das ist etwas ande-

res als der aggressive agroin-

dustrielle Markt.

Bernd: Während Deines Auf-

enthalts in Mexiko habt ihr ei-

nen Film gedreht (2). Kannst

du dazu etwas sagen?

Luz: Wir sind dabei, einen Film

fertig zu stellen, der heißt

„Wenn das Land zur Ware

wird“. Da geht es darum, dass

die kleinbäuerlich indigenen

Ländereien von der Selbstver-

sorgungswirtschaft zwangs-

konvertiert werden zu Mono-

kulturen und zu touristischen

Großprojekten. Das ist eine exis-

tentielle Bedrohung für die

Menschen.

Was von der Regierung von

Chiapas gepusht wird, sind die

Monokulturen von Ölpalmen,

hauptsächlich zur Herstellung

von Fetten, die in der Nah-

rungsmittelindustrie verwen-

det werden. Langfristig wird

auch die Herstellung von Bio-

treibstoffen angestrebt.

Das dritte Thema des Films sind

die „nachhaltigen Landstädte“.

Es gibt ein Programm der Re-

gierung von Chiapas mit gro-

ßer Unterstützung der mexika-

nischen Bundesregierung, die

Leute umzusiedeln. In Chiapas

existieren 14.000 Siedlungen mit

weniger als 100 Menschen. Die

Regierung sagt, „Der Grund für

die Armut ist die Verstreuung

dieser kleinen Gemeinden, denn

wir können unmöglich in 14.000

Gemeinden Wasser und Strom

legen“. Das klingt zunächst

plausibel, aber es ist eine alte

Taktik aus dem Kolonialismus.

Das haben die Deutschen in

Kamerun gemacht, die Franzo-

sen in Algerien, Franco hat es

innerhalb von Spanien ge-

macht, mit den anarchistischen

und kommunistischen Dörfern.

Es ist ein Mittel zur totalen Kon-

trolle der Bevölkerung. Es geht

um politische Kontrolle und um

Freisetzung der Ländereien. Ich

habe gerade die UNO positiv

zitiert, jetzt zitiere ich sie nega-

tiv: Es geben sich einige Be-

raterinnen und Berater dafür

her, zu sagen: „Diese neuen

Landstädte, diese Zwangsum-

siedlung von Kleindörfern in

eine neue ländliche Stadt, wür-

de die acht Milleniumsziele für

nachhaltige Entwicklung erfül-

len“.

Es ist übel. Als im September

2009 die erste Landstadt in Chi-

apas eingeweiht wurde, wurden

65 Botschafter aus Mexiko-

Stadt herangekarrt, in ein Kuh-

kaff nach Chiapas, um ihr zu

applaudieren. Damit auch das

Fernsehen etwas zum Berich-

ten hat. Erfreulicher Weise ha-

ben die sozialen Bewegungen

früh die Bedeutung dieses Pro-

gramms erkannt. Es gilt mittler-

weile als mehr oder minder ge-

scheitert. Das ist schön. Ich bin

da nicht objektiv. Ich finde, es

ist eine Zumutung für die Men-

schen. Es wird ihnen einfach

ihre Lebensweise unmöglich

gemacht. Sie werden zwangs-

umgesiedelt, sie werden kon-

vertiert von Kleinbauern und

Kleinbäuerinnen in ein neues

Proletariat.

Dann gibt es da die sogenann-

ten Maquiladoras, wo sie in Bil-

liglohnfabriken schuften müs-

sen. Das ist ein aggressives

Programm. Zum Glück hat sich

das wohl mittlerweile so herum

gesprochen, dass das wohl

scheitern wird.

Diese drei Themen: Ölpalmen-

monokulturen, die großen Tou-

rismusprojekte, die auch Proble-

me mit sich bringen, weil es

auch um Landraub geht, und

die Landstädte sind die The-

men des Films. Wir machen ihn

auf deutsch und spanisch, da-

mit er in den Gemeinden verteilt

werden kann. Uns ist immer

wieder gesagt worden, dass

diese Filme etwas bringen. Die

Leute haben in ihren Dörfern

kein Internet, aber irgendeine

Familie hat immer einen DVD-

Player und wenn dann ein Film

kommt, dann ist das auch immer

ein kleines Event für das Dorf.

Es ist ein Privileg, das wir in all

den Jahren erlebt haben, diese

Widerstandsprozesse auch ein

bisschen unterstützen zu kön-

nen.

Bernd: In der GWR 221 ist

1997 ein Artikel unter dem Ti-

tel „Ist der Zapatismus ein An-

archismus?“ erschienen. Wie

würdest Du diese Frage beant-

worten?

Luz: Ich würde sagen, der Za-

patismus ist kein Anarchismus,

hat aber viele libertäre Elemen-

te. Die zapatistische Befrei-

ungsarmee EZLN ist nichts de-

mokratisches, wobei sie auch

sagen, wir haben uns gegrün-

det, um zu verschwinden. Aber

vor allem die Alltagsselbstor-

ganisation hat für mich klare li-

bertäre Züge. Ein wichtiges

Motto der Bewegung ist: „man-

dar obedeciendo“, also das

„gehorchende Befehlen“. Das

heißt, dass die Leute, die ein

Amt haben, nur da sind, um ih-

ren Job zu machen. Es gibt kei-

ne große Idee von Funktio-

närstum. Funktionsträgerinnen

oder -träger können jeder Zeit

ersetzt werden. Das haben wir

auch schon erlebt, als ein älte-

rer Mann, der sich während des

Aufstandes seine Lorbeeren

verdient hat, später als Präsi-

dent eines autonomen Land-

kreises ein Auto von der staat-

lichen Stromkommission ange-

nommen hat. Er wurde dann

von wegen Korruption abge-

sägt.

Du musst nicht ideologisiert

sein, um beim Zapatismus mit-

arbeiten zu können, sondern es

ist etwas alltägliches, was mit

deinen Bedürfnissen im Alltag

zu tun hat. Dieses Prinzip des

„gehorchenden Befehlens“

sorgt dafür, dass die Leute kei-

ne politischen Kampagnen ma-

chen und sagen „ich möchte

den Job haben“, „ich möchte

der und der Funktionär sein“,

sondern es läuft eher so, dass

die Gemeinde vorschlägt,

„mach du doch diesen Job“.

Das ist etwas ganz anderes, als

unser Verständnis vom profes-

sionalisierten Politikmachen.

Das ist ein Ergebnis auch von

Analysen von anderen sozia-

len Bewegungen aus Lateinam-

erika. Sie sagen „fragend gehen

wir voran“, sie haben keine

„Mao-Bibel“, die alle befolgen,

lesen und auswendig lernen

müssen und dann wird die

Menschheit glückselig, son-

dern: „wir machen Fehler“. Da

schließt sich der Kreis, da kön-

nen wir viel von lernen, auch

für die Politik hier.

Bernd: Du wolltest etwas er-

zählen vom „Rebellischen Zu-

sammentreffen“ und zur Or-

ganisierung der zapatisti-

schen Solidaritätsbewegungen

international?

Luz: Es ist nicht mehr so laut

um die Zapatistas, der berühm-

te Subcomandante Marcos

schreibt nicht mehr so viel, aber

die Bewegung ist Realität. Die

Solidaritätsbewegung ist da,

wenn sie vielleicht auch quan-

titativ kleiner geworden ist. Wir

als Ya-Basta-Netz (3), ein Netz-
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werk im deutschsprachigen

Raum, sind auch vernetzt mit

anderen Gruppen in Europa,

aus den USA, aus Südamerika.

Wir machen seit zwei Jahren ein

sogenanntes rebellisches Zu-

sammentreffen. Das ist ein of-

fenes Treffen. Da geht es nicht

nur um die „Antis“, akademi-

sche oder szenefixierte Kritik an

den herrschenden Zuständen,

an Kapitalismus, Militarismus,

Patriarchat und Umweltzerstö-

rung, sondern auch um den

Aufbau von Alternativen. Was

gibt es schon für Projekte? Und

es gibt viele Pausen bei diesen

Treffen, weil es immer die Pau-

sen sind, wo die Leute sich

wirklich kennen lernen.

Es ist ein Versuch, zur unabhän-

gigen Organisierung von links

unten beizutragen in einer anti-

kapitalistischen und antisyste-

mischen Perspektive. Wir glau-

ben nicht, dass es durch die

Parteien machbar ist, sondern,

dass es durch die Leute in ei-

nem ständigen Reflexionspro-

zess passieren muss. Das

nächste Treffen findet vom 25.

Juli bis 1. August 2012 im Wend-

land statt, einer Region, wo es

spektrenübergreifenden sozia-

len Widerstand von unten gibt,

mit beachtlichen Teilerfolgen.

Interview: Bernd Drücke und

Monika

Das Gespräch wurde im April 2012 im Studio

des Medienforum Münster geführt. Eine Aufzeich-

nung ist auch als Radio Graswurzelrevolution-

Sendung auf www.freie-radios.net  dokumentiert.

Anmerkungen:

1) Bücher von Luz Kerkeling: La Lucha Sigue! -

Der Kampf geht weiter! Ursachen und Entwick-

lungen des zapatistischen Aufstands, 2. erw.

Aufl., Unrast, Münster 2006; Hg. mit Bernd Drü-

cke und Martin Baxmeyer: Abel Paz und die Spa-

nische Revolution. Interviews und Gespräche,

Verlag Edition AV, Frankfurt/M. 2004; mit Fin-

dus: Kleine Geschichte des Zapatismus. Ein

schwarz-roter Leitfaden, Unrast, Münster 2011

2) Der vom alternativen Bildungs-, und For-

schungs-Verein „Zwischenzeit e.V.“ herausge-

gebene Film kann online bestellt werden unter

www.gruppe-basta.de

3) Weitere Infos: www.ya-basta-netz.de.vu

Wandbild Salud Educacion Morelia. Foto: Dorit Siemers
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Das Gesicht des Mörders zeigen
Die gewaltfreie Aktion des Escrache im Kampf gegen Straflosigkeit von Verbrechen der argentinischen Militärdiktatur

Die argentinische Militärdiktatur (1976-1983) war eines der großen,

staatlich organisierten Menschheitsverbrechen des 20. Jahrhunderts.

Menschenrechtsorganisationen vermuten, dass mindestens 30.000

Menschen dem Terror der Militärs zum Opfer fielen.

Der Begriff des „Verschwin-

dens“ – des „argentinischen

Todes“, wie der Philosoph und

Schriftsteller José Pablo Fein-

mann ihn nannte – bürgerte sich

ein, als Bezeichnung einer be-

sonders grausamen und perfi-

den Form des Staatsterroris-

mus: Angesichts der weltwei-

ten Empörung über die Morde

im benachbarten Chile nach

dem Putsch der Militärs unter

General Pinochet beschlossen

die argentinischen Generäle,

die Spuren ihrer Verbrechen ge-

schickter zu verwischen.

Mobile Greifkommandos ent-

führten die Opfer meist bei

Nacht aus ihren Häusern und

Wohnungen und verschlepp-

ten sie in eines der über 600

geheimen Haftzentren, wo sie -

manchmal über Monate - besti-

alisch gefoltert wurden.

In einigen (seltenen) Fällen ließ

man die Opfer nachher wieder

frei. Meist jedoch tauchten sie

nie wieder auf. Sie „verschwan-

den“, wurden nach extra-lega-

len Hinrichtungen in anony-

men Massengräbern ver-

scharrt, oder betäubt, aber noch

lebend, aus Flugzeugen über

dem Meer oder der Mündung

des Río de la Plata abgeworfen.

Ihre Namen erschienen in kei-

nen Dokumenten und ihre An-

gehörigen erfuhren nichts über

ihr Schicksal – zum Teil bis heu-

te nicht.

Schwangere Frauen, die ebenso

wenig von Folter und Mord

verschont blieben wie Behin-

derte, Jugendliche oder Kinder,

wurden so lange am Leben ge-

lassen, bis sie entbunden hat-

ten. Danach ermordete man die

Frauen und setzte ihre Kinder

mit einem Pappschild auf der

Straße aus.

Weit häufiger allerdings wurden

ihre Kinder an regimetreue Fa-

milien „verschenkt“, um die

„Saat der Subversion“ in der

nächsten Generation auslö-

schen zu können.

Nach aktuellen Schätzungen

wuchsen ca. 500 Kinder ohne

jede Kenntnis ihrer wahren Her-

kunft auf – nicht selten in den

Familien der Mörder ihrer El-

tern.

Wer „subversiv“ war, entschie-

den die Militärs höchst groß-

zügig: Mitglieder der bewaffne-

ten Guerillaorganisationen der

Montoneros und des Revolu-

tionären Volksheeres (ERP)

wurden ebenso ermordet wie

liberale Geistliche, engagierte

GewerkschafterInnen, Be-

triebsräte, LehrerInnen und

HochschullehrerInnen mit kri-

tischen Ansichten oder ÄrztIn-

nen, die den Fehler begangen

hatten, ihre Dienste in den Ar-

menvierteln von Buenos Aires

anzubieten.

Trotz der Praxis des „Ver-

schwindenlassens“ konnte man

sich, national wie international,

kaum Illusionen über die Mord-

lust der Militärs machen.

1977 beschrieb General Ibérico

Saint-Jean, Gouverneur der

Provinz Buenos Aires, die Lo-

gik der Verfolgung so: „Zuerst

werden wir alle Untergrund-

kämpfer umbringen; danach de-

ren Unterstützer; dann die Sym-

pathisanten, später die Gleich-

gültigen und zum Schluss die

Zaghaften“.

Gleichwohl war die gesell-

schaftliche Unterstützung für

die Herrschaft der Generäle, zu-

mindest in den ersten Jahren

ihrer Diktatur, beachtlich.

Die katholische Kirche Argen-

tiniens, praktisch alle Parteien

bis zur Kommunistischen Par-

tei, Verbände der Großindust-

rie und sogar Gewerkschaften

unterstützten, mal mehr, mal we-

niger begeistert den von den

Militärs dekretierten „Prozess

der nationalen Reorganisation“

und hielten eine „Politik der

harten Hand“ gegen die politi-

sche Subversion im Land für ein

notwendiges Übel.

Lediglich einige kleine Links-

parteien und die Organisation

der Madres de la Plaza de

Mayo [‘Mütter des Mai-Plat-

zes’] standen der Diktatur von

Anfang an feindlich gegenüber

und klagten deren Verbrechen

unermüdlich an.

In der Bundesrepublik machte

die sozial-liberale Koalition un-

ter Helmut Schmidt gute Ge-

schäfte mit den Militärs, sprang

als deren wichtigster Waffen-

lieferant ein, als sich die USA

unter Jimmy Carter angesichts

des Ausmaßes der Verbrechen

vom argentinischen Markt zu-

rückzuziehen begann und si-

cherte die katastrophale Wirt-

schaftspolitik der Junta mit

Staatsbürgschaften ab.

Berti Vogts, als Kapitän der

deutschen Nationalmannschaft

zur Weltmeisterschaft 1978

nach Argentinien gereist, mein-

te, auf die Morde im Gastgeber-

land angesprochen, er verste-

he die Aufregung nicht. Er habe

„noch keinen politischen Gefan-

genen gesehen“.

Der Beginn der Straflosigkeit.

Schuld und Verantwortung nach

1983

Nach dem Zusammenbruch der

Diktatur blieb die überwältigen-

de Mehrzahl der Täter jahr-

zehntelang unbehelligt.

Nach einer kurzen Phase der

Strafverfolgung, die sich auf

die Spitzen der Junta um Gene-

ral Jorge Rafael Videla be-

schränkte, erließ die erste de-

mokratische Regierung unter

Raúl Alfonsín das „Schluss-

punktgesetz“ sowie das „Ge-

setz über den legitimen Gehor-

sam“, die jede weitere juristi-

sche Verfolgung unmöglich

machten.

Die kurzzeitige Fokussierung

der bürgerlich-demokratischen

Eliten in den frühen achtziger

Jahren auf die Verletzung der

Menschenrechte, die sie wäh-

rend der Diktatur kaum interes-

siert hatten, war eine durch-

schaubare Strategie, um von ei-

gener Verantwortung abzulen-

ken.

Alfonsíns Nachfolger im Amt,

der populistische Peronist Car-

los Menem, begnadigte

schließlich die verurteilten Ge-

neräle, um einem gesellschaft-

lichen Prozess der „Versöh-

nung“ zuzuarbeiten, der in

Wahrheit nur jene sozialen Eli-

ten in ihren Positionen bestä-

tigte, die sich schon mit der Dik-

tatur arrangiert hatten.

Das politisch verordnete Be-

schweigen der Vergangenheit

sorgte dafür, dass sich zahllo-

se Folterer, Mörder und Kinds-

entführer mühelos in die Gesell-

schaft des „neuen Argenti-

niens“ eingliedern konnten.

Militär und Polizeiapparat, die

Hauptschuldigen der Verbre-

chen, blieben mehr oder weni-

ger unverändert.

2003 erklärte dann der argenti-

nische Nationalkongress das

„Schlusspunktgesetz“ und das

„Gesetz über den legitimen Ge-

horsam“ in einer spektakulären

Entscheidung für nichtig.

Ein Jahr später bestätigte das

Oberste Gericht die Verfas-

sungswidrigkeit beider Geset-

ze. Seither wurden in Argenti-

nien mehr als 100 Verfahren ge-

gen ehemalige Folterer und

Mörder angestrengt – ein be-

merkenswerter Erfolg politi-

scher und zivilgesellschaftli-

cher Menschenrechtsarbeit.

Allerdings beschränkt sich die

juristische Verfolgung erneut

auf die an den Verbrechen un-

mittelbar Beteiligten – auf die

tatsächlichen Täter, deren Pro-

zesse, wie etwa im Falle von

Capitán Astiz, einem der übels-

ten und unbelehrbarsten Fol-

terer der Junta, zu medialen

Großereignissen wurden.

Das internationale Strafrecht

ahndet bis heute die Schuld,

nicht die Verantwortung.

Selbstverständlich müssen

Menschen, die sich schwerster

Menschenrechtsverletzungen

schuldig gemacht haben, ver-

folgt und vor Gericht gestellt

werden. Aber es wäre zu über-

legen, ob nicht auch jene, die

gesellschaftliche Strukturen

schufen, stabilisierten und le-

gitimierten, in denen Mörder

und Folterer ihr blutiges Hand-

werk ausüben konnten, die sie

rekrutierten, finanzierten, belo-

bigten oder aus ihrem Tun per-

sönliche, politische oder finan-

zielle Vorteile zogen, national

wie international ebenso hart zu

bestrafen wären.

Hoffnungsvolle Entwicklungen

des internationalen Rechts wei-

sen in diese Richtung.

Denn Profiteure mörderischer

Regime blieben bis heute, trotz

der Urteile von Nürnberg nach

dem Ende des Zweiten Welt-

kriegs, von rechtlicher Verfol-

gung weitgehend unberührt.

Zur Verantwortung ziehen. Die

Arbeit der Organisation H.I.J.O.S.

Interessanterweise wird die

Anklage bislang nicht justizi-

abler Verantwortlichkeiten für

Staatsverbrechen in Argenti-

nien seit langem erhoben und

hat auch praktische Konse-

quenzen – allerdings nicht vor

den Gerichten.

Hauptdarstellerin dieser Ent-

wicklung ist die Organisation

H.I.J.O.S. Am 3. November 1994

organisierte eine Gruppe von

AbsolventInnen der Fakultät

für Architektur an der Univer-

sität La Plata eine Veranstal-

tung zu Ehren jener Fakultäts-

mitglieder, die während der Dik-

tatur ermordet worden waren

beziehungsweise „verschwan-

den“. Der Tag stand unter dem

Motto: „Erinnerung, Gedächt-

nis und Engagement“.

In langwierigen und mühevol-

len Nachforschungen gelang

es den OrganisatorInnen, Nach-

kommen und Familienangehö-

rige der Geehrten zu finden und

sie für eine Teilnahme zu gewin-

nen. Die so entstandenen Kon-

takte vertieften sich, bis im

April 1995 H.I.J.O.S. entstand.

Zum ersten landesweiten Tref-

fen im Oktober kamen nach An-

gaben der Organisation bereits

350 TeilnemerInnen aus ganz

Argentinien. Im April 1996 wa-

ren es 600. Heute hat H.I.J.O.S.

Niederlassungen in allen argen-

tinischen Provinzen, aber auch

in Uruguay, Mexiko, Spanien,

den Niederlanden, Frankreich

und Schweden. H.I.J.O.S., spa-

nisch für „Söhne“ (obwohl in

diesem Fall wohl besser mit

„Nachkommen“ übersetzt wer-

den sollte), steht für Hijos por

la Identidad y la Justicia con-

tra el Olvido y el Silencio

[‘Nachkommen für die Identität

und die Gerechtigkeit gegen

das Vergessen und das Schwei-

gen’].

Die Organisation vervollstän-

digt das Spektrum der argen-

tinischen Menschenrechtsor-

ganisationen, die sich wie eine

zivilgesellschaftliche „Familie“

um die Leerstelle der Generation

„Wo sind sie die Hunderte von Babys, die in Gefangenschaft geboren wurden? Mütter des Mai-Platzes“.                 Fotos: Archiv
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der „Verschwundenen“ grup-

pieren: Neben den bereits er-

wähnten Madres de la Plaza

de Mayo gibt es die Abuelas

de la Plaza de Mayo [‘Groß-

mütter des Mai-Platzes’], die in

erster Linie nach Spuren ihrer

geraubten Enkelkinder suchen,

und eben H.I.J.O.S., die Orga-

nisation der unmittelbaren und

mittelbaren Nachfahren.

Unter den drei Organisationen

ist H.I.J.O.S. ohne Zweifel die

radikalste. Mittlerweile in meh-

rere Flügel gespalten, präsen-

tiert sich die Organisation un-

ter dem Motto: „Wir vergessen

nicht. Wir verzeihen nicht. Wir

versöhnen uns nicht“.

Auf ihrer Homepage heißt es:

„Wir sind nicht einverstanden

mit jenen Gesetzen und Verord-

nungen, die die Mörder und

Verantwortlichen für den Völ-

kermord in Freiheit lassen, denn

ein Land wird niemals Frieden

finden, wenn nicht die Schuldi-

gen bestraft und aller Welt ge-

zeigt wird, dass Verschwinden-

lassen, Folter und Mord die

schlimmsten Verbrechen sind,

die man begehen kann. Wir

wollen nicht, dass diese Mör-

der behandelt werden wie ge-

wöhnliche Leute“.

Zu ihren Prinzipien – neun an

der Zahl – gehört die unbeding-

te Unabhängigkeit von offiziel-

len Institutionen und Parteien.

Entscheidungen werden im

Konsens getroffen.

Offen steht die Organisation

prinzipiell jeder Person, die sich

auf ihre Statuen einlassen will.

Der Altersdurchschnitt ist auch

heute noch bemerkenswert nie-

drig. H.I.J.O.S. ist mit Veranstal-

tungen über die Diktatur an

Schulen präsent und für junge,

städtische Engagierte attraktiv.

Erinnerung versteht die Orga-

nisation ausdrücklich als „eine

Verpflichtung, sich sozial zu en-

gagieren, die eigene Zukunft zu

gestalten. [...] Wir wollen keine

abstrakte und bequeme Erinne-

rung, sondern eine aktive“.

In Buenos Aires teilt H.I.J.O.S.

das Lokal mit der Gewerkschaft

der Motorrad-Kuriere, der ein-

zigen unabhängigen Gewerk-

schaft des Landes.

Bei der Einweihung des Lokals

im Jahr 2000 gab Manu Chao

ein unangekündigtes Konzert.

Es geht H.I.J.O.S. nicht allein

um die Abrechnung mit ehema-

ligen Mördern, Verantwortli-

chen und Profiteuren der Dik-

tatur. Sie wollen mit ihren Akti-

onen auch die solidarischen

Strukturen – vor allem in den

ärmeren Vierteln – wiederher-

stellen helfen, die der Terror der

Militärs nachhaltig zerschlug.

In Argentinien, so der Roman-

cier Tomás Eloy Martínez, sei-

en damals eben nicht nur Men-

schen verschwunden, sondern

auch Seen, Berge, Bahnhöfe,

halb erbaute Städte... Schön-

heit, Hoffnung und Raum für

ein erfülltes Leben.

Der Escrache

Die spektakulärsten Aktionen

von H.I.J.O.S. jedoch, und jene,

die auch international die größ-

te Aufmerksamkeit erregt haben,

sind die sogenannten Escra-

ches. Escrachar, ein Wort aus

dem Lunfardo, der Sprache der

Einwanderer, der Hafenarbeiter

von Buenos Aires, der niede-

ren Schichten und des Tango,

das zahlreiche Vokabeln euro-

päischer Sprachen aufgenom-

men hat (in diesem Fall aus dem

Italienischen) bedeutet „kennt-

lich machen“, „demaskieren“,

„entlarven“.

„Die Straflosigkeit“, erklärt

H.I.J.O.S., „hat dafür gesorgt,

dass viele Mörder, Folterer und

Komplizen frei herumlaufen.

Wir begegnen ihnen auf der

Straße, sie sind unsere Nach-

barn, und viele führen noch im-

mer die Waffen, die wir ihnen

bezahlen – zu unserem ‘Schutz’.

[...] Mit dem Escrache wollen

wir die Identität dieser Perso-

nen öffentlich machen.

Damit ihre Arbeitskollegen wis-

sen, was für eine Rolle sie wäh-

rend der Diktatur gespielt ha-

ben; damit die Nachbarn wis-

sen, dass neben ihnen ein Fol-

terer wohnt; damit man sie in

der Bäckerei erkennt, in der Bar

oder im Supermarkt.

Wenn es schon keine Verurtei-

lung gibt, so gibt es wenigstens

eine soziale Strafe. Wir zeigen

sie auf der Straße als das, was

sie sind: Verbrecher. Damit sie

keine öffentlichen Ämter beklei-

den können.

Damit Politiker und Unterneh-

mer (die ihre Vergangenheit für

gewöhnlich kennen) sie hinaus-

werfen oder verurteilen müs-

sen, um der Schande zu entge-

hen, vor aller Welt einzugeste-

hen, dass sie Mörder beschäf-

tigt haben – oder um keine Kun-

den oder Stimmen zu verlie-

ren“.

Escraches, die sich mit bemer-

kenswerter Schnelligkeit orga-

nisieren lassen und ein weites

Spektrum jugendkultureller und

zivilgesellschaftlicher Gruppen

mobilisieren können, machen

Täter, aber auch Parteigänger

und Profiteure der Verbrechen

der Junta durch ein wildes,

buntes, allerdings durchgängig

gewaltfreies Spektakel vor ih-

rem Wohnsitz und/oder ihrer

Arbeitsstelle öffentlich kennt-

Anzeigen

lich.

Sie können sich ebenso sehr

gegen zweifelsfrei identifizierte

Mörder und Folterer richten wie

gegen Geschäftsleute, die sich

an den Morden der Junta be-

reicherten, Politiker, die unmen-

schliche Dekrete unterzeichne-

ten oder Presseleute, die sich

allzu eifrig an der lügenhaften

Propaganda der Junta beteilig-

ten und daran heute nur ungern

erinnert werden wollen.

„Einer der ersten Escraches“,

schreibt Estela Schindel in ei-

nem lesenwerten Beitrag über

die Vergangenheitspolitik in

Argentinien, „betraf einen Arzt,

der in der ESMA [Technikschu-

le des Militärs in Buenos Aires,

heute Gedenkstätte; größtes

der illegalen Haft- und Folter-

zentren mit zeitweise über 4000

Häftlingen, Anm. MB] Gebur-

ten von inhaftierten Schwan-

geren einleitete.

Während vier aufeinanderfol-

gender Freitage demonstrierten

etwa 30 Personen vor dem Pri-

vathaus des Arztes und vor

dem Krankenhaus, in dem er ar-

beitete und wiesen mit Trans-

parenten auf seine Vergangen-

heit hin. Am vierten Freitag

wurde der ehemalige Geburts-

helfer entlassen und musste

umziehen“.

Dieser Arzt, Jorge Magnaco,

war von einer Überlebenden

wiedererkannt worden, die

nichtsahnend zur Behandlung

ins Krankenhaus gegangen war

und dort ihrem ehemaligen Pei-

niger wiederbegegnete.

Als sie ihre Entdeckung

H.I.J.O.S. mitteilte, schritt die

Organisation zur Tat. Der Erfolg

ließ die Zahl der Escraches in

den Folgejahren sprunghaft

ansteigen – und das trotz zum

Teil massiver Einschüchte-

rungsversuche und Feindselig-

keiten, die bis zu Folterungen

und Mordversuchen an einzel-

nen Mitgliedern reichten, einer

starken staatlichen Repression

und einer fast durchgängig ne-

gativen Berichterstattung.

Praktisch alle zwei Wochen kam

es irgendwo zu einem neuen

Escrache vor dem Haus eines

Folterers oder Profiteurs.

Der Ablauf der Aktionen ist re-

lativ ähnlich: Für gewöhnlich

zieht ein Demonstrationszug

vor das Haus und/oder die Ar-

beitsstädte des Täters oder Ver-

antwortlichen. Das Haus wird

mit roter Farbe – dem Blut der

Opfer – markiert oder auf ande-

re Weise kenntlich gemacht.

Ist die „Demaskierung“ einmal

vollzogen, verwandelt sich der

Zug, fast wie bei einer Beerdi-

gung in New Orleans, wo nach

der Grablegung das Leben mit

Musik und Tanz gefeiert wird,

in einen wilden, fröhlichen Kar-

neval.

Darin erschöpft sich die Äch-

tung der Täter allerdings nicht.

Plakate mit dem Konterfei des

Ecrachado werden überall im

Viertel aufgehängt, Informatio-

nen über seine Taten sind frei

verfügbar. Er kann praktisch

keinen Schritt mehr tun, ohne

überall über seine Vergangen-

heit zu stolpern. H.I.J.O.S. ver-

sucht gegenwärtig, die Fre-

quenz der Escraches zu redu-

zieren, um jede Aktion intensiv

mit dem sozialen Umfeld des

Täters vorbereiten zu können.

Und sicherlich auch, um ver-

heerende Fehler zu vermeiden

(etwa die Ächtung eines Un-

schuldigen). Theater- und

KünstlerInnengruppen beteili-

gen sich auf vielfältige Weise

an den Aktionen. So entwarfen

zum Beispiel bildende Künstler

in Buenos Aires parodistische

Straßenschilder, die den Weg zu

den Heimen von Folterern oder

illegalen Haftzentren weisen.

Nicht selten offenbaren die Es-

craches auf bedrückende Wei-

se, wie dünn die Patina des

vorderhand demokratischen

Miteinanders in Argentinien

tatsächlich ist.

Gewalttätige Übergriffe der Po-

lizei und fadenscheinige Ankla-

geerhebungen sind keine Sel-

tenheit.

Besonders pikant war der Fall

eines Escrache, bei dem Teil-

nehmerInnen verhaftet und an-

geklagt wurden, weil sie das

„Recht auf Privatbesitz“ verletzt

hätten, als sie in den Garten ei-

nes ehemaligen Militärs ein-

drangen.

Das Haus gehörte diesem je-

doch eigentlich gar nicht. Er

hatte es sich während der Dik-

tatur illegal angeeignet.

Die ursprünglichen BesitzerIn-

nen waren „Verschwundene“.

Es wäre durchaus möglich ge-

wesen, dass das leibliche Kind

der Ermordeten während des

Escrache im gestohlenen Gar-

ten seiner Eltern stand – um

dann mit einer Anklage wegen

„Verletzung von Privatbesitz“

vor Gericht gestellt zu werden.

Ein Blick in die Zukunft?

Insbesondere die Ausweitung

der Escraches auf führende Po-

litiker und Wirtschaftsunter-

nehmer dürfte dazu beigetragen

haben, dass H.I.J.O.S. in Argen-

tinien nahezu durchgängig in

den Medien als „Chaotentrup-

pe“ und „Störer der öffentli-

chen Ordnung“ beschimpft

wird.

Die Angst, der materielle Sta-

tus Quo könnte durch derlei

Aktionen langfristig gefährdet

und die Elitensolidarität ein

weiteres Mal aufgekündigt wer-

den, ist mit Händen zu greifen.

Dabei sind die Escraches, so

Schindel, mittlerweile fast so et-

was wie ein eigenständiges

Kulturphänomen geworden, ei-

ne Mischung aus Karneval,

Straßenfest, Happening, Mu-

sik, Kunst und Protest mit ei-

ner eigenen Formensprache.

„Die letzte Erneuerung, der so

genannte Escrache móvil, be-

steht aus einer bunten Karawa-

ne, die auf Motorrädern, Fahr-

rädern und Lastwagen über

mehrere Stunden hinweg an

verschiedenen Wohnhäusern

von ehemaligen Militärs vor-

beifährt.“

Die gewaltfreie Aktionsform

des Escrache hat auch außer-

halb Argentiniens und sogar in

Europa NachahmerInnen ge-

funden.

Allerdings hat diese Nachah-

mung mitunter zu einer Verwäs-

serung des ursprünglichen

Konzepts geführt.

Verzaubert von einem gewissen

radikalen Schick und der Mög-

lichkeit, endlich etwas tun zu

können, verkamen manche Es-

craches zu einem linken De-

nunziantenkarneval, bei dem

man einfach jedem rote Farbe

an die Mauer spritzen konnte,

der einem nicht gefiel.

Dabei gehörte – und gehört –

zu den unbedingten Stärken der

Escraches in Argentinien, dass

sie die Rückbindung an die

Menschen aus den Vierteln su-

chen, diese in die Planung mit

einbeziehen und deren Einver-

ständnis bei der sozialen Äch-

tung der Betreffenden unbe-

dingt nötig ist.

Ohne diesen Rückhalt und ein

soziales Klima, das die Kenn-

zeichnung von Tätern und Ver-

antwortlichen von schwersten

Verbrechen angesichts fortge-

setzter Straflosigkeit grund-

sätzlich gutheißt, wären die Es-

crachen nichts weiter als ein

Radikalen-Rummel und würden

sich über kurz oder lang selbst

ins politische Abseits stellen.

Auch die Neigung von

H.I.J.O.S., sämtliche Opfer der

Diktatur pauschal als „Wider-

standskämpfer“ anzusehen, de-

ren politisches Erbe es – wenn

auch, so wird betont, „kritisch“

– wiederzuerwecken gelte, ist

im Kontext der argentinischen

Vergangenheitspolitik zwar ver-

ständlich, aber diskussionsbe-

dürftig. Denn beileibe nicht alle

Opfer der Diktatur hätten sich

über eine solche Etikettierung

gefreut.

Gleichviel, sind die Escraches

in Argentinien weit mehr als

„nur“ ein buntes, fröhliches Po-

litspektakel. Sie sind, letztlich

ein Akt gewaltfreier, zivilgesell-

schaftlicher Rechtsfindung.

H.I.J.O.S. geht das Wagnis ein,

strafwürdige, aber (noch) nicht

justiziable Vergehen gegen die

Menschenrechte zu definieren,

zu belegen und unabhängig

von der bestehenden Rechts-

ordnung auf eine Weise zu be-

strafen, die politisch produktiv

ist, da sie moralische Werte fes-

tigt und verteidigt.

Die Escraches haben mitunter

massiven Druck auf die politi-

sche Nomenklatura ausgeübt

und könnten vielleicht langfris-

tig ihren Anteil daran haben,

dass bei neuerlichen Verbre-

chen gegen die Menschlichkeit

in Zukunft nicht mehr nur die

Täter vor Gericht stehen wer-

den, sondern auch jene, die aus

ihren Morden skrupellos Nut-

zen zu ziehen verstanden.

Martin Baxmeyer



16           graswurzelrevolution  mai 2012/369  antimilitarismus / transnationales

Ich kann hier sagen, dass ihr

Kampf Früchte getragen hat:

„Echter Widerstand, also ein

Widerstand voller Würde und

Zähigkeit, wird in Algerien [und

in den arabischen Ländern, er-

innert sei etwa an die Jemenitin

Tawakkul Karman; d.A.] heute

hauptsächlich von Frauen ge-

leistet.“ (4)

Libyen und Kollateralschaden

Sahelkrieg

Am schnellsten zerstob die An-

fangseuphorie im libyschen

Bürgerkrieg in Verbindung mit

Waffenlieferungen, westlichen

Ölinteressen und dem NATO-

Bombardement.

Es sei daran erinnert, dass eine

Vielzahl der libyschen Revolu-

tionäre anfangs in alle Kame-

ras sagten, sie würden ihre

Waffen nur dazu gebrauchen,

um Gaddafi zu stürzen, danach

würden sie sie wieder abgeben

und frei ihrem Wunschberuf

nachgehen.

Solche Illusionen stehen oft am

Anfang des bewaffneten Wi-

derstands. Der zunächst völlig

legitime Aufstand gegen das

blutige Gaddafi-Regime führte

nach dem Sturz Gaddafis kei-

neswegs zur Waffenrückgabe

der Milizionäre. Libyen ist heu-

te ein waffenstarrendes Land,

in dem die innenpolitische Lage

mit ihren rund 60 Folterlagern

unter Kontrolle der zum Teil

verfeindeten Milizen sind. (5)

Längst wird der libysche Bür-

gerkrieg exportiert und befeu-

ert Kriege in der ohnehin leid-

geplagten Sahelzone.

In Mali gab es am 22. März 2012

einen Putsch gegen den halb-

wegs demokratisch gewählten

A.T. Touré durch junge Mili-

tärs, die ihm vorwarfen, nicht

energisch genug gegen die Tu-

areg-Milzen im Norden Malis

vorzugehen. Der Putsch ver-

schaffte diesen Milizen, die sich

seit 2011 Mouvement national

de libération de l’Azawad (MN-

LA) nennen und sich mit den

salafistischen Ançar Eddine

(Verteidigung des Islam), die

wiederum eng mit der Al-Qaida

au Maghreb islamique (AQMI)

zusammenarbeiten, verbünde-

ten, Zeit und Raum, den Nor-

den Malis militärisch zu kon-

trollieren.

Der Konflikt hat zum Teil seine

historischen Ursachen in der

kolonialen Grenzziehung mitten

durch die Wüste. Das jetzt be-

setzte Nord-Mali umfasst 65 %

des Territoriums Gesamt-Malis

(zweimal so groß wie Deutsch-

land) mit rund 14 Mio. Men-

schen, von denen bereits

200.000 geflohen sind.

Die Putschisten in Süd-Mali

konnten sich nicht halten und

übergaben die Macht an eine

neue zivile Regierung unter D.

Traoré, die nun in Kooperation

mit den Anrainerstaaten alles

daran setzt, die MNLA und die

Salafisten im Norden, die sich

wenige Tage nach ihrem Sieg

bereits zerstritten und getrennt

haben, militärisch anzugreifen.

Interessant ist, wer bei dieser

Tuareg/Salafisten-Offensive

militärisch gekämpft hat. Im

jüngsten Bericht von Le Mon-

de diplomatique heißt es dazu:

Die MNLA habe „gut tausend

Kämpfer, davon 400 Ex-Waffen-

brüder von [...] Gaddafi.“ (6)

Die Absurdität geht noch wei-

ter: Denn die Salafisten ihrer-

seits rekrutierten ihre Milizio-

näre über AQMI-Hilfen eben-

falls zu einem großen Teil aus

Libyen, sodass Gaddafi-Büttel

und islamistische Anti-Gaddafi-

Milizen in Nord-Mail bereits

Seit’ an Seit’ gegen die Armee

Malis kämpften. Eine Reporte-

rin von Le Monde zitiert west-

afrikanische Quellen wie den

mauretanischen Nachrichten-

dienstler El-Maaly, der von

weiteren „Schläfer-Zellen von

Kämpfern, die sich in Libyen

gebildet haben [spricht]. ‚Das

ist Nachschub’, sagt er. Am 23.

März haben Kämpfer von AQ-

MI nicht gezögert, sich bei ei-

ner Militärparade zu filmen. Das

wurde in Arabisch auf YouTube

verbreitet. Ein Video zeigt einen

Konvoi von 30 Pick-Ups, aus-

gerüstet mit Raketenwerfern,

[...] mit drei Feuerwehrwagen

am Schluss, von denen einer

noch die Aufschrift ‚Die Rebel-

len von Syrte’ trug.“ (7)

Einmal bewaffnet – immer

bewaffnet!

Der bewaffnete Kampf über-

springt schnell alle früheren

Fronten, die ursprünglichen

Kampfziele werden zweitrangig,

wer einmal bewaffnet kämpft,

sucht sich nach dem Sieg ein-

fach neue Kampfziele. Solch ei-

ne Verkettung kann am Anfang

bekämpft werden, aber kaum

noch, wenn der Zug einmal ab-

gefahren ist.

Angesichts des neuen Bürger-

kriegs in Mali wird in der Regi-

on selbst von Politikern von

einer Afghanisierung der Sahel-

Zone gesprochen und die ak-

tuelle Intensivierung der Krie-

ge als „Kollateralschaden der

libyschen Krise“ bezeichnet.

(8)

Die Sahel-Zone sitzt auf einem

Pulverfass, das nun durch Mi-

lizionäre und Waffen aus Liby-

en befeuert wird: Bürgerkrieg in

Mali, Ölkrieg zwischen Sudan

und unabhängigem Süd-Su-

dan, Bürgerkrieg in Somalia, ei-

ne „Bewegung für Gerechtig-

keit“ – was sonst ? – will gera-

de in Darfur erneut den bewaff-

neten Kampf aufnehmen, eine

islamistische Guerilla im Nord-

Niger kämpft seit Jahren gegen

den neokolonialistischen Uran-

Abbau französischer Atomfir-

men und die Armee des Niger,

und zu guter Letzt: Jüngst rief

noch der Präsident des Tschad,

Idriss Déby, dem jüngst die

französische Armee zum

Machterhalt verhalf (9), zu ei-

ner großen Allianz zwischen

MNLA, AQMI, den West-Sah-

ara-Guerillas der Polisario und

seiner Regierung auf.

Derweil gibt es aktuell Dürre

und Hunger im Sahel und 5-7

Millionen Menschen bräuch-

ten dringend medizinische Ver-

sorgung.

Syrien: Der verpasste

Strategiewechsel

Als in den ersten Wochen nach

dem 15. März 2011 die Men-

schen in den meisten Städten

Syriens massenhaft und ge-

waltfrei auf die Straße gingen,

hatte die überkonfessionelle

Einheit der Protestbewegung

noch Bestand.

Haytham Manna, der Präsident

des „Arabischen Komitees für

Menschenrechte“ konnte am

15. April 2011 sechzehn betei-

ligte Städte, darunter Damas-

kus und Aleppo, vermelden:

„Die Revolte kommt gut voran,

in einem vernünftigen Rhyth-

mus. Sie umfasst nunmehr alle

Konfessionen, die Minderhei-

ten, die Christen sowie die Ala-

witen [schiitische Minderheit,

zu der der Assad-Clan zählt;

d.A.], die Araber wie auch die

Kurden.“ (10)

Die Ausdauer und der Mut der

gewaltlos Demonstrierenden in

Syrien über Monate hinweg

war schier unglaublich.

Bevor der Übergang zur Befür-

wortung des bewaffneten

Kampfes begann, hatte dieser

Widerstand immerhin erreicht,

dass heute die Herrschaft des

Assad-Clans und seiner Ge-

heimdienste innerhalb Syriens

desavouiert ist. Und allen deut-

schen Linken, der marxistischen

Tageszeitung junge Welt und je-

nen AntiimperialistInnen, die

noch immer meinen, das Syrien

Assads sei ein irgendwie sozi-

alistisches, antiimperialisti-

sches Bollwerk, das es zu

schützen gilt, sei ins Stamm-

buch der Nimmer-Lernenden

geschrieben: Eine Staatsclique,

die über Monate hinweg die ei-

gene Bevölkerung mit brutaler

militärischer Repression be-

kämpft, hat jeden ideologischen

Kredit verspielt!

Rony Brauman, Aktivist von

„Médecins Sans Frontières“

und französischer Intellektuel-

ler, pries noch Ende November

2011, nach dem Sturz Gaddafis

in Libyen, die Gewaltfreiheit der

syrischen Revolte als beispiel-

haftes Gegenmodell zu Libyen,

obwohl damals der Formie-

rungsprozess der „Freien Syri-

schen Armee“ (FSA) aus ehe-

maligen Deserteuren der As-

sad-Armee bereits im Gange

war. (11)

Heute gibt es zwar weiter auch

unbewaffnete Demonstratio-

nen und nicht-gewaltsam vor-

gehende Komitees (Local Coor-

dinating Committes) und Komi-

tees der SRGC (Syrian Revolu-

tion General Commission) im

Land, die von der Kampagne

„Adopt a Revolution“ unter-

stützt werden. Doch nicht alle

LCC sind gewaltfrei. Die Selbst-

darstellung der LCC erwähnt

auf ihrer Homepage kein Be-

kenntnis zum gewaltfreien Wi-

derstand, wie es „Adopt a Re-

volution“ gleichwohl behaup-

tet. (12) Die Informationen über

die SRGC sind kaum zu über-

prüfen, deren Website steht

bisher nur auf Arabisch zur Ver-

fügung. Und die ASKYA (As-

sembly of Syrian Kurdish

Youth Abroad) ist vor allem ei-

nes: „abroad“, also im Exil.

Im Verlauf der Entwicklung des

Widerstands kam der Ruf nach

bewaffnetem Widerstand sogar

leider zunächst aus den Komi-

tees der Basis. Der außerhalb

Syriens agierende Syrische Na-

tionalrat (SNC) rief dann An-

fang März 2012 offen zur west-

lichen Militärintervention auf.

Inzwischen ist der SNC in west-

liche und US-amerikanische

Strategien eingespannt, die da-

von ausgehen, es sei realisti-

scher, die FSA zu bewaffnen, als

eine 330.000 Mann starke Ar-

mee wie die Assads mit einer

direkten NATO-Militärinter-

vention klein zu kriegen. Darin

treffen sie sich mit den Interes-

sen Saudi-Arabiens, das zu den

wichtigsten Waffenlieferanten

der FSA zählt. (13)

Alain Gresh von Le Monde dip-

lomatique beschreibt den Sy-

rischen Nationalrat inzwischen

als „von Islamisten dominiert,

mit einigen liberalen Figuren als

Fassade.“ (14) Dem Regime sei

es gelungen, die überkonfes-

sionelle Einheit aus den An-

fangstagen zu spalten, die Op-

position habe ihren Einfluss bei

Alawiten und KurdInnen ver-

loren. Alain Gresh:

„Die Opposition zeigt sich un-

fähig, ernsthafte Garantien für

die Zukunft zu bieten. Sie sieht

sich nun damit konfrontiert,

dass sich einstige Unterstützer

von ihr abwenden. Die Kurden,

die unter den ersten waren, die

mitdemonstrierten [...], halten

sich nun zurück, abgeschreckt

durch die Weigerung des SNC,

ihre Rechte anzuerkennen.“ (15)

Interessant ist, dass Alain

Gresh für das „Nationalkomitee

für den demokratischen Wan-

del“ (NCC) zu einer anderen Ein-

schätzung kommt als Christine

Schweitzer in ihrer Antwort auf

die Kritik von Marischka/Wag-

ner, die in dieser GWR abge-

druckt ist: Dem SNC werde von

vielen AktivistInnen vorgewor-

fen, die Alawiten und Turkme-

nInnen zu marginalisieren, „be-

sonders vom NCC, das sich der

Konfessionalisierung und der

Militarisierung des Aufstands

widersetzt, ebenso wie der aus-

ländischen Militärintervention“

und das Gresh keineswegs so

isoliert von der Bevölkerung

darstellt wie Schweitzer. (16)

Die vom SNC protegierte FSA

ihrerseits, die zahlenmäßig mit

rund 4-7000 Kämpfern gegen

die noch immer nicht substan-

tiell gespaltene syrische Armee

keine Chance hat, ist dagegen

zersplittert und der jüngste Hu-

man Rights Watch-Bericht wirft

ihr religiös motivierte Angriffe

auf AlawitInnen und SchiitIn-

nen vor. (17) Durch diese Re-

konfessionalisierung, die der

SNC und der bewaffnete Wi-

derstand vorantreiben, werden

diese Minderheiten nur wieder

in die Arme des Regimes getrie-

ben und verbarrikadieren sich

dort. Fazit: Ein „Mix“ ist nicht

wirklich eine Alternative zum

bewaffneten Kampf, denn ge-

nau besehen war noch jeder be-

waffnete Kampf in der Ge-

schichte real ein „Mix“.

Aus gewaltfrei-anarchistischer

Sicht war das Problem der Dy-

namik des syrischen Wider-

stands das über fast ein drei-

viertel Jahr währende Festhal-

ten an offenen Straßendemon-

strationen, auch dann noch, als

Polizei, Geheimdienste und Mi-

litär wiederholt ohne Hemmun-

gen in die Menge schossen.

Ursprünglich war die Revolte

zu fast 100 Prozent gewaltfrei,

und zwar spontan gewaltfrei.

Doch solche zermürbenden of-

fenen Erschießungen über sehr

lange Zeit hinweg mussten frü-

her oder später zu einem Um-

schlag im Denken der Betroffe-

nen führen, welche fast alle kei-

ne Strategie bewusster gewalt-

freier Aktion kennen. Es zeigte

sich bitter das Fehlen einer ge-

waltfreien Aufstandsstrategie,

die zu anderen, weniger direkt

angreifbaren Aktionsformen

auf Massenbasis übergehen

kann, wie das etwa Gandhi oder

etwa auch der burmesische ge-

waltfreie Widerstand über Jah-

re hinweg immer wieder taten

und damit auch bittere Nieder-

lagen wie in Burma 1988 oder

2009 unbeschadet und vor al-

lem ohne innere Militarisierung

überstehen konnten.

Es fehlte ein Gespür für die stra-

tegische Kombination von

Boykottstrategien, Streiks (eher

dezentral in Form von Betriebs-

besetzungen als offen), Sabo-

tage besonders bei Zulieferfir-

men des Militärs sowie breit

angelegte Verweigerungskam-

pagnen für Regierungsbürokra-

ten und in Soldatenkreisen.

Dabei müssten Deserteuren Al-

ternativen angeboten werden,

anstatt sie für eine Gegenarmee

zu verwenden.

Weil ab einem bestimmten Zeit-

punkt solche gezielten und be-

wusst angewandten Aktions-

strategien fehlten, schlug die

Stärke der anfänglichen spon-

tanen Gewaltfreiheit der Mas-

sen schließlich in eine Schwä-

chung des spontan-gewalt-

freien Bewusstseins um: Die

Erfahrung, auf offener Straße

immer wieder vom Kugelhagel

umgemäht zu werden, ließ den

Ruf gerade von unten, gerade

von vielen Basiskomitees nach

Bewaffnung laut werden.

So findet sich Syrien heute im

Bürgerkrieg wieder, aus dem

nur schwer ein Ausweg erkenn-

bar scheint.

Tunesien/Ägypten: Die

Unterbewertung der islamischen

Kultur

Tunesien und Ägypten sind

die Ursprungsländer der arabi-

schen Revolte, in denen auch

Fortsetzung von Seite 1

Wo stehen die arabischen Aufstände heute?

Fortsetzung nächste Seite

Anzeigen

Tahrir-Platz, Kairo, Januar 2011. DemonstrantInnen auf einem Fahrzeug der ägyptischen Armee.  Foto: wikipedia
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heute noch der Sog in den Bür-

gerkrieg auf relativ niedrigstem

Niveau bleibt bzw. aufgehalten

werden kann. Trotzdem sind,

vor allem in Ägypten, Tenden-

zen erkennbar, die in eine sol-

che Richtung zeigen.

Während der Tage der gewalt-

freien Massenrevolten hielten

sich die islamistischen Partei-

en in beiden Ländern noch be-

wusst im Hintergrund. So be-

kamen viele BeobachterInnen

den hoffnungsvollen, aber fal-

schen Eindruck, dass sie bei der

Revolte keine dominierende

Rolle spielen würden.

Die Massenminorität, die die

gewaltfreie Revolte zunächst

durchführte, war nicht mit der

jeweiligen Gesamtbevölkerung

gleichzusetzen, deren Abstim-

mungsverhalten bei den dann

folgenden freien Wahlen ein

ganz anderes Bild bot.

Es war auch naiv zu glauben –

und entsprach eher dem

Wunschbild der herrschenden

westlichen Medien –, etwa ein

Wael Ghoneim, seines Zei-

chens Google-Manager (18),

wäre ein repräsentativer Akti-

vist dieser Revolte.

Nur rund 10-20% aller Haushal-

te in Tunesien und Ägypten

haben heute Internet, doch be-

reits die Anfangsrevol-te konn-

te nur siegen, weil schließlich

auch große Teile der nicht-wohl-

situierten und gut ausgebilde-

ten Bevölkerung auf die Stra-

ßen und Plätze gingen – und

die waren in Tunesien und

Ägypten erstens arm, zweitens

ohne Internetanschluss und

drittens mehr oder weniger an

den islamischen Kulturraum

und deren Tradition gebun-

den.

Der islamische Kulturhinter-

grund des Großteils der Bevöl-

kerung kann bei diesen Revol-

ten nicht ausgeklammert wer-

den – die Hoffnung, in der sich

westliche Medien und viele an-

tideutsche und/oder atheisti-

sche Linke einig waren, dass die

Revolte nicht durch die lang-

wierige Auseinandersetzung

mit der islamischen Kultur und

Tradition hindurch müsse, er-

wies sich als tragischer, euro-

zentrischer Kurzschluss, der

dann bei den Wahlen offenbar

wurde.

In Ägypten waren die

Auseinandersetzungen vom

November 2011 vorläufig

entscheidend

Von vielen unbemerkt begann

die zweite Tahrir-Platz-Beset-

zung, die von vielen schnell als

„zweite Revolution“ bezeichnet

wurde, mit einer Sitzblockade

von rund 600 DemonstrantIn-

nen am 19. November.

Massenhafte Sitzblockaden

wurden in dieser Zeit immer

wieder durchgeführt und hiel-

ten noch bis Mitte Dezember

2011 an (19), gingen aber laut

der Berichterstattung in bluti-

gen, opferreichen und sehr mi-

litanten Kämpfen auf dem Tah-

rir-Platz und einer an ihn gren-

zenden Seitenstraße, wo mili-

tante Jugendliche kämpften,

unter.

Diese Bewegung hatte ihr eman-

zipatorisches Motiv darin, dass

zum ersten Mal offen das Mili-

tär, das ja nach dem Sturz Mu-

baraks faktisch die Macht über-

nommen hatte, als Gegner be-

griffen und angegriffen wurde.

Dadurch wurde ein verallgemei-

nerter Glaube an die Sympathie

oder zumindest „Neutralität“

des Militärs gebrochen. Gleich-

zeitig blieb aber durch die Mi-

litanz der Angriffe eine strate-

gisch zu erhoffende und für ei-

nen Erfolg unbedingt nötige

Spaltung der Armee – wie sie

noch in der „ersten“ Revoluti-

on in großen Teilen stattgefun-

den hatte (auch Mubarak kam

aus dem Militär) – aus.

Die Armee, auch die Soldaten,

schweißte die Militanz der An-

griffe zusammen. Sie nahm ein-

deutig auf der anderen Seite der

Barrikade Stellung und schoss

nun auch zusammen mit der Po-

lizei in die Menge.

Aus Angst vor einem Bürger-

krieg blieb in dieser „zweiten“

Revolution darum der Zu-

spruch einer größeren Massen-

bewegung wie noch bei der

„ersten“ Revolution aus, wo-

durch damals zum Beispiel die

sogenannte „Kamelschlacht“

von der Bewegung gewonnen

werden konnte.

Statt diesen Sieg wiederholen

zu können, rächten sich

schließlich am 1. Februar 2012

die Polizei und das Militär an

den jugendlichen Militanten

des Tahrir-Platzes, die vor allem

aus Fans des Kairoer Fussball-

clubs Al-Ahly (5-10000 Mitglie-

der) bestanden, mit dem Stadi-

on-Massaker von Port Said, wo

über 70 Menschen, meist Al-

Ahly-Anhänger ermordet wur-

den. Von dieser quasimilitäri-

schen Niederlage hat sich die

Tahrir-Bewegung bis heute

nicht erholt.

Politisch gesehen finde ich

übrigens, dass militante Fuß-

ballfans kein Schutz vor einem

Abgleiten in bürgerkriegsartige

Zustände sind – und das nicht

nur in Ägypten. (20)

Inzwischen dominieren die is-

lamischen Parteien (Muslimbrü-

der und Salafisten) die verfas-

sungsgebende Versammlung in

Ägypten (nur 6 Frauen und 6

Christen von 100 Mitgliedern),

linke und säkulare Kräfte haben

sie aus Protest verlassen. (21)

Entgegen vorheriger Zusagen,

auf einen eigenen Präsident-

schaftskandidaten verzichten

zu wollen, haben die Muslim-

brüder erst jüngst erklärt, dass

sie nun doch einen eigenen

Kandidaten aufstellen wollen.

Sie erheben damit einen hege-

Ägypten zwischen Revolution und Militärherrschaft
Ein kritischer Blick. Veranstaltungen mit dem ägpytischen Militärkritiker Maikel Nabil Sanad und seinem Bruder Mark
Sanad u.a. beim 40 Jahre Graswurzelrevolution-Kongress (7.9. - 9.9.2012 in der ESG, Breul 43, Münster)

monialen Anspruch, das politi-

sche Leben Ägyptens, das der

Minderheiten und auch das der

Frauen kontrollieren zu wollen,

die auch die vorbereitete

Machtteilung mit der Armee in-

frage stellen könnte und für zu-

sätzlichen Konfliktstoff sorgt.

(22)

Eine Hoffnung scheint die ge-

festigte Widerstandskultur in

Tunesien und Ägypten zu sein,

die bis jetzt immer wieder ge-

zeigt hat, dass sie nie mehr Un-

terdrückung ohne Widerstand

hinzunehmen bereit ist.

Entscheidend für deren Wirk-

mächtigkeit ist jedoch, dass

sich das Widerstandspotential

nicht in einem wohlsituiert-sä-

kular-modernistischen Milieu

einigelt, sondern ihr Solidari-

tätspotential bei kommenden,

hoffentlich gewaltarmen Kon-

frontationen wieder verbreitern

kann.

Dazu ist eine Auseinanderset-

zung mit den und möglichst ei-

ne Spaltung der islamistischen

Milieus vonnöten. Dies kann

nur erreicht werden, wenn man

sich auf die islamische Kultur

einlässt, Unterschiede (Islam-

ismus, Orthodoxie, Sufismus/

Ketzerströmungen) wahrnimmt

und auch versteht, dass eine

einfache Nachahmung west-

lich-kapitalistischer Lebens-

weise (und Demokratie) ange-

sichts einer jahrhundertelangen

kolonialen und kulturellen Aus-

beutung und Dominanz für die

Menschen dort kein attraktives

Ziel ist. Stattdessen kann man

nach emanzipatorischen und

gewaltfreien islamischen Tradi-

tionen Ausschau halten, die es

im  islamischen Kulturraum viel-

fach gibt (Mahmud Taha, Ab-

dul Ghaffar Khan, das Paläs-

tinensische Zentrum für Ge-

waltlosigkeit in Palästina usw.

usf.) und die es gegen die do-

minanten, gewaltsamen isla-

mistischen Strömungen stark zu

machen gilt. Es geht nicht um

einen „Kampf der Kulturen“

(US-Think-Tank-Theoretiker

Huntington), sondern um einen

interpretatorischen Kampf in-

nerhalb der Kulturen. Dazu gibt

es ein Konzept, das in GWR-

Artikeln sowie in Buchform be-

reits veröffentlicht wurde. (23)
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Fortsetzung von vorheriger Seite

Wo stehen die arabischen Aufstände heute?

Durch weitgehend gewaltfreie Massenproteste wurde im Februar

2011 der ägyptische Präsident Husni Mubarak entmachtet. Die

Regierungsgeschäfte übernahm der Oberste Militärrat. Trotz der Ende

2011 durchgeführten Wahlen hält das Militär weiter die Macht in den

Händen.

Die Zweifel der Demokratie-

bewegung, ob es wirklich einen

demokratischen Wandel geben

wird, sind groß. Wichtige poli-

tische Ämter sind durch Ange-

hörige der alten Regierung be-

setzt. Das Militär ging wieder-

holt gewaltsam gegen

DemonstrantInnen vor. Tau-

sende wurden verhaftet. Es ist

noch völlig offen, wie das neue

Ägypten aussehen wird.

Informations- und Diskussions-

veranstaltungen

Der ägyptische Kriegsdienst-

verweigerer und Militärkritiker

Maikel Nabil Sanad und sein

Bruder Mark Sanad können mit

ihren kritischen Positionen zum

Militär, den Aktivitäten zur

Kriegsdienstverweigerung und

in der Demokratiebewegung

sowie mit einer deutlichen Po-

sition gegen Nationalismus ein

differenziertes Bild über die

Lage in Ägypten liefern.

Maikel Nabil Sanad erklärte im

Oktober 2010 als erster in

Ägypten öffentlich seine

Kriegsdienstverweigerung. Er

wurde nach einigen Tagen im

Militär für untauglich erklärt.

Im März 2011 veröffentlichte er

auf seinem Blog

www.maikelnabil.com einen

Beitrag, in dem er über die Rol-

le des Militärs während und

nach der Revolution und über

die vom Militär verübten

Menschenrechtsverletzungen

berichtete. Seine Schilderungen

waren sehr detailliert, da er an

den Protesten selbst teilge-

nommen hatte.

Im April verurteilte ihn

daraufhin ein Militärgericht zu

drei Jahren Haft wegen Beleidi-

gung des Militärs. Maikel Nabil

Sanad ging in Berufung und

begann am 23. August 2011 ei-

nen Hungerstreik mit der For-

derung der sofortigen Freilas-

sung. Im Oktober hob das Be-

rufungsgericht das ursprüngli-

che Urteil auf, wies aber das

Verfahren zurück an das unter-

geordnete Gericht. Dies sprach

im Dezember 2012 eine Haft-

strafe von zwei Jahren aus. Im

Januar 2012 wurde Maikel Nabil

Sanad zum Jahrestag der Revo-

lution vom Obersten Militärrat

begnadigt und freigelassen (die

GWR berichtete).

Maikels Bruder Mark Sanad

war in einer Solidaritätsgruppe

für Maikel in Kairo aktiv, die

beharrlich für die Freilassung

eintrat. Er hat wesentlich dazu

beigetragen, die Verhaftung

und Verurteilung von Maikel

öffentlich zu machen und inter-

nationale Unterstützung für ihn

zu organisieren. So wurde in der

GWR und anderen Medien

ausführlich über die

menschenrechtswidrige Praxis

des ägyptischen Militärs be-

richtet.

Tourenplan

Mo., 21.5.: Veranstaltung in Köln

Di., 22.5.: Veranstaltung in Bremen

Mi., 23.5.: Fahrt nach Berlin, Hintergrund-

gespräche mit Journalisten, Treffen mit

ParlamentarierInnen, Vielleicht Veranstaltung in

Berlin

Do., 24.5.: Veranstaltung in Hamburg

Fr., 25.5.: Veranstaltung in Leipzig

Sa., 26.5.: Ulm

So., 27.5.: Jahreskonferenz von amnesty inter-

national (Arbeitsgruppe am Morgen, Redebeitrag

im Plenum am Nachmittag)

Mo., 28.5.: Veranstaltung in Lahnstein

Di., 29.5.: Veranstaltung in Mainz

Mi., 30.5.: Veranstaltung in Landshut

Do., 31.5.: Veranstaltung in Ravensburg

Sa., 8.9.: Veranstaltung in Münster, im Rahmen

des 40 Jahre Graswurzelrevolution-Kongresses

(7.-9. September) in der ESG, Breul 43

Anzeige

Tahrir-Platz, Kairo, Januar 2011. Der Kriegsdienstver-

weigerer Maikel Nabil Sanad protestiert gegen das

ägyptische Militär. Foto: Mark Sanad
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Bürgerkriegspatenschaft?
Adopt a Revolution (AaR) muss zur Gewaltfrage Farbe bekennen
In den Medien prägt Gewalt das Bild von Syrien. Dabei gibt es dort

auch viele Menschen, die täglich unbewaffnet für Menschenrechte

und ein Ende des Assad-Regimes auf die Straße gehen. Wie können

wir gewaltfreie Bewegungen in einem Bürgerkriegsland unterstüt-

zen? Eine Frage, die nicht nur in graswurzelrevolutionären Kreisen

diskutiert wird. Die Kampagne Adopt a Revolution (AaR) hat das Ziel

mit „Revolutionspatenschaften“ syrischen AktivistInnen zu helfen.

Wie problematisch die Politik von AaR sein kann, zeigt eine Ausein-

andersetzung zwischen Jürgen Wagner und Christoph Marischka von

der Tübinger Informationsstelle Militarisierung (IMI) mit Christine

Schweitzer (AaR), die wir hier mit Einverständnis der AutorInnen

dokumentieren (GWR-Red.) 

Vorbemerkung: Die Aktiven

der Informationsstelle Milita-

risierung waren in den letzten

Monaten immer wieder mit be-

sorgten Anfragen bezüglich

des Projektes „Adopt a Revo-

lution (AaR)“ konfrontiert. Da

auch wir die Befürchtung tei-

len, dass durch das Projekt –

wenn auch in bester Absicht –

zumindest indirekt der Über-

gang von einer Aufstandsbe-

wegung zum Bürgerkrieg be-

fördert werden könnte, haben

wir dieser Sorge im untenste-

henden Text Ausdruck verlie-

hen und ihn am 23. März als

Entwurf an „Adopt a Revolu-

tion“ sowie an die Organisa-

tionen, die die Kampagne un-

terstützen, geschickt. Dies war

verbunden mit dem Angebot,

unseren Text zusammen mit ei-

ner Stellungnahme zu veröf-

fentlichen (Text und Stellung-

nahme finden sich unten). Der

dadurch ausgelöste Diskus-

sionsprozess erwies sich als

schwierig und inmitten dessen

wurde seitens des AaR-Beirats

und des Projekts am 30. März

eine Stellungnahme „Zur Fra-

ge so genannter humanitärer

Interventionen“ veröffentlicht,

in der einige der von uns kriti-

sierten Aspekte adressiert wer-

den (unsere Kritik hatten wir

bis dahin, um eine solidarische

Debatte zu ermöglichen, nicht

veröffentlicht). In der Stel-

lungnahme von AaR heißt es

u.a.: „Eine militärisch-huma-

nitäre Option von außen zum

Schutz der betroffenen Bevöl-

kerung, wie sie jetzt verstärkt

in den Medien und von man-

chen PolitikerInnen von ara-

bischer, türkischer oder west-

licher Seite ins öffentliche

Spiel gebracht wird, lehnen

wir dennoch aus guten Grün-

den ab.“[1]      

Diese Klarstellung ist erfreu-

lich! Allerdings bestehen zwi-

schen dem Vorstand der IMI

und dem Projekt AaR (mögli-

cherweise auch innerhalb des

Projektes) ganz offensichtlich

weiterhin an verschiedenen

Punkten grundlegend andere

Einschätzungen ob der Proble-

matik und Wirkung von AaR.

Dies betrifft u.a. die Haltung

zur Bewaffnung von Teilen der

Opposition und die Verwen-

dung des Begriffs des „Zivi-

len“, wie aus unserer Kritik an

der Kampagne und der im An-

schluss abgedruckten Antwort

ersichtlich wird.

 

Bürgerkriegspatenschaft? Adopt

a Revolution muss zur

Gewaltfrage Farbe bekennen

Ende 2011 wurde die Kampag-

ne „Adopt a Revolution“ auf

den Weg gebracht, die nach Ei-

genangaben über „Revolu-

tionspatenschaften“ vor allem

Geld sammeln will, um die ge-

waltfreien Teile der syrischen

Opposition zu unterstützen.

Darüber hinaus geht man da-

von aus, dass die „Stärkung

friedlicher politischer Aktivis-

tInnen eine militärische Eskala-

tion unwahrscheinlicher

macht.“[2]

Die Kampagne findet in der Öf-

fentlichkeit breite Beachtung:

„Ob ZDF, taz oder SPIEGEL

zahlreiche Medien berichten

über die Initiative Adopt a Re-

volution.“[3] Unterstützt wird

die Kampagne u.a. von medico

international, der Bewegungs-

stiftung, dem Netzwerk Frie-

denskooperative und dem Ko-

mitee für Grundrechte und De-

mokratie, also von Gruppen,

die sich stets durch ein positi-

ves Engagement für Frieden

und Gerechtigkeit ausgezeich-

net haben. Mit diesem Rubrum

geht Adopt a Revolution auch

offensiv hausieren, in der Pres-

semitteilung zum Kampagnen-

start heißt es etwa: „Das Pro-

jekt wird von namhaften Nicht-

Regierungsorganisationen wie

Medico International und brei-

ten Teilen der Friedensbewe-

gung unterstützt.“[4]

Auch wenn dies ganz sicher

nicht die Intention der benann-

ten Gruppen darstellt, mittler-

weile hat die Kampagne eine

derartige Schieflage bekom-

men, dass sie auch zu einer

Plattform für Akteure und Grup-

pen geworden ist, die einer mi-

litärischen Eskalation das Wort

reden. Dies ist für „breite Teile

der Friedensbewegung“ inak-

zeptabel. Es ist deshalb zwin-

gend, dass solchen Positionen

nicht weiter über die Kampag-

ne ein zivilgesellschaftlich-frie-

densbewegter Deckmantel um-

gehängt wird.

Noch einmal: Dies ist sicher

nicht die Absicht der angespro-

chenen Gruppen, sie sollten

nun aber dieser Entwicklung

entgegentreten. Ansonsten

setzt man sich der berechtigten

Kritik aus, dass die Kampagne

nicht Geld für Revolutions-,

sondern für Bürgerkriegspaten-

schaften sammelt.

Intransparenz in Sachen

ausländischer Militärintervention

Um es klar zu sagen: Es ist nur

allzu verständlich und richtig,

wenn Menschen in Syrien (und

anderswo) gegen undemokra-

tische und ungerechte Zustän-

de in ihrem Land auf die

Straße gehen; ebenso versteht

es sich von selbst, dass die ge-

waltsame Unterdrückung sol-

cher Proteste zu kritisieren ist

und den progressiven Teilen

solcher Bewegungen unsere

Solidarität gehört. Doch wie ge-

nau eine solche Solidarität aus-

sehen muss, welche Form sie

annehmen soll und darf, ist eine

schwierige Frage.

An der Art, wie Adopt a Revo-

lution dies tut, wurde jedenfalls

schon frühzeitig Kritik geübt.

So wurde zu bedenken gege-

ben, dass die Kampagne eine

extrem einseitige Sichtweise

über die Verhältnisse im Land

transportiert und ihre Fokus-

sierung auf einen anti-westli-

chen Akteur, während in vielen

pro-westlichen Ländern Akti-

vistInnen ebenfalls unter-

drückt würden, Fragen aufwer-

fe.[5]

Hierüber – und im Übrigen auch

über den extrem unglücklichen

paternalistischen Namen der

Kampagne – ließe sich sicher

trefflich streiten. Manche inner-

halb der Friedens- und Anti-

kriegsbewegung mögen mit sol-

chen Widersprüchen leben kön-

nen und vielleicht sollte man

das auch – eine vernünftige

Diskussion darüber wäre jeden-

falls sicherlich angebracht,

steht jedoch aus. Allerdings rei-

chen die Probleme der Kampa-

gne inzwischen deutlich weiter.

Offizieller Kampagnenbeginn

war der 4. Januar 2012, an dem

das Projekt auf einer Presse-

konferenz vorgestellt wurde.

Von den damals auf dem Podi-

um sitzenden vier Vertretern der

Kampagne haben sich inzwi-

schen drei für eine westliche

Militärintervention und/oder

die Bewaffnung der Oppositi-

on ausgesprochen.

So forderte Amer Al Neser, des-

sen Funktion als Sprecher des

Aktivisten-Netzwerkes Syrian

Revolution General Comission

(SRGC) angegeben wird, auf

der besagten Pressekonferenz:

„Zum Schutz syrischer Men-

schenrechtsaktivisten braucht

es dringend eine Flugverbots-

zone im Land – und schlagkräf-

tigere Sanktionen gegen das

Unrechtsregime.“[6]

Besonders problematisch sind

insbesondere die Forderungen

von Hosan Ibrahim und Ferhad

Ahma, die beide Mitglieder im

Beirat von Adopt a Revolution

sind. Zum Beirat heißt es auf

der Kampagnenhomepage:

„Der Beirat von Adopt a Revo-

lution berät das Projekt bei der

politischen Ausrichtung und in

der Umsetzung.“[7]

Damit erschöpft sich diese Bei-

ratsfunktion jedoch nicht, denn

einige der Beiratsmitglieder

werden in Deutschland munter

in den Medien herumgereicht,

teils eben auch in ihrer Funkti-

on als Beiräte und quasi-Spre-

cher der Kampagne.

Sowohl Hosan Ibrahim als auch

Ferhad Ahma sind darüber hin-

aus auch Mitglieder des Syri-

schen Nationalrats (Syrian Na-

tional Council, SNC), der ein

(großer) Teil des Problems und

nicht der Lösung ist. De facto

agieren beide als dessen

Deutschland-Sprecher.

Dabei wird in den Medien oft

nicht klargestellt, ob sie gerade

Aussagen im Namen von

Adopt a Revolution oder des

SNC machen. Die Berichte sind

häufig so geschrieben, als wür-

den Hosan Ibrahim und Ferhad

Ahma in ihrer Doppelfunktion

sprechen, zumindest aus den

medial verfügbaren Berichten

wird nicht deutlich, ob sie An-

strengungen unternehmen,

dies zu berichtigen.

Diese muntere Vermischung

zweier sehr unterschiedlicher

Funktionen setzte bereits ganz

am Anfang der Kampagne ein.

So nutzte Ferhad Ahma die

Pressekonferenz zur Vorstel-

lung von Adopt a Revolution

als Plattform, um die Positionen

des Syrischen Nationalrats in

Deutschland unter die Leute zu

bringen – versehen mit dem zi-

vilgesellschaftlichen Deckman-

tel der Kampagne: „Der Natio-

nalrat setze sich für die Schaf-

fung einer Flugverbots- und Si-

cherheitszone an der Grenze zur

Türkei ein, sagte Ahma. Ziel sei,

dass sich Abtrünnige der offi-

ziellen Streitkräfte dort sicher

aufhalten könnten. Um diese

Zone durchzusetzen, müsse es

mindestens mit einer Gewaltan-

drohung versehen werden.“[8]

Innerhalb der Friedens- und

Antikriegsbewegung (und

nicht nur dort) ist es weitge-

hend unumstritten, dass die

Durchsetzung einer Flugver-

botszone eine kriegerische

Handlung darstellt und damit

als militärische Intervention

abzulehnen ist.

Anscheinend ist man sich in-

nerhalb der Kampagne uneinig,

was die diesbezügliche Positi-

on anbelangt. So erteilte Elias

Perabo, einer der Initiatoren der

Kampagne, im Namen von

Adopt a Revolution einer „Li-

byen-Option“, die als offen-

sichtliches Vorbild für eine

Flugverbotszone in Syrien

dient, eine klare Absage. „Ja, wir

und die Netzwerke lehnen eine

ausländische militärische Inter-

vention wie in Libyen ab.“[9]

Wie sich seine Aussage mit den

oben zitierten Forderungen in

Einklang bringen lässt, bleibt

ein Geheimnis, das wohl nur die

Betreiber der Kampagne ken-

nen. Und hier liegt auch das

Hauptproblem, weil diese offen-

kundigen Differenzen nicht

transparent gemacht werden.

Ähnlich gestaltet es sich mit

einer Klarstellung von Christine

Schweitzer, die ebenfalls im Bei-

rat von Adopt a Revolution

sitzt, zur Position der deut-

schen Unterstützerorganisatio-

nen der Kampagne: „Die sich

der deutschen Friedensbewe-

gung zurechnenden Unterstüt-

zerInnen von Adopt a Revolu-

tion lehnen ein internationales

militärisches Eingreifen gleich

welcher Form, auch als Flug-

verbotszone, ab, weil wir fürch-

ten, dass dies viel mehr Opfer

kosten würde als ein Verzicht

auf solche militärischen Mittel.

Wir können und werden diese

Position unseren syrischen

PartnerInnen nicht aufzwingen,

legen sie aber offen.“[10]

Das Problem: „Offengelegt“

wurde diese Haltung auf der In-

ternetseite des Netzwerk Frie-

denskooperative, auf der Home-

page von Adopt a Revolution,

wo ansonsten jeder kleinste

Medienbericht dokumentiert

wird, ist davon nichts zu finden.

Durch dieses „Versäumnis“ ent-

steht eine untragbare Situation,

nämlich dass Menschen im Na-

men einer Kampagne, die nach

Eigenangaben von „breiten

Teilen der Friedensbewegung“

getragen wird, Flugverbotszo-

nen fordern.

Eskalation durch Militarisierung

der Opposition

Elias Perabo räumt zur Frage,

„ob es einen bewaffneten Arm

des Widerstands geben soll“

ein, man sei diesbezüglich in-

nerhalb der syrischen Koope-

rationspartner „unterschiedli-

cher Meinung.“[11]

Doch gerade zu den Forderun-

gen nach einer Bewaffnung

von Oppositionsgruppen muss

die Kampagne endlich eindeu-

tig Farbe bekennen. Hierbei

handelt es sich um keine Ne-

bensächlichkeit, die still-

schweigend ignoriert werden

könnte. Durch eine Militarisie-

rung und Aufrüstung der Oppo-

sitionsbewegung werden ge-

waltfreie Gruppen marginali-

siert, der Konflikt weiter ange-

heizt, Verhandlungen er-

schwert und generell die Gefahr,

dass sich der Bürgerkrieg noch

über viele Jahre hinziehen wird,

massiv erhöht.[12]

In der Adopt-Pressemitteilung

zum Start der Kampagne wird

Ferhad Ahma noch folgender-

maßen zitiert: „Wir wollen kei-

ne weitere militärische Eskala-

tion in Syrien, sondern eine

Fortsetzung des friedlichen

Protests. Ein Bürgerkrieg wür-

de tausende Menschenleben

mehr kosten, als die aktuellen

friedlichen Proteste. Um das zu

verhindern ist es dringend not-

wendig, die lokalen Komitees zu

unterstützen.“[13]

Inhaltlich hat er hier natürlich

recht, leider trägt er zu einer

solchen Eskalation bei, indem

er für die Bewaffnung der Op-

position wirbt: „Wenn in den

nächsten Tagen keine Anzei-

chen für einen politischen Pro-

zess zur Machtübergabe kom-

men, wird der Nationalrat die

Rebellen selbst bewaffnen. Die

Massaker der letzten Tage las-

sen uns keine andere Wahl. Wir

haben ein Jahr lang gewar-

tet.“[14]

Man beachte die Wortwahl:

Ahma spricht hier von „uns“ im

Zusammenhang mit dem Syri-

schen Nationalrat und bestätigt

damit, dass er sich als das

deutsche Sprachrohr der Orga-

nisation versteht.

Dies ist umso problematischer,

da mit der groß angelegten Lie-

ferung von Waffen an die Op-

position bereits begonnen wur-

de und sich der Syrische Nati-

onalrat offensichtlich in der

Verantwortung sieht, diese breit

über das Land zu verstreuen.

So titelte die FAZ: „Nationalrat

will sich an Spitze der bewaff-

neten Opposition setzen.“

Erreicht werden solle dies fol-

gendermaßen: „Der syrische

Nationalrat hat ein Militärbüro

gegründet, um Kontrolle über

die bewaffnete Opposition zu

erlangen.“[15]

Plattform für den militärischen

Aufstand

Hozan Ibrahim, Adopt-Beirat

und Mitglied im Syrischen Na-

tionalrat, fordert die Bundesre-

gierung dazu auf, den National-

rat als „legitime Vertretung des

syrischen Volkes“ anzuerken-

nen.[16]

Fortsetzung nächste Seite
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Die Sache hat nur einen Haken:

Große Teile der syrischen Op-

position fühlen sich von ihm

nicht vertreten. Dies liegt vor

allem an der Forderung nach

auswärtiger militärischer Unter-

stützung.

Für Hosan Ibrahim ist klar: „Die

politischen Mittel sind ausge-

schöpft. Wir haben uns mehr

vom Westen erwartet.“ [17]

Auch Ferhad Ahma gibt an:

„Man kann angesichts eines

Regimes, das alle Vorschläge

ablehnt, nicht auf eine friedli-

che oder politische Lösung set-

zen.“ Er geht davon aus, durch

eine Bewaffnung der Freien Sy-

rischen Armee könne die „Zi-

vilbevölkerung zumindest

punktuell geschützt wer-

den.“[18]

In seinen offiziellen Stellung-

nahmen fordert der Syrische

Nationalrat ganz offen eine

Flugverbotszone und sogar ei-

ne Militärintervention.

So hieß es Mitte März 2012 in

einer SNC-Erklärung: „Wir for-

dern ein militärisches Eingrei-

fen der arabischen Staaten und

der internationalen Staatenge-

meinschaft.“[19]

Bassam Ishak, Mitglied im Sy-

rischen Nationalrat, begründe-

te die Forderung nach einer

westlichen Bewaffnung der

„Freien Syrischen Armee“ im

selben Bericht mit den Worten:

„Wir haben keine andere Wahl

mehr, als uns mit Waffengewalt

zu wehren.“[20]

Nachvollziehbar ist deshalb,

dass sich viele Syrer vom Syri-

schen Nationalrat ganz und gar

nicht vertreten fühlen. Stellver-

tretend sei hier Louay Hussein

zitiert: „Seine Art [die des Nati-

onalrats], mit dem Konflikt hier

in Syrien umzugehen, ist für uns

als Oppositionelle in Syrien un-

akzeptabel. Sie wollen die Lö-

sung der ganzen Sache in frem-

de Hände legen. Sie wenden

sich an die internationale Ge-

meinschaft, den Sicherheitsrat,

die Großmächte. Wir wollen

eine Lösung hier, in Syrien er-

reichen. Die Mehrheit der poli-

tischen Aktivisten in unserem

Land ist nicht einverstanden mit

der Richtung, die der Syrische

Nationalrat eingeschlagen hat.

Die Frage, wie wir das Regime

überwinden können, ist schwer

genug zu lösen. Durch die Bil-

dung des Syrischen National-

rates ist das noch komplizierter

geworden.“[21]

Wie fatal die vom Syrischen

Nationalrat betriebene Bewaff-

nung der Freien Syrischen Ar-

mee ist, zeigt sich etwa darin,

dass sich die Berichte über

schwere Menschenrechtsver-

letzungen seitens der bewaff-

neten Oppositionsgruppen

häufen. Hierauf und auf die

üble Rolle des SNC in diesem

Zusammenhang wies unter an-

derem Human Rights Watch

hin: „In einem offenen Brief

wirft Human Rights Watch dem

Syrischen Nationalrat (SNC)

und anderen Aktivisten vor,

gegen Entführungen, Inhaftie-

rungen und Folter von Sicher-

heitskräften und Regimetreuen

Milizen nicht genug zu tun.

Einige Angriffe der Freien Syri-

schen Armee (FSA) seien offen-

bar auch religiös motiviert und

richteten sich gegen die schii-

tische oder alawitische Minder-

heit, der auch Assad angehört.

Es habe zudem Berichte über

Hinrichtungen gegeben.“[22]

Solche Informationen, die ein

etwas differenzierteres Bild des

Konfliktes ergeben, werden auf

der Internetseite von Adopt a

Revolution jedoch nicht abge-

bildet.

So etwas sollte sich jedoch von

selbst verstehen, so schreibt

selbst der Spiegel: „Der Human

Rights Watch Bericht stellt ei-

nen schweren Rückschlag für

die Aufständischen in Syrien

dar, denn er stellt die Autorität

der Abgeordneten des Syri-

schen Nationalrats in Frage und

scheint Aussagen des Assad-

Regimes Glaubwürdigkeit zu

verleihen, wonach es sich bei

den Rebellen um wild gewor-

dene Freischärler handelt.“[23]

Hieraus wird klar, in welchem

Maß sich die Kampagne

mittlerweile verrannt hat: Wenn

selbst dem Spiegel Zweifel an

der Rolle des SNC aufkommen,

sollten Organisationen, die sich

der Friedensbewegung zurech-

nen, ebenfalls darüber nach-

denken, ob sie daran beteiligt

sein wollen, Personen, die sich

offensichtlich als Sprachrohre

dieser Gruppe sehen, weiter ei-

ne Plattform bieten zu wollen.

Fazit

Es wäre ein erster Schritt, we-

nigstens die Differenzen zwi-

schen einigen Adopt-Beiräten

und den beteiligten deutschen

Organisationen auf der Inter-

netseite der Kampagne an pro-

minenter Stelle klar auszuwei-

sen. Eigentlich genügt dies an-

gesichts der Rolle, die vor al-

lem Ferhad Ahma spielt, aber

nicht.

Die richtige Schlussfolgerung

wäre es, alle Personen, die ei-

ner militärischen Eskalation das

Wort reden – in Form von Ru-

fen nach einer ausländischen

Militärintervention und/oder

einer Bewaffnung der Opposi-

tion – nahe zu legen, den Beirat

zu verlassen. Falls dies aus für

Außenstehende nicht ersicht-

lichen Gründen nicht möglich

sein sollte, wäre es wünschens-

wert, wenn die Unterstützung

der Kampagne beendet würde.

Nicht absehbar ist bereits jetzt,

ob und wie stark die stark sim-

plifizierende und emotionalisie-

rende Kampagne, die stärker

auf moderne Kommunikations-

strategien als auf die Vermitt-

lung von Inhalten setzt, bereits

zur Eskalation und damit zur

Marginalisierung der gewalt-

freien Opposition beigetragen

hat.

Das Problem, die Deutungsho-

heit über die Vorgänge in Syri-

en im Exil lebenden Oppositio-

nellen und interessierten Drit-

ten zu überlassen, hat sie je-

denfalls nicht behoben, son-

dern eher verschlimmert.

Christoph Marischka und Jürgen

Wagner
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Ein Dilemma
Antwort von Christine Schweitzer (AaR) auf die von Christoph Marischka und Jürgen Wagner im nebenstehenden Text
„Bürgerkriegspatenschaft? Adopt a Revolution muss zur Gewaltfrage Farbe bekennen“ formulierte Kritik
Betrifft: Eure Schreiben zu Adopt a Revolution an „die Träger-

organisationen“ vom 23. März 2012 und an die deutschen Bei-

ratsmitglieder und Unterstützerorganisationen vom 30.März

 

Lieber Jürgen, lieber Christoph,

die VertreterInnen der deut-

schen Unterstützerorganisatio-

nen, Mitglieder des Beirats und

Vertreter von Adopt a Revolu-

tion haben sich zweimal über

Euren Text unterhalten. Ich bin

gebeten worden, eine Antwort

an Euch zu formulieren.

Generell schätzen wir, dass Euer

Papier uns vorher zur Stellung-

nahme zugegangen ist, und

dass Ihr in der zweiten Version

des Papiers ein paar faktische

Irrtümer zur Struktur der Initia-

tive bereinigt habt. Wir wundern

uns aber, warum Ihr Adopt a

Revolution (AaR) nicht direkt

in den Austausch einbezogen

habt. Wir hatten versucht, in

unserer Antwort auf die erste

Fassung des Briefes (...) Eure

Kritikpunkte anzusprechen,

aber Eure neue Textversion

geht leider auf diese Punkte

weiterhin nicht ein, so dass

jetzt doch nur die Dokumenta-

tion von Stellungnahme und

Gegenstellungnahme bleibt.

1.

Was Ihr ansprecht, ist eine Di-

lemma-Situation, die wir alle

spüren und mit der wir nicht

glücklich sind. Aus dem ur-

sprünglich rein zivilen Wider-

stand ist inzwischen ein „Mix“

von gewaltlosen und gewaltsa-

men Widerstandsformen ge-

worden, und die überwiegende

Mehrheit der Opposition unter-

stützt das Vorhandensein der

Freien Syrischen Armee (FSA).

Sogar das ein Motto einer Frei-

tagsdemonstration vor einigen

Wochen lautete: „Bewaffnet die

FSA“.

Es ist ein Problem, zivilen Wi-

derstand zu unterstützen, wenn

die Partner sich nicht zu be-

waffnetem Widerstand abgren-

zen, ja die Bewaffnung fordern.

(Nicht ihre eigene – es geht in

Syrien nicht um eine Volksbe-

waffnung, sondern die FSA

wird als ‚alternative Armee‘ ge-

sehen.)

Nachdem Anfang des Jahres

einige Staaten bereit waren, zu-

dem auch über direktere For-

men einer Militärintervention

(Flugverbotszone, „humanitärer

Korridor“) nachzudenken, sieht

es im Moment so aus, als ob

diese Intervention nicht mit ei-

genen Truppen (die berüchtig-

te Kategorie der „Berater“, wie

man sie in so vielen Kriegen fin-

det, mal ausgenommen) statt-

finden, sondern das Töten und

Sterben den Syrern allein über-

lassen werden soll.

Die Bekanntmachungen und

Beschlüsse der Istanbuler Kon-

ferenz Ende März, die auch eine

Waffenhilfe durch die Golfstaa-

ten in Höhe von 100 Millionen

Euro in den nächsten drei Mo-

naten beinhalten, haben die

Weichen jetzt wohl endgültig in

Richtung eines umfassenden

Bürgerkrieges gestellt, sofern

der Friedensplan von Kofi An-

nan nicht doch noch erfolg-

reich ist.

Wie groß die Chancen dafür

sind, ist schwer zu sagen, auch

wenn die Tatsache, dass er von

Russland unterstützt wird, et-

was Grund zu Hoffnung gibt.

Ein solches Dilemma wird man,

wenn man sich im internationa-

len Kontext engagiert, immer

wieder erleben. (Man denke nur

an die Frage der Unterstützung

von bewaffneten Befreiungs-

bewegungen in den 70er und

80er Jahren.)

Wie positioniere ich mich,

wenn in einem anderen Land

Menschen für Gerechtigkeit

aufstehen, sie aber entweder

geschlossen oder zu einem Teil

den Weg eines bewaffneten

Kampfes wählen?

(Nur eine Anmerkung am Ran-

de: Viele Linke, die heute die

syrische Opposition kritisieren,

standen damals auf der ande-

ren Seite, als für Waffen für El

Salvador gesammelt wurde oder

bewaffnete Freiwilligenbriga-

den in Nicaragua Erntehilfe leis-

teten. )

Adopt a Revolution hat sich zu

einem Zeitpunkt, als die FSA

noch kaum eine Rolle spielte,

für den Weg entschieden, den

zivilen Widerstand zu unter-

stützen. Solange es diesen zi-

vilen Widerstand weiterhin

gibt, sehe ich keinen Grund, mit

der Unterstützung des Projek-

tes aufzuhören. Diesen zivilen

Widerstand gibt es weiterhin.

Fortsetzung von vorheriger Seite

Bürgerkriegspatenschaft?

Fortsetzung nächste Seite

Foto: www.adoptrevolution.org
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Jeden Freitag gehen Tausende

auf die Straße; im Großraum Da-

maskus finden bis zu 20 Protes-

te jeden Tag statt. Wenn in der

deutschen Öffentlichkeit der

Eindruck besteht, als ob in Sy-

rien inzwischen überall ge-

kämpft würde, so ist das falsch.

Leider erfährt man das nur,

wenn man sich die Websites

und Facebook-Einträge aus Sy-

rien selbst ansieht, denn die

internationalen Medien igno-

rieren ihn weitgehend.

Auch Al Jazeera ist da keine

Ausnahme mehr – vielleicht

kein Wunder, wenn man be-

denkt, dass Al Jazeera von den-

selben Golfstaaten unterstützt

wird, die jetzt 100 Millionen Eu-

ro für die Aufrüstung der Frei-

en Syrischen Armee zugesagt

haben. Über enge Kontakte zu

den unterstützten Komitees tut

AaR sein Bestes, sicherzustel-

len, dass die (sehr bescheide-

nen) Fördermittel zweckentspre-

chend eingesetzt werden.

Viel mehr als das Geld selbst

aber ist, glaube ich, für Syre-

rinnen und Syrer die symboli-

sche Wirkung der Unterstüt-

zung von Bedeutung, nämlich

das Gefühl, nicht allein gelas-

sen zu werden. Dies ist für mich

ein entscheidender Aspekt: Je

mehr Beachtung und Unterstüt-

zung der zivile Widerstand fin-

det, desto größer sind die Chan-

cen, dass es nicht zu einem flä-

chengreifenden Bürgerkrieg in

dem Land kommt. Ziviler Wi-

derstand hat, wie Ihr ja auch an-

erkennt, ein sehr großes Wir-

kungspotential, m.E. ein größe-

res, als viele Menschen in Syri-

en derzeit glauben mögen.

2.

Ohne Euch unterstellen zu wol-

len, dass Ihr diese Position voll

teilt, so scheint mir Eure Stel-

lungnahme doch in die Katego-

rie jener Kritik bestimmter lin-

ker Kreise zu passen, deren

Grundproblem bei der Unter-

stützung des syrischen Protes-

tes eigentlich nicht die Gewalt

ist, sondern etwas ganz ande-

res: Nämlich dass der syrische

Widerstand sich gegen ein Re-

gime richtet, dass als eines der

wenigen in der Region nicht die

US / westliche neoimperialis-

tische Politik unterstützt.

Die Formulierung „So wurde zu

bedenken gegeben, dass die

Kampagne eine extrem einsei-

tige Sichtweise über die Ver-

hältnisse im Land transportiert

und ihre Fokussierung auf ei-

nen anti-westlichen Akteur,

während in vielen pro-westli-

chen Ländern Aktivisten eben-

falls unterdrückt würden, Fra-

gen aufwerfe“, erweckt den Ein-

druck, dass die Situation schon

nicht so schlimm sei und wenn

man schon jemanden unter-

stützen solle, dann doch lieber

jemanden, der bei der Frage

nach Gut und Böse auf der „rich-

tigen“ Seite, sprich: der anti-

amerikanischen Seite verortet

ist.

Dieser Argumentation begegne

ich tatsächlich im Moment prak-

tisch jeden Tag, da sie auch ge-

gen das von Andreas Buro,

Clemens Ronnefeldt, Karl Gro-

be-Hagel und mir verfasste

Dossier des Monitoring-Pro-

jektes zu Syrien erhoben wird.

(Auch dieses Dossier müsste

übrigens inzwischen überarbei-

tet werden, da sich die Situati-

on in dem Land so schnell ver-

ändert.)

Ich bin überzeugt, dass Eure

Position hier differenzierter ist

– schließlich kenne und wert-

schätze ich Eure Arbeit zu Fra-

gen von Militarisierung sehr.

Aber trotzdem haben wir hier,

und ich spreche an diesem

Punkt für alle UnterstützerIn-

nen von Adopt a Revolution,

tatsächlich einen nicht auflös-

baren Dissens, auf den Ihr lei-

der auch in Eurer überarbeite-

ten Fassung Eurer Stellungnah-

me nicht eingeht:

Für mich / uns geht es bei der

Beurteilung der Aufstandsbe-

wegung um deren Anliegen um

die Probleme in dem Land.

Die herrschenden Regime in

Syrien, dem Iran oder Nordko-

rea, um nur drei Länder zu nen-

nen, die derzeit in den Schlag-

zeilen stehen, sind weit oben

auf den Schwarzen Listen, die

sich mit Menschenrechtsver-

letzungen, Unterdrückung po-

litischer Aktivitäten und will-

kürlicher Staatsgewalt befas-

sen. Ebenso wie der Irak, Saudi

Arabien und manche andere

enge Verbündete der USA.

Mit ungleichen Maßstäben zu

messen ist doch genau das, was

wir den USA und den europäi-

schen Regierungen immer wie-

der vorwerfen – blind zu sein

bei den eigenen Verbündeten

und mit Gewalt zu drohen den-

jenigen, die sich politisch ge-

gen den ‚Westen‘ stellen.

3.

Was ich (bzw. wir alle) sowohl

in dem Papier zu Adopt a Revo-

lution wie auch in Eurer IMI-

Studie zu Syrien vermisse(n),

ist eine wirkliche Auseinander-

setzung mit der Situation und

den Anliegen der Opposition in

Syrien.

Euer Titel spricht provokato-

risch von „Bürgerkriegspaten-

schaft“, aber in dem Text spielt

die Arbeit von AaR dann prak-

tisch keine Rolle. Weder setzt

Ihr Euch mit den syrischen Part-

nern von AaR auseinander

(LCC, SRGC, ASKYA), noch da-

mit, ob Koordinierungskomi-

tees die richtigen sind, die un-

terstützt werden sollten.

In der von Adopt a Revolution

erstellten TAZ-Beilage vom

vorletzten Märzwochenende

stellt Adopt a Revolution die

vier Säulen des syrischen Wi-

derstandes dar. Die Komitees,

den Syrischen Nationalrat

(SNC), das Nationalkomitee für

den demokratischen Wandel

(NCC) und die Freie Syrische

Armee.

Adopt a Revolution arbeitet nur

mit den Komitees zusammen

und hat bisher auch nicht die

andere Oppositionsarbeit kom-

mentiert. AaR sieht es nicht als

seine Aufgabe an, zu definie-

ren, wer eine legitime Vertretung

des syrischen Volkes darstellt.

Ihr schreibt, „Große Teile der

syrischen Opposition fühlen

sich von [dem Syrischen Nati-

onalrat] nicht vertreten“ und

zitiert Louay Hussein. Hier eine

kurze Einschätzung zum Konf-

likt zwischen SNC und NCC: Der

SNC ist sehr heterogen, be-

steht aus fast allen wichtigen

syrischen Gruppen (religiöse,

ethnische, Frauen, Jugend

etc.), agiert aber fast nur im

Ausland, auch wenn es Mit-

glieder im Inland gibt (die aus

Schutz nicht benannt werden

können).

Er hat sich im Herbst 2011 ge-

gründet und genoss lange Zeit

die Anerkennung des Wider-

standes auf der Straße. Aller-

dings sind die Mitglieder intern

zerstritten und der Output des

Rates war nach Wahrnehmung

vieler SyrerInnen in letzten Mo-

naten gleich null, was dazu führ-

te, dass die Anerkennung des

Rates bei den Protestierenden

rapide gesunken ist. Auch die

lange Zurückhaltung des Ra-

tes, was die Bewaffnung der

FSA betraf, hat dazu geführt,

dass er an Zuspruch seitens der

Proteste verloren hat. Jetzt ge-

rade ist auf dem Oppositions-

treffen in Istanbul noch ein in-

terner Konflikt mit seinen kur-

dischen Mitgliedern entstan-

den.

Der NCC besteht vor allem aus

Teilen der historischen Oppo-

sition, einigen Linken und kur-

dischen Parteien.

Sie setzen noch auf Verhand-

lungen mit dem Regime (wenn

auch unter Bedingungen), ein

Großteil ihrer Mitglieder ist be-

kannt. In der Widerstandsbe-

wegung haben sie aufgrund ih-

rer Verhandlungsbereitschaft

von Anfang an nur sehr bedingt

Zuspruch. (Es gibt sogar eine

große Abgrenzung von Teilen

der Proteste gegenüber den

NCC).

Daraus folgt für mich, dass Eure

Behauptung, dass Hussein für

„große Teile“ der Opposition

spreche, mindestens ebenso

zweifelhaft ist wie der An-

spruch des Nationalrates, die

gesamte syrische Opposition

zu vertreten.

4.

Ihr unterstellt Adopt a Revolu-

tion, dass es eine „Plattform für

Akteure und Gruppen gewor-

den ist, die einer militärischen

Eskalation das Wort reden“.

Adopt a Revolution ist ein ei-

genständiges Projekt, getragen

von seinen Mitarbeitern (dem

„Team“, wie es auf der Website

vorgestellt wird, und einem För-

derverein im Hintergrund. We-

der die Unterstützerorganisa-

tionen noch der Beirat können

als solche für Adopt a Revolu-

tion sprechen. Ferhad Ahma

und Hozan Ibrahim sind Mit-

glieder des SNC, der sich für

eine Bewaffnung der Freien

Syrien Armee einsetzt.

Die Äußerungen, die die bei-

den gemacht haben, sind in ih-

rer Funktion als SNC Mitglie-

der gefallen (in diesem Rahmen

standen auch die Interviews)

und nicht als Beiratsmitglieder

von Adopt a Revolution oder

als Sprecher für LCC / Askya.

Dies kann ohne Probleme von

jedem nachgeprüft werden, sie-

he z.B. das Interview von Fer-

had für die Deutsche Welle vom

16. März (www.dw.de/dw/

article/0,,15812534,00.html).

Dass dies in der öffentlichen

Wahrnehmung trotzdem durch-

einander geht, ist in der Tat ein

Problem, über das wir diskutie-

ren.

Aber eine Anmerkung sei noch

erlaubt: Wenn Ihr Beiratsmit-

glieder zitieren wollt, dann soll-

tet ihr auch die anderen Stel-

lungnahmen seiner Mitglieder

und unterstützenden Organi-

sationen erwähnen – so die in-

haltsreiche Website von Me-

dico, die etliche Texte und ei-

nen Blog zu Syrien enthält, das

erwähnte Dossier zum Syrien-

konflikt im Rahmen des Moni-

toring-Projektes der Koopera-

tion für den Frieden, das Hin-

tergrundpapier, das ich im Bund

für Soziale Verteidigung veröf-

fentlicht habe, die Beträge in

dem vom Netzwerk Friedensko-

operative herausgegebenen

Friedensforum – alles Papiere,

die dezidiert gegen eine auslän-

dische Militärintervention spre-

chen, die Bewaffnung der syri-

schen Opposition als Fehler

bezeichnen und die teilweise

genau das vorhersagen, was

laut Human Rights Watch auch

schon eingetreten ist: Nämlich

die Eskalation von Gewalt und

von Menschenrechtsverlet-

zungen auf allen Seiten.

5.

Eine Klarstellung zu einiger der

Fragen wird auf der Website in

nächster Zeit erscheinen – ent-

sprechende Papiere sind schon

des Längeren in der Vorberei-

tung.

Ihr habt Recht mit Eurer Kritik,

dass hier ein Defizit besteht. Es

geht hauptsächlich auf Arbeits-

überlastung zurück, so war z.B.

ein Text zu militärischen Inter-

ventionen schon vor vier Wo-

chen entworfen worden. Auch

Aktualisierungen anderer Tex-

te sollen in der Zukunft zügiger

erfolgen, um sie der jeweils ak-

tuellen Lage anzupassen.

Wichtig ist dabei, zu sagen,

dass Adopt a Revolution auf

seiner Website in erster Linie

versucht, den AktivistInnen ein

Sprachrohr zu geben. So wur-

de z.B. die Erklärung der Komi-

tees zu der Ankündigung von

Al Qaida bzw. den Anschlägen

auf andere religiöse Minderhei-

ten übersetzt und auf die Web-

seite gestellt, aber wenig wur-

de auf die Gräueltaten der syri-

schen Sicherheitskräfte einge-

gangen oder auf die Gewalt und

Menschenrechtsverletzungen,

wie sie von Angehörigen des

bewaffneten Widerstandes ver-

übt werden (s. Bericht von Hu-

man Rights Watch). Falls Ihr

Euch die TAZ-Beilage vom 21./

22. März anseht, die von Adopt

a Revolution erstellt wurde,

dann seht Ihr auch dort, wie das

Projekt in der Öffentlichkeit auf-

tritt.

6.

Was die Zusammensetzung

des Beirats angeht, so liegt die

Entscheidung darüber allein im

Ermessen von Adopt a Revo-

lution und dem Verein, den das

Team im Hintergrund hat,

(about:change e.V.), die den

Beirat berufen haben, und es ist

nicht unsere Sache, dazu Stel-

lung zu beziehen. Meine per-

sönliche Position hierzu ist,

dass ein Beirat kein Körper sein

muss, der mit einer Stimme

spricht, sondern durchaus un-

terschiedliche, ja sogar konträ-

re Positionen beinhalten kann.

Gewiss werden wir im Beirat

über diese Fragen sprechen –

aber Eure Aufforderung, wir

sollten bestimmte Mitglieder

ausschließen, empfinde ich als

unangemessen.

Mit bestem Gruß

Christine Schweitzer

Christine Schweitzer ist Mitglied im Beirat von

Adopt a Revolution,  Hamburg, 4. April 2012

Fortsetzung von vorheriger Seite

Ein Dilemma

  antimilitarismus / diskussion

Anzeige

Foto: www.adoptrevolution.org
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Foucault-Comic
Ein Buch macht neugierig auf das Denken des französischen Philosophen

Der Anti-Itchy
Zwei neue Bücher des Philosophen Gerald Raunig untersuchen die Universität als Fabrik und die Frage, wie aus der
Kulturindustrie durch Pluralbildung ein Heilsversprechen werden konnte: Creative Industries

Buchbesprechung

Ansgar Lorenz/Reiner Ruffing:

Michel Foucault. Philosophie für

Einsteiger, Wilhelm Fink Verlag,

2012, 80 Seiten, 19,90 Euro

Der neuen Reihe des Wilhelm

Fink Verlags – „Philosophie für

Einsteiger“ – liegt ein anspre-

chendes Konzept zugrunde. Im

Gegensatz zu den „normalen“

Einführungsreihen haben wir es

hier nämlich mit Büchern im DIN

A 4-Format zu tun, bei denen

Zeichnung (Ansgar Lorenz)

und Text (Reiner Ruffing)

gleichberechtigt sind und so

gewissermaßen als philosophi-

sche Comics bezeichnet werden

können.

Die Gestaltung des Bandes, so-

wohl was die Motive, als auch

das jeweilige Seitenlayout ins-

gesamt angeht, ist durchweg

gelungen. Zeichnungen sind

allerdings bekanntermaßen Ge-

schmackssache, aber ich

denke allein der Tanz, den Sar-

tres Augen auf Seite 17 auffüh-

ren dürfte auch KritikerInnen

vom Zeichner überzeugen.

Leider etwas ärgerlich, weil un-

nötig, sind ein paar formale

Fehler, bzw. Unklarheiten. So

werden Zitate innerhalb der

Textblöcke durch Kursivdruck

kenntlich gemacht, allerdings

manchmal in Klammern hinzu-

gesetzt von wem das Zitat ist

(z.B. S.47), manchmal aber auch

nicht (z.B. S.4), einmal der Kur-

sivdruck auch vergessen

(S.72). Die Porträtzeichnungen

sind meist erläutert, aber manch-

mal eben auch nicht. So lässt

sich nur vermuten, dass man es

auf Seite 8 mit David Ricardo

(Sprechblase: „Der Wert der

Ware wird durch die menschli-

che Arbeit bestimmt“) zu tun

hat. Irritierend ist es zudem –

und damit begeben wir uns

langsam in die inhaltliche Kri-

tik – warum mit Foucaults Buch

Die Ordnung der Dinge, das

ihn bekannt gemacht hat, der

Band eröffnet wird und dann ein

paar Seiten später mit „Kindheit

und Jugend“ (S.15) ein neuer

Anlauf zur Biografie beginnt.

Sind das nun alles Kleinigkei-

ten, die entweder leicht in einer

weiteren Auflage – die dem

Buch zu wünschen ist – zu be-

heben sind oder nicht sehr ins

Gewicht fallen, so leidet die

Darstellung doch an einer wirk-

lichen Schwäche: Foucault er-

scheint nämlich zu sehr „aus

einem Guss“, als jemand ohne

wirkliche Brüche.

So hat man den Eindruck, dass

Foucault immer politisch aktiv

war, wenn es heißt: „Foucault

mischte sich aktiv in die politi-

sche Auseinandersetzung ein.

Man sieht ihn mit einem Mega-

phon in der Hand bei Demons-

trationen auf der Straße. Er be-

kämpfte die Todesstrafe.“ (S.13)

Ja, aber wann war das genau?

Eine Seite weiter wird erklärt: „In

den 70er Jahren verstärkte sich

Foucaults politisches Engage-

ment.“ (S.14) Nun „verstärkte“

es sich aber nicht einfach, son-

dern es änderte sich auch

grundlegend. Denn Foucaults

politisches Engagement vor

seiner Zeit in Tunesien und

dem Mai 1968 bestand in erster

Linie in der Ausübung von kul-

turellen Repräsentationstätig-

keiten für den französischen

Staat und der Mitarbeit an ei-

ner gaullistischen Hochschul-

reform. Wenn es deshalb heißt:

„Zurück in Paris wird er Leiter

des Fachbereiches Philosophie

an der neugegründeten Re-

formuniversität in Vincennes

und gerät sogleich in die politi-

schen Auseinandersetzungen

der 68er-Zeit: Straßenschlach-

ten, Tränengas, Sit-ins, Dauer-

proteste“ (S.36), dann war das

alles andere als selbstverständ-

lich und viele auf Seiten der Lin-

ken standen Foucault dement-

sprechend skeptisch gegenü-

ber.

Es ist deshalb dann auch etwas

irreführend, wenn Sartres Kri-

tik an Die Ordnung der Dinge

referiert und wie folgt kommen-

tiert wird: „Foucault erklärt

uns nicht, was ja das Interes-

sante wäre: … wie die Men-

schen von einem Denken zum

anderen übergehen. Dazu

müsste er die Praxis ins Spiel

bringen, also die Geschichte,

und eben das lehnt er ab. [Sar-

tre] Umgekehrt kritisierte Fou-

cault Sartre als Allround-Intel-

lektuellen, der zu jedem und al-

lem etwas zu sagen habe. Von

Utopisten wie Sartre sei im Ver-

lauf der Geschichte schon ge-

nügend Unheil ausgegangen.

Trotz dieser Differenzen kämpf-

ten Sartre und Foucault Seite

an Seite gegen unmenschliche

Haftbedingungen.“ (S.34)

Das Problem ist nämlich, dass

die Zeit, in der beide „Seite an

Seite“ kämpften, nicht die Zeit

vor 1968 war, auf die die Pole-

mik datiert. Foucault selbst hat

in einem Interview aus der Zeit

des Kampfes „Seite an Seite“

auch auf die Frage/den Vorwurf,

dass seine damaligen Ausfüh-

rungen nach einem „Glaubens-

bekenntnis zugunsten eines

apolitischen, nicht engagierten

Strukturalismus“ klangen, ge-

antwortet: „Seitdem haben sich

viele Dinge grundlegend geän-

dert. Wahrscheinlich, weil mei-

ne Generation sich der von Sar-

tre angenähert hat.“

Nun ja, die „Generation“ war

allem voran er selber. Und wenn

es, wie schon zitiert, hieß: „Er

bekämpfte die Todesstrafe“

(S.13), kann man immerhin als

„Ausgleich“ jene Bemerkung

anfügen, die er in Auseinander-

setzung mit Noam Chomsky

1971 machte: „Wenn das Prole-

tariat die Macht übernehmen

wird, kann es sein, dass es ge-

genüber den Klassen, über die

es gesiegt hat, eine diktatori-

sche und sogar blutige Gewalt

ausübt. Ich sehe nicht, welchen

Einwand man dagegen erheben

kann.“

Bei vielen Aussagen hätten ge-

nerell ein paar Wörter gereicht,

um die notwendige Konkreti-

sierung zu leisten. So heißt es:

„Zu unterscheiden ist eine Ars

erotica in Gesellschaften wie

China, Japan, Indien, den ara-

bisch-islamischen Gesellschaf-

ten und eine scientia sexualis

im Abendland.“ (S.46) Hier fehlt

sowohl der Hinweis darauf,

dass diese Unterscheidung in

Der Wille zum Wissen vorge-

nommen wird, wie auch, dass

er diese Unterscheidung kurze

Zeit später problematisierte.

Dann heißt es: „In seinen Vor-

lesungen am Collège de France

suchte er nach Beispielen und

Bezügen, wie man sich diese

autonome Selbstkonstitution

genauer vorstellen kann.“

(S.53) In dieser Allgemeinheit

ist die Aussage falsch, denn

diese Suche findet lediglich in

seinen letzten Vorlesungen

statt.

Trotz aller Kritik ist der Band

als Einstieg, der Lust auf das

Denken und das Leben dieses

interessanten Denkers machen

soll, gelungen – und gut anzu-

schauen allemal.

Philippe Kellermann

Rezensionen

Gerald Raunig: Fabriken des

Wissens. Streifen und Glätten 1.

Berlin 2012, diaphanes Verlag,

96 Seiten, ISBN 978-3-03734-

213-8, 10 Euro / CHF 14,90

Gerald Raunig: Industrien der

Kreativität. Streifen und Glätten

2. Berlin 2012, diaphanes

Verlag, 96 Seiten, ISBN 978-3-

03734-221-3, 10 Euro / CHF

14,90.

Der Einstieg ist nicht ganz

leicht. Es geht um ein Mäuse-

volk, eine Sängerin namens Jo-

sefine und die Versammlungen

anlässlich ihrer Auftritte. Die

Mäusefrau ist keine spießige

Mini-Mouse, sie ist auch nicht

von Disney, sondern erschaf-

fen hatte sie Franz Kafka in sei-

ner letzten Kurzgeschichte.

Dem Philosophen Gerald Rau-

nig wird die Fiktion zum Anlass,

um über herausragende Fähig-

keiten zu schreiben, die weni-

ger als durchschnittlich sind

und über politischen Wider-

stand, der nichts fordert, son-

dern eher pfeift. Ob auf alles

oder nach der eigenen Pfeife,

das herauszufinden, wäre eine

der Aufgaben für die LeserIn-

nen.

Fabriken und Maschinen

Dann geht es aber handfest

weiter mit einer luziden Analy-

se der gegenwärtigen Univer-

sität, die Raunig als Fabrik be-

schreibt. Es ist aber nicht die

Produktionsstätte, die zuvor

freie Subjekte beim Durch-Sich-

Durchschleusen entfremdet,

diszipliniert und zurichtet.

Auch das angeeignete Wissen

wird nicht nur eingetrichtert,

sondern von den schon vorher

auf die Übergangsphase zwi-

schen Schule und Job ab- und

ausgerichteten Subjekten mit

erstellt. „Im Modus der Modu-

lation“ befinden sich für Rau-

nig diese gegenseitigen Fabri-

kationen von Institution, Wis-

sen und Subjekten.

Hier wird auch der Begriff der

Maschine, der keine Metapher

ist, wieder in Anschlag ge-

bracht. Raunig entlehnt ihn bei

Karl Marx – und knüpft damit

an sein vorheriges Buch „Tau-

send Maschinen. Eine kleine

Philosophie der Maschine als

soziale Bewegung“ (Wien 2008)

an (vgl. GWR 330). Die Maschi-

ne meint mechanische und in-

tellektuelle Mittel zugleich, Ap-

parate und Denkweisen kom-

men in ihr gleichermaßen in Be-

wegung. Als soziale Maschine

werden Phänomene beschrie-

ben, die Produktion und Begeh-

ren aneinander binden.

Derzeit ist das eben sehr schön

zu beobachten an der Produk-

tion des Wissens, ihrer gesell-

schaftlichen Funktion und den

Settings ihrer Produktionswei-

sen. Raunig beschreibt „28 Ten-

denzen der modulierenden Uni-

versität“, die den stärksten, viel-

leicht prägnantesten Teil des

Buches ausmachen. Hier wer-

den die „harschen neoliberalen

Reformen“ aufgezeigt und kri-

tisiert: Das Messen und Ras-

tern, die Disziplinierung der

Studierenden und die Zurich-

tung des Studium nach Markt-

kriterien. Die Institutionen und

Kräfteverhältnisse erscheinen

hier angemessen stark und in

all ihrer Flexibilität verdammt

stabil und mächtig.

Ansonsten ist nämlich in Rau-

nigs Begriffswelt viel Platz für

nicht-hierarchisches Neuerfin-

den und für Widerstand. Die

„Tendenzen“ sind insofern

auch deshalb stark, weil sie den

prinzipiellen Optimismus des

Autors (und der an Gilles De-

leuze angelehnten Denkbewe-

gungen überhaupt) selbst et-

was abbremsen.

Industrien und Streiks

Mit der pfeifenden Josefine be-

ginnt auch der zweite Band von

„Streifen und Glätten“, Indus-

trien der Kreativität. Er ist

ähnlich gegliedert, hier stehen

in der Mitte „17 Tendenzen der

Modulation der Kreativität“.

Und wie schon Maschine und

Fabrik, werden auch die Indus-

trien neu gelesen. Karl Marx ist

auch hier zentraler begrifflicher

Referenzpunkt. Raunig legt die

Kulturindustriethese neu aus

und dreht sie gewissermaßen

um. Max Horkheimer und Theo-

dor W. Adorno hatten in der

Dialektik der Aufklärung die

Kulturindustrie als Phänomen

beschrieben, in dem Muße und

Kreativität der Fließbandarbeit

angeglichen würden. Freiheit

unterm Spätkapitalismus sei re-

duziert worden auf die Freiheit

von Achselschweiß und Emo-

tionen. Der Kapitalismus hat die

Kultur demnach total zugerich-

tet nach den Maßgaben der for-

distischen Produktion. Aber:

neue Produktionsbedingun-

gen, neue Formierung.

Jetzt sind es gerade die Authen-

tizität des schweißtreibenden

Dauereinsatzes und die emoti-

onalen skills, die den Kapitalis-

mus postfordistisch erneuert

haben. Und weil die KünstlerIn-

nen – flexibel, mobil, rund um

die Uhr kreativ – hier als Mo-

dell fungieren, ist es auch kon-

sequent, sich mit den Kunst-

ausbildungsstätten zu be-

schäftigen. Nicht ganz so pas-

send scheint dann allerdings

das – trotz allem schöne – Bei-

spiel des Kunststreiks. Denn er

spielt inmitten des Fordismus

und war zudem grandios ge-

scheitert. Ausgerufen hatte den

Kunststreik der Konzeptkünst-

ler Gustav Metzger gegen die

zunehmende Ökonomisierung

des Kunstfeldes. Gefolgt war

ihm niemand.

Raunig schreibt einerseits ge-

gen „hohle Propagandabegriffe

wie Creative Entrepreneurs,

Creative Clusters, Creative Dis-

tricts, Creative Cities“ an, be-

tont aber andererseits immer die

Eingebundenheit der Subjekte

in diese neue Hohlheit: „Wir

sind die Zahnräder einer zuneh-

mend modularisierten Gesell-

schaft, und zugleich modulie-

ren wir uns und die Welt.“

Diese Eingebundenheit be-

schreibt aber nicht nur Koop-

tation, sondern immer auch ei-

nen Möglichkeitsraum. Wenn

auch die Zuversicht manchmal

irritiert und die deleuzianische

Begriffswelt des Glättens, Ker-

bens, De- und Re-Territoria-

lisierens nach wie vor gewöh-

nungsbedürftig erscheinen

kann, das Pendeln oder Pfeifen

zwischen Analyse und aktivis-

tischen Ansatzpunkten gehört

sicherlich zur Stärke beider Bü-

cher.

Josefine und Itchy

Josefine jedenfalls ist ein An-

lassfall. Sie ist – und weil Reali-

tät und Fiktion ja in poststruk-

turalistischen Ansätzen so ger-

ne ineinanderfallen, ließe sich

das auch für Raunig behaup-

ten – ein Anti-Itchy. Sicher, ein

„Anti“ setzt einen Dualismus

voraus, den besagte Herange-

hensweisen ja immer gerne zum

Verschwinden bringen wollen.

Aber das Fliehende und Unter-

laufende, die unauffällige Sabo-

tage und das zufällig und ge-

schmeidig Kollektive, um das es

Raunig geht, ließen sich wirk-

lich als Gegenmodell zum ge-

waltgeilen Individualismus von

Itchy beschreiben. Itchy ist kei-

ne singende, sondern eine blut-

rünstige Maus, eine doppelt

fiktionale, weil sie in der Zei-

chentrickserie „Itchy & Scrat-

chy“ spielt, die in der Zeichen-

trickserie „Die Simpsons“ spielt.

Der scheinbar übermächtige

Gegner wird ständig gespalten,

zerstückelt, gekocht, in der Bru-

taloparodie auf „Tom & Jerry“

spritzt das Blut permanent.

Bart und Lisa Simpson lachen

vor dem Fernseher über die im-

mer neuen Metzeltechniken,

aber die Freude über den Sieg

des Schwächeren ist das nicht.

Dazu bedürfte es eben der Fä-

higkeit, dem unauffälligen Pfei-

fen der Mäusefrau im eigensin-

nigen Gewimmel Gehör zu

schenken. Gerade an der Uni-

versität – und die Proteste der

letzten beiden Jahre zwischen

Wien, London und Santiago de

Chile scheinen dem Recht zu

geben –, wo Selbstregulierung

zum täglichen Geschäft gehört

und die Aufstandsbekämpfung

schon bei der Verschuldung der

Studierenden beginnt, entste-

hen neue Möglichkeiten der

politisch-emanzipatorischen

Mobilisierung: „an den Ober-

flächen des Wissens surfend

und zugleich im Modus der In-

tensivierung, Verdichtung, Ver-

tiefung.“

Oskar Lubin

Anzeige

Abb. aus: Lorenz/Ruffing: Michel Foucault. Philosophie für Einsteiger

  bücher
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„Newo Ziro – Neue Zeit“
Ein Film, der einfühlsam aus der Graswurzelperspektive vier Sinti und die Erben Django Reinhardts
portraitiert: „Musik ist unsere Sprache. Musik ist Freiheit“

Filmbesprechung

„Newo Ziro – Neue Zeit“,

Dokumentarfilm von Robert

Krieg und Monika Nolte, 84 Min.

HD, Deutschland 2012

Früher stand am „Deutschen

Eck“ das monumentale Reiter-

standbild von Kaiser Wilhelm

I. in hochherrschaftlicher Pose,

um an die Reichsgründung zu

erinnern. Die an der Mündung

der Mosel in den Rhein protzig

zur Schau gestellte Verkörpe-

rung militärischen Großmacht-

strebens wurde später zerstört

und 1990 in Erinnerung an die

„Wiedervereinigung“ erneuert.

Hier befindet sich heute das

Bundesgartenschaugelände

von Koblenz, wo ganze Heer-

scharen kaffeetrinkender und

mampfender GermanInnen in

deutscher Gemütlichkeit ihren

Tagesausflug absolvieren.

Gleich nebenan leben seit meh-

reren Generationen Sinti und

Roma ein ganz anderes Leben.

Die FilmemacherInnen Monika

Nolte und Robert Krieg zeigen

diesen Kontrast in einer ein-

drucksvollen Szene: Im Talhin-

tergrund befindet sich die eben-

so bekannte wie zweifelhafte

Postkartenidylle mit dem Rhein-

Mosel-Eck. Im Vordergrund gibt

auf einem Berg windumweht

das „Lulo Reinhardt Projekt“

des Django Reinhardt-Groß-

neffen mit seinen Instrumenten

ein Crossover zum Besten.

In diesem Film ist Musik!

Traditioneller Gypsy-Swing ei-

nerseits und seine kreative

Weiterentwicklung und Verän-

derung andererseits sind die

beiden Grundtöne, die die un-

terschiedlichen Seiten, Erfah-

rungen und Lebenseinstellun-

gen der Koblenzer Sintigemein-

schaft anklingen lassen.

In wechselnder Szenenfolge

gruppieren sich vier Hauptpor-

traits von Koblenzer Sintis um

das zentrale Geschehen auf

dem jährlich stattfindenden

Musikfest „Djangos Erben“.

Bawo Reinhardt, Vater von Lu-

lo, singt unter Beifall auf der

Bühne mit rauer, trauriger Stim-

me über die immer noch aktiven

Schattenseiten aus der Vergan-

genheit:

„Wer versteht uns, wer glaubt

uns?

Warum sind wir noch hier?

Warum mögen uns die Leute

nicht?

Jeder braucht doch ein paar

Freunde!

Warum geht das nicht mit uns?“

Die 13jährige Sibel Mercan und

ihr Onkel Lulo Reinhardt besu-

chen einen alten, inzwischen

zugewachsenen Lagerplatz in

der Nähe des Rheins, wo Lulo

und seine Verwandtschaft in

der Natur und mit Pferden ein

weitgehend freies Leben führen

konnten, bis sie von dort ver-

trieben wurden. Die kalte, dunk-

le Notunterkunft „Feste Franz“,

in der die Sintifamilien schon

während der Nazi-Zeit und bis

1950 zwangsweise einquartiert

wurden, blieb hingegen in

schlechter Erinnerung.

Heute leben viele Sinti im Stadt-

teil Koblenz-Asterstein in einer

bescheidenen Siedlung.

Einige Wohnwagen stehen in

den Einfahrten. Viele fühlen

sich hier trotzdem wohl, pflegen

ihre Gemeinschaft. Einige hän-

gen Deutschlandflaggen an ih-

re Häuser. Hierüber schüttelt

der 70jährige Auschwitz-Über-

lebende Bawo Reinhardt nur

den Kopf und denkt an die er-

mordeten Sinti und Roma im

KZ. Die deutsche National-

hymne mag er ebenfalls nicht

hören. Als Kleinkind wurde ihm

die Häftlingsnummer in den

Arm tätowiert. In zunehmendem

Alter kommen die schreckli-

chen Erinnerungen wieder und

plagen ihn. Trotzdem lässt er

sich nicht hängen und unter-

richtet als „gute Seele“ der Sied-

lung Jugendliche und Kinder in

Romanes, damit sie trotz ihrer

Anpassung an die Mehrheits-

gesellschaft nicht den Bezug zu

ihrer Identität als Sinti verlieren.

„Wovon lebst Du?“ wurde Ba-

wo Reinhardt von anderen

Deutschen immer wieder miss-

trauisch gefragt und beklagt ih-

re Doppelmoral. Wenn man Ge-

schäfte macht oder als Anbieter

von Waren andere Menschen

anspricht, dann wird man nor-

malerweise als „Vertreter“ be-

zeichnet. Ein Sinti oder Roma

ist nach Ansicht von Teilen der

Mehrheitsgesellschaft ein

„Hausierer“ - nein schlimmer,

der Zigeuner bettelt! In der hin-

tergründigen Szene mit Sascha

Reinhardt als vorweihnachtli-

chem Verkäufer der beliebten

„deutschen Edeltanne“ bleiben

die zwischenmenschlichen Be-

gegnungen zwischen Verkäufer

und Käufer kurz und oberfläch-

lich.

Sintikinder werden schon früh

in der Schule als „schlecht“ und

„schwierig“ aussortiert und

bleiben oft chancenlos. Sie ha-

ben nach Ansicht einiger älte-

rer Sinti keine andere Möglich-

keit, als in ihre Fußstapfen zu

steigen und „Geschäfte“ zu ma-

chen, Handel zu betreiben, sich

irgendwie durchzuschlagen.

Widerlegt wird diese Meinung

durch den 50jährigen Musiker

Lulo und seine 13jährige Nich-

te Sibel, die als Klassenbeste

aufs Gymnasium geht, leiden-

schaftlich gerne Fußball spielt

– und Kung Fu praktiziert, mit

drei Gürteln als Leistungsnach-

weis. Die zwischen verschiede-

nen Kulturen wandernde Sibel

bringt ihr Lebensgefühl auf den

Punkt: „Vom Sindh bis an den

Rhein war es ein langer Weg.

Heute ist unsere Heimat hier.

NEWO ZIRO heißt NEUE ZEIT.

Wie wird unsere Zukunft aus-

sehen?“

In bewegenden Bildern zeigen

die FilmemacherInnen, wie das

Mädchen auf dem Fußballplatz

und in der Sporthalle spiele-

risch über sich hinauswächst.

Und falls in Zukunft ihr gegen-

über ein Rassist oder Sexist

frech werden würde, dann wür-

de sie sich zu wehren wissen.

Allerdings: Die strengen tradi-

tionellen Vorstellungen der Sin-

ti verlangen von ihr, in ein- oder

zwei Jahren mit dem Fußball-

spielen aufzuhören, einen Rock

zu tragen und eine althergebra-

chte Frauenrolle einzunehmen.

Im Film akzeptiert die Dreizehn-

jährige dies noch mit leichtem

Bedauern. Wird sie dies in Zu-

kunft auch so sehen?

In den Gesprächen mit ihrem

Onkel Lulo vergewissert sich

Sibel ihrer Sinti-Wurzeln. Ihre

Vorfahren lebten vor etwa 800

Jahren im Sindh, dem heutigen

Pakistan. Auf ihren Wanderun-

gen nach Mitteleuropa kamen

sie mit vielen unterschiedlichen

Kulturen in Berührung und

übernahmen Teile davon.

Da Lulo nicht bei der typischen

„Gypsy-Musik“ stehen bleiben

wollte, sondern seine eigene

Musik spielen will, kaufte er ei-

ne spanische Gitarre und wand-

te sich unter anderem dem Fla-

menco zu. Er knüpfte damit an

die Musik der weitläufigen Ver-

wandtschaft an.

Anoushka Shankar und Dot-

schy Rheinhardt haben aktuell

mit ihren neuen CDs ebenfalls

auf die Verbindungslinien zwi-

schen indischer- und Flamen-

comusik aufmerksam gemacht.

Für den Gitarristen Lulo eröff-

net seine Musik nicht nur neue

Möglichkeiten in der Aus-

drucksform, sondern ebenfalls

die Freiheit, sich zeitweise von

seinen familiären Bindungen zu

entfernen, auf Weltreisen zu ge-

hen und ganz andere Einflüsse

beispielsweise aus Lateinam-

erika zu verarbeiten. Indem er

seinen eigenen Stil findet, un-

terscheidet er sich von tra-

ditionellen Sintimusikern, bei

denen jeder mit jedem Variatio-

nen des Immergleichen spielt.

So ein Freigeist irritiert die Leu-

te zuhause, eröffnet aber auch

die Möglichkeit für sich selbst,

von seiner Musik als vielseiti-

ger und erfolgreicher Gitarrist

zu leben.

Immer wieder werden in diesem

atmosphärisch dichten Film

mitreißende Szenen vom Sinti-

Musikfest am Deutschen Eck

gezeigt. Das Publikum ist ge-

mischt. Im Film kunstvoll ein-

gefügt befinden sich zwischen

längeren Gesprächen und Ein-

stellungen viele Momentauf-

nahmen von Einzelnen oder klei-

nen Gruppen. In diesen Minia-

turen gelingt es, innige Augen-

blicke der Glückseeligkeit und

Ausgelassenheit in intensiver

Bildsprache einzufangen. Sie

bleiben im Gedächtnis der Zu-

schauerInnen haften und kon-

trastieren so manche triste Re-

alität des Sinti-Lebens.

In Gesprächen werden die un-

terschiedlichen Erfahrungen

und persönlichen Sichtweisen

der einzelnen Personen zu inti-

men Portraits aneinanderge-

fügt. Wir erfahren bisher weit-

gehend unbekannte Details

über das Leben der Sinti.

Geradezu libertär ist ihr Brauch

in Eigentumsfragen, in dem der

Nachlass von Toten verbrannt

wird, anstatt Gegenstand von

unerquicklichen Erbschafts-

streitigkeiten zu werden. Dafür

gibt es dann Ärger mit der deut-

schen Polizei.

Die grundlegende Frage, wie

weit sich die Sinti der Mehr-

heitsgesellschaft öffnen soll-

ten, ohne dabei ihre Identität zu

verlieren, schwingt in diesem

Film immer mit. Die Antworten

fallen unterschiedlich und sehr

persönlich aus. Trotzdem ist es

ein hochpolitischer Film, nicht

nur aufgrund der Geschichte.

Roma und Sinti wurden in der

Nazizeit entrechtet, verfolgt

und systematisch ermordet.

Dem Völkermord fielen 500.000

Sinti und Roma zum Opfer

Heute sind die Abschiebungen

von Roma in das Kosovo, die

unverschämte Hetze der

Schweizer Zeitung „Weltwo-

che“ gegen Roma vor ein paar

Wochen und die ressentiment-

geladenen Ermittlungen der

deutschen Polizei im Mordfall

Kiesewetter gegen das „Zigeu-

nermilieu“, aber nicht gegen

neofaschistische TerroristIn-

nen, bittere Realität. Dies ist der

richtige Film zur rechten Zeit.

Horst Blume

Weitere Infos:

http://newoziro.wfilm.de/Newo_Ziro/Film.html

www.djangoserben.com

www.lulo-reinhardt-project.de

Sing along with Derrida:
Die Stimme ist das Bewusstsein. Fragmentsplitter zu einer Ästhetik des kommunikativen Widerstands
„Rede, damit ich dich sehe“, Sokrates, Über Physiognomik

„Der Ton macht die Musik“ in

der Kommunikation. Der Klang

der Stimme, dieses primäre

Ausdrucksmedium des Men-

schen, gibt vor allen bewusst

eingesetzten rhetorischen und

argumentativen Strukturele-

menten den prägenden Grund-

ton an. Durch die Rollen-Mas-

ke der Persona gleichsam hin-

durchtönend, erreicht der

Stimmklang das Gemüt vor dem

Bewusstsein und hinterlässt

bereits in den ersten 30 Sekun-

den des Hörbarwerdens einen

nachhaltig aufrichtigen, zuwei-

len demaskierenden Eindruck

davon, wer wir sind, wer wir sein

wollen und wofür wir stehen.

Albert Mehrabian stellte in ei-

ner Studie „Inference of Attitu-

de from Nonverbal Communi-

cation in Two Channels“ (The

Journal of Counselling Psycho-

logy 31, S. 248-252, 1967) fest,

dass bei einer Präsentation vor

Gruppen 55 Prozent der Wir-

kung durch nonverbale Kom-

munikation (Körperhaltung,

Gestik und Augenkontakt) be-

stimmt wird, 38 Prozent des Ef-

fekts durch den Stimmklang

und nur 7 Prozent durch den

Inhalt des Vortrags.

Ob es einem passt oder nicht:

die Stimme des/r Sich-Ausdrü-

ckenden erklingt/tönt in jedem

Fall – wie, das ist die andere ent-

scheidende Frage.

„Wenn man [in einer politisch

ausgerichteten Talkshow] un-

vorteilhaft posiert oder eine un-

angenehme Stimme hat, dann

hat man in diesem Format ein

Problem. Ganz unabhängig von

der Sache oder der Argumenta-

tion, der man sich bedient. Man

ist Teil eines medialen Spiels,

eines bestimmten Formats. Und

hier stellt sich die Frage: Wie

weit geht diese Anpassung?

Man ist schnell Teil von etwas,

das man eigentlich nicht will…“

Viel Lärm um nichts. Die Talk-

show als Moment von Antiauf-

klärung, Gespräch mit dem

Medienwissenschaftler Diet-

rich Leder, ak, 18.06.2010

Diese subtile, unbewusst agie-

rende „Macht“ der Stimme ha-

ben sich professionelle Kom-

munikationsstrategen, die im

Auftrag von Führungs- und

Unternehmensstrukturen agie-

ren, schon längst intensiv zu

Nutze gemacht. Führungskräfte

aus Wirtschaft, Politik und Kul-

tur lassen Stimme und Styling

coachen, was bei Auseinander-

setzungen mit Protestbewe-

gungen allzu oft unüberhör-

und -sehbar im wortwörtlichen

Sinn ist. Systemkritische Wort-

ergreifer, denen ihre eigene

Stimme fatalen Widerstand leis-

tet, erweisen sich gewieft-

durchtrainierten Sprachmani-

pulatoren gegenüber als durch-

aus irresistent.

Die Ohren „sind auf dem Feld

des Unbewussten die einzige

Öffnung, die sich nicht schlie-

ßen kann.“

Jaques Lacan, zit. n. Manfred

Pabst, Bild, Sprache, Subjekt:

Traumtexte und Diskurseffekte

bei Freud, Lacan, Derrida,

Beckett und Deleuze/Guattari,

2004, S.32

Nun bestünde ein naheliegen-

der Ausweg aus diesem Dilem-

ma ungleicher  Stimmwapp-

nung darin, die kommunikativ

überlegenen Redner mit ihren

eigenen Instrumentarien zu

„schlagen“, sich mithin deren

etabliert-bewährte Herrschafts-

strukturen stimmlichen und da-

rüber hinaus allgemein ästheti-

schen Ausdrucks anzueignen.

(Das Styling-Potential, der vi-

suelle Gegenpart, wäre hier eine

signifikante Ergänzung.)

Das würde bedeuten, schon

einmal zu lernen, dass es eben

nicht darum geht, Parolen noch

lauter schreien zu lernen, ohne

heiser zu werden, sondern im

Gegenteil darum, subtiler und

raffinierter sprechen zu lernen,

also die neuesten Erkenntnis-

se moderner Kommunikations-

techniken zu integrieren, um

den „Gegner“ sprachlos zu ma-

chen.

Doch wäre solches Procedere

nicht mehr als Fortsetzung des

ewig Gleichen unter besten

Falls umgekehrten Vorzeichen.

Haarscharf vorbei an der Chan-

ce zu einer tiefgründigen struk-

turellen Veränderung, welche im

Potential der stimmklanglichen

Konstituierung von Kommuni-

kation der subversiven Entde-

Fortsetzung nächste Seite

Jugendliche Sinti. Szene aus dem Dokumentarfilm „Newo Ziro – Neue Zeit“ von Robert Krieg und Monika Nolte



                      mai 2012/369  graswurzelrevolution   23                                                                                            briefe

LeserInnenbriefe

Frust über den Demo-Ablauf

Betr.: M31 Mobilisierungen, Interview von Leftéris Epanastátis mit

Torsten Stein (FAU) zu den geplanten Aktionen am 31. März, in: GWR

367, März 2012, S. 5

Liebe GWR-Redaktion,

ich lese die GWR sehr gerne und habe auch in diesem Brief keine

Kritik zu dem oben genannten Artikel, sondern will einfach meiner

maßlosen Frustration über den Demo-Ablauf am 31.3.12 in Frank-

furt am Main Ausdruck verleihen.

War ich so naiv, in dieser antikapitalistischen Demo einen Anfang

zu sehen, die Menschen zu vereinen, die vermeintlich aus den

unterschiedlichsten Gründen leiden - an Sozialabbau und fehlen-

der Lebensgrundlage, an Krieg und Diskriminierung, an der Ver-

schmutzung, Vergiftung, Verlärmung unserer Lebensräume? Ver-

meintlich aus den unterschiedlichsten Gründen, da all dies seine

Ursache im Kapitalismus hat. Und in dieser ernsten Situation der

massiven Angriffe auf die Mehrzahl der Menschen weltweit, mei-

nen einige Demo- TeilnehmerInnen, sie könnten mit Rumballern

und Steine werfen in Brautmode-Geschäfte oder Polizeiwachen

ernsthaft etwas verändern oder mehr Menschen mobilisieren?

Folge schon der ersten Aktionen war eine Aussonderung inner-

halb der Demo: TeilnehmerInnen mit Kindern und Menschen, die

auf Rollstühle angewiesen sind, wichen auf das Ende des Demo-

Zuges aus. Eine Familie, die zu Beginn der Demo sehr engagiert

den Redebeiträgen zuhörte und antikapitalistische Parolen rief,

musste die Demo vollständig verlassen, weil ihre etwa acht- und

zehnjährigen Kinder panische Angst vor den wie Schüsse klin-

genden Knallkörpern hatten.

Ich kann mir nicht vorstellen, mit Menschen eine andere Welt

aufzubauen, die Steine gegen Menschen werfen, die anderen

Menschen Angst machen! Wie anders erlebe ich den kraft- und

wirkungsvollen gewaltlosen Widerstand gegen die Atomkraft im

Wendland. Menschen, die gewaltlosen, zivilen Ungehorsam leis-

ten, sind viel mutiger und auch Mut machender als actiongeile

Steineschmeißer. Da ich zunächst mitten in der Demo war, kann

ich auch beurteilen, dass in diesem Fall die Eskalation keineswegs

von der Polizei betrieben wurde.

Zusammenstehen und sich nicht noch gegenseitig Angst machen

- in diesem Sinne mit antikapitalistischen Grüßen,

Heidrun Ziehaus, Frankfurt/M.

Linke Militär-Orthodoxien kontra

Herrschaftskritik

Betr.: „Daneben gegriffen“, Leserbrief von Werner Ruhoff, in: GWR 368

und „Vernünftige Perspektive“, Leserbrief von Rolf Eckart, in: GWR 368,

April 2012, S. 19

Werner Ruhoff schreibt: „Den Vergleich von Chile und Portugal

finde ich reichlich daneben gegriffen. Zu schreiben, das Militär

tut, was es immer tut, um die Position der damaligen DVZ vorzu-

führen, finde ich ungenügend. In Portugal waren wir uns alle ei-

nig, dass es mit den portugiesischen Arbeiter_innen und Bäue-

r_innen, die in der Mehrheit auf der Seite der Revolution standen,

ein Befreiungsschlag war, der vom Militär ausgelöst wurde.“

Zwischen einem kritischen Vergleich der unterschiedlichen Posi-

tionen und einer Gleichsetzung besteht ein großer Unterschied.

Die DVZ als Sprachrohr der orthodoxen BRD-Linken war es, die

nach dem Militärputsch in Chile zu recht empört war, aber kurz

darauf der Rolle des Militärs in Portugal völlig unkritisch gegenü-

berstand.

Als Pazifisten und Libertäre haben wir schon öfters schmerzhafte

Erfahrungen mit von Militärs durchgeführten „Befreiungs-

schlägen“, wie Werner Ruhoff es nennt, gemacht und gewöhnten

uns deshalb an, diese grundsätzlich kritisch zu hinterfragen. Weil

das für uns selbstverständlich wurde, bin ich in meinem GWR

367-Artikel über den Freitag bzw. die DVZ nicht näher darauf ein-

gegangen.

Selbstverständlich haben wir wie alle anderen freiheitsliebenden

Menschen den Sturz des autoritär-faschistischen Salazar-Regi-

mes am 25. April 1974 in Portugal begrüßt. Allerdings haben wir

damals ebenfalls davor gewarnt, einer autoritären, putschistischen

Variante der Revolution allzuviel Vertrauen entgegenzubringen.

Das System von Befehl und Gehorsam sowie hierarchische Struk-

turen innerhalb und außerhalb des Militärs sind die Ursache dafür,

dass hoffnungsvolle Ansätze der Selbstorganisation von unten

schnell wieder zerstört werden.

Charles Reeve, Autor des Buches „Die portugiesische Erfahrung“

(Association Verlag) hat in der Zeitschrift „Tranvia“ (Nr. 13, 1989)

genau beschrieben, wie innerhalb einer kurzen Zeit das „positive“

Engagement von Militärs in das Gegenteil umschlägt: „Gut einein-

halb Jahre nach dem Militärputsch vom 25. April, der dem alten

autoritären Regime ein Ende setzte und den Weg für eine starke

soziale Bewegung freimachte, besiegte eine zweite Militärerhebung

(!) die militärische Linke und die radikale Linke, marginalisierte die

portugiesische KP und restaurierte die Staatsmacht. Damit waren

die notwendigen Bedingungen für ein kapitalistisches Funktionie-

ren der Gesellschaft und der Produktion geschaffen.“

Selbst in der Beck´schen Reihe „Aktuelle Länderkunden. Portu-

gal“ (von Gudrun und Alexander Decker) ist für linke FreundInnen

des Militärs nachzulesen, wie „gemässigte und konservative“ Teile

der Militärs mit der „wilden Phase“ der Revolution Schluss mach-

ten: „Die Copcon-Verbände wurden aufgelöst, viele Linke Offizie-

re wurden vorübergehend verhaftet und später aus der Armee

bzw. zumindest aus Schlüsselstellungen entfernt, die MFA (Be-

wegung der Streitkräfte) und der Revolutionsrat wurden weitge-

hend entmachtet, während Nationalversammlung/Parlament und

Präsident mehr Kompetenzen erhielten. (...) In der Folgezeit gerie-

ten die diversen Bevölkerungskommissionen den Parteien und

den widererstarkten Bürokratien gegenüber sehr schnell ins Hin-

tertreffen, der Agrarreform wurde administrativ nach und nach

durch Landrückgaben buchstäblich der Boden entzogen.“

Eine selbstkritische Aufarbeitung dieser Erfahrung in der Deut-

schen Volkszeitung konnte von ihrem Selbstverständnis her nicht

stattfinden. Denn sie war ebenfalls der ideologische Eckpfeiler

eines autoritären Herrschaftsapparates!

Bei einem „schlechten“ rechten Militärputsch wie in Chile empört

sein und andererseits bei einem zunächst „guten“ linken Militär-

putsch nicht weiter über gefährliche Implikationen und Folgen

eines solchen Modells nachdenken - das waren bei der DVZ die

zwei Seiten einer Medaille. Weniger schwärmerisches Schwelgen

in revolutionsromantischen Liedern a la „Grandola vila Morena“

und stattdessen mehr herrschaftskritische Reflexion wäre ange-

brachter.

In dem Artikel habe ich außerdem etwas polemisch geschrieben,

dass die DVZ von ihrer Ausrichtung her die perfekte Symbiose

von dem Streben nach einer gesicherten Beamtenpension und

dem Ziel einer „revolutionären“ Eroberung des Staates darstellt.

Wenn nun Rolf Eckart ausgerechnet als ehemaliger GEW-Landes-

vorsitzender von Bayern etwas pikiert und unzufrieden wegen

des Artikels ist, bin ich zumindest hier sicher, nicht ganz falsch

verstanden worden zu sein.

Man hätte ja neben der DVZ noch andere Zeitungen lesen kön-

nen, gibt Rolf Eckart zu bedenken. Kann mit dieser billigen Ausre-

de die DVZ als damals mit Abstand auflagenstärkste linke Zeitung

aus ihrer Verantwortung für eine halbwegs ehrliche Berichterstat-

tung entlassen werden? - Natürlich bestand theoretisch die Mög-

lichkeit, etliche kleinere, weniger bekannte Zeitschriften zu abon-

nieren, um die einseitige Berichterstattung der DVZ zu korrigie-

ren. Doch welche Privilegierten hatten damals tatsächlich das Geld,

die Zeit und den Überblick, das alles zu bewerkstelligen?

Selbstverständlich konnte mensch sich als (zukünftiger) Beamter

über die DVZ-Unterstützung im Kampf gegen die Berufsverbote

freuen. Aber wenn diese Unterstützung bei der DVZ dazu führte,

das Engagement gegen die vielen anderen Formen von Unterdrü-

ckung und Repression zu vernachlässigen, ist das nicht nur ego-

istisch. Es ist auch eine politisch gewollte Verbeugung vor den

staatstragenden (Mittel-) Ständen und eine Abkehr von den wirk-

lich Armen und massivst Bedrängten.

Die von Rolf Eckart herbeigewünschte ausführliche Diskursana-

lyse von DVZ-Texten finde ich ebenfalls sehr wichtig. So wie das

DISS in Duisburg die extrem rechte Wochenzeitung „Junge Frei-

heit“ analysierte, sollte bei der historischen DVZ auch ihre Hal-

tung zum Gulag und zur Unterdrückung der Menschen im ehema-

ligen Ostblock näher untersucht werden. Das Ergebnis dürfte er-

schreckend ausfallen.

Horst Blume, Hamm

Symbolischer Angriff auf das

Herrschaftsinstrument EZB

Betr.: „Nichterwähnung der IWW“, Leserbrief von Heiner Stuhlfauth Jr.,

in: GWR 368, April 2012, S. 18

Hallo,

erwähnt werden im Interview hauptsächlich die Organisationen,

die das Ding organisieren, nicht unbedingt die wirklich vielen, die

dazu aufrufen. Wir von der FAU-Frankfurt haben im Übrigen her-

vorragende Kontakte zur IWW in den USA und gute Kontakte zur

IWW-Frankfurt. Das Problem mit der IWW-Frankfurt ist, dass sie

nie auftauchen und nie anliegende Arbeiten übernehmen, son-

dern immer nur ihren Namen unter Aufrufe setzen (was ja auch o.k.

ist). Das führt aber wie jetzt dazu, dass ich persönlich als Inter-

viewer bis eben noch nicht einmal wusste, dass die IWW irgendwie

mit im Boot ist und zu M31 aufruft. Das ist wohl auch mein Fehler

- wenn ich es gewusst hätte und die Genossen bei der Vorberei-

tung mitarbeiten würden, hätte ich sie auf jeden Fall erwähnt, da

ich die IWW sehr schätze!

Zum Punkt, warum wir samstags durch Mainhatten ziehen, steht

alles im Interview drin, da hat Heiner wohl nicht verstanden, dass

es uns nicht um die „Bankster“ geht, sondern um den symboli-

schen Angriff auf das politische Herrschaftsinstrument EZB. Im

Übrigen wird auf der EZB-Baustelle 24 Stunden am Tag, sieben

Tage die Woche gearbeitet.

Liebe Grüße,

Leftéris Epanastátis

Schönfärberei

Betr.: Ideologiekritik oder Denunziation? In der Auseinandersetzung mit

naturalistischer Religionskritik dominieren derzeit die irrationalen

Elemente, Diskussionsbeitrag von Gunnar Schedel, in: GWR 368, April

2012, S. 18

Hallo,

zur Kritik von Gunnar Sschedel an meinem Text zur Kritik der

Giordano Bruno Stiftung: Die Aussagen von G. S. sind Schönfär-

berei und zum Teil bewusstes Missverstehen. LeserInnen können

sich dazu auch selbst ein Bild machen, wenn Sie die Texte im

Vergleich lesen und dann die Quellenangaben von mir (also die

Texte von Schmidt Salomon) anschauen. Dann wird schnell deut-

lich, dass ich zu Recht feststelle, dass Schmidt Salomon ein bio-

logistisches Weltbild vertritt (& damit eben auch eine wissen-

schaftliche Weltanschauung oder ist Biologie keine Wissenschaft?

:)). Den Text von mir findet Ihr unter www.3tes-jahrtausend.org/

religionskritik/giordano_bruno_stiftung.html mit aktiven Links zu

den Texten von Schmidt-Salomon. Die Texte sprechen für sich –

und auch wenn Schmidt-Salomon behauptet kein Biologist zu sein,

ändert dass nichts daran, dass er auf Grund seiner Argumentations-

linien einer ist. Grüße,

Jörg Djuren, Hannover

ckung harrt. Bedauerlich rasant

vorbei an dem emanzipatori-

schen Sprengstoff, den die

Körperlichkeit der menschli-

chen Stimme in jedem laut wer-

denden Wort in sich birgt.

Die Antike von Pythagoras bis

zu Hildegard von Bingen und

die noch nicht vermarkteten au-

ßereuropäischen Kulturen leb-

ten aus dem Bewusstsein he-

raus, dass der Mensch erst als

musikalisches Wesen, als

Klangwesen, ganz Mensch ist.

Vielleicht vermag ihre transhis-

torische, weil klanganthropo-

logische Aktualität uns techno-

zeitigen Kopffüßlern, die alles

hoffnungs- wie ausnahmslos

und vor allem klangbeliebig-

monoton instrumentalisieren,

Beistand bei der Rettung aus

der Havarie der Emanzipation

zu leisten.

„No, I ain? got my childhood/

Or friends I once know/ But I

still got my voice left/ I can take

it anywhere I go.“ (Bob Dylan)

Wie wäre es, wenn die Stimme

als universales integerintegra-

les Ausdrucksmedium indivi-

duelle Authentizität und durch

die Authentifizierung des indi-

viduellen Stimme-Seins ein kol-

lektives Ausdrucksreservoir

schöpfen könnte? Jedes laut

werdende Sprachelement ist

und agiert radikal und wesent-

lich körperlich. Jedes gespro-

chene Wort bringt stets das

Körperganze von den Zehen

bis zum Scheitel des Kopfes

zum Schwingen und innerhalb

dieser kontinuierlichen Gesamt-

schwingung die phonetischen

Mikrostrukturen zum Klingen,

ob der/die SprecherIn diese

physikalische Gegebenheit be-

wusst wahrnimmt oder nicht.

Der menschliche Körper ist das

Instrument Stimme, entspre-

chend die Stimme das unmittel-

barste und zugleich mobilste

Instrumentarium individueller

und kollektiver Identifizierung

und Äußerung. Entscheidend

dabei ist es, dies sich dem

Mentalen rasch entziehende

Allereinfachste zu „verstehen“,

möchte sagen zu spüren, zu hö-

ren, zu fühlen: Dass ich meine

Stimme nicht besitze, sondern

dass ich selbst meine Stimme

ganz und gar und mit –Haut –

und Haaren bin.

In dieser Einzigartigkeit liegen

zugleich Schwierigkeit und

Chance. Chance, weil ich mei-

ne Stimme jederzeit und je-

denorts „dabei“ habe und weil

sie alles Hilfreiche und Notwen-

dige in einem konstituiert: Ent-

spannung und genialen Stimm-

Tonus (Ton = Spannung +

Klang), Boden-unter-den-Fü-

ßen und Aufricht-igkeit/-ung

(meine Stimme verrät mir meine

Stimmung und richtet mich auf),

Innen- und Außenresonanz,

Zwischen- und Obertöne, Ein-

stimmigkeit und Zusammen-

klang des Verschiedenen, hedo-

nistisches Selbst-Bewusstsein

und Sich-Ausdrücken. Und als

bedingungslose Konsequenz:

ein genaues, subtiles, öffnen-

des Hören.

Doch die Chance birgt zugleich

die Schwierigkeit, da jede Aus-

einandersetzung mit meiner

Stimme notwendige Auseinan-

dersetzung mit mir selbst be-

deutet – mit diesem Stimm-Ich

(stimm‘ ich?), welches beson-

ders in der abendländischen

Gesellschaft  zunehmend  in

Vergessenheit geriet und tabu-

isiert wurde - halte die Klappe,

sing nicht so falsch…

Die zärtlich-subtilen Schwin-

gungen meiner Stimme kon-

frontieren mich schonungslos-

liebevoll mit meiner schambe-

setzten Intimität. Das macht

Angst. Aber da kann mannfrau-

stimme durch.

„Diese Universalität bedingt,

dass struktural begründet kein

Bewusstsein ohne die Stimme

möglich ist. (...) Die Stimme ist

das Bewusstsein.“

Jacques Derrida, Die Stimme

und das Phänomen: Einführung

in das Problem des Zeichens in

der Phänomenologie Husserls,

2003.

Wie kann ich Verantwortung für

Veränderung übernehmen,

wenn ich mich selbst nicht zur

unermüdlichen Basisbaustelle

mache? Wie kann ich von

„Stimmrecht“ reden, wenn ich

meine eigene Stimme als poten-

tiell stimmiges Stimm-Ich nicht

ernst nehme? Wie kann soziale

Polyphonie alias Harmonie ent-

stehen, wenn die Einzelstimmen

sich nicht auf das Abenteuer der

individuellen Stimmigkeit ein-

lassen?

Jorinde Reznikoff

Jorinde Reznikoff ist Stimmarbeiterin, Perfor-

merin und Redakteurin der neopostdadasurreal-

punkshow, Radio FSK Hamburg.

www.jorinde-reznikoff.de

Stimm-Tipps

Bleib dir treu: Versprech‘ dich oft, doch so gran-

dios wie möglich. Genieße den Klang Deiner Stim-

me beim Sprechen. Genieße jeden Laut.

Nimm dich selbst wahr – dann wirst du wahrge-

nommen. Deine Stimme wird gehört, wenn du sie

selbst hörst. Hab keine Angst vor Stille. Stille

ist der Schlüssel zum Gehör/Hören und Gehört-

werden. Hol bloß nicht tief Luft, sondern im Ge-

genteil: Atme erst einmal tief aus, bevor du zu

sprechen beginnst. Sprich mit Händen und Fü-

ßen. Selbstbewusstes Sprechen richtet Dich-

Körper auf. DuKörper bist das Sprachrohr zwi-

schen Fuß und Kopf, Dir und DirSelbst, Dir und

der Welt. Deine Stimme ist das subversivste

Protestmedium/Sprachrohr/Veränderungsmedi-

um, weil Du es selbst bist.

Stimme kann jeden Raum besetzen. Klang lässt

sich weder ausweisen noch festnehmen.

Fortsetzung von vorheriger Seite

Sing along with Derrida

Anzeige
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www.lebenslaute.net

Die Mauer des Schweigens überwinden
Die Lebenslaute-Aktion 2012 in Oberndorf am Neckar
Endlich einmal soll eine Aktion des musikalischen Netzwerks

„Lebenslaute“ wieder im Süden Deutschlands stattfinden.

hier mit Traumatisierungen zu

tun bekomme, deren Ursache

nur wenige Kilometer von hier,

bei der Waffenfirma Heckler &

Koch, liegt“, äußert Iskenius.

Wer aber in Oberndorf etwas

gegen Heckler & Koch unter-

nehmen möchte, stoße auf eine

Mauer des Schweigens.

„Ihr werdet auch nicht die

kleinste Hinterstube einer Knei-

pe angeboten bekommen, wenn

ihr hier ein Treffen abhalten

wollt. Alles hängt hier an der

Fabrik.“

Iskenius zeigt einen Film über

eine Demonstration, die Jürgen

Grässlin (DFG-VK) vor Jahren

am Haupttor der Waffenfabrik

organisiert hat. „Der Zug durch

den Ort war gespenstisch“, er-

innert er sich. „Von den Einwoh-

nern war niemand auf der Stra-

ße, es war, als wäre die Stadt

völlig  menschenleer.“ Es gibt

zwar noch andere Industriebe-

triebe in Oberndorf, aber keiner

von ihnen hat einen solchen

Einfluss auf die Wirtschaft der

Stadt.

Heckler & Koch wurde nach

dem Krieg von zwei Ingenieu-

ren der Mauser-Werke gegrün-

det, die jetzt zum Rheinmetall-

Konzern gehören.

Der Name Mauser ist noch am

Gebäude zu lesen, und man ist

stolz darauf: „Mauser“ war im

19. Jahrhundert weltweit eins

der berühmtesten Gewehre.

Das bekannteste Gewehr von

H & K dagegen ist das G3. Es

wird nicht nur bei der Bundes-

wehr verwendet, sondern in

beinahe alle Länder des Globus

exportiert. Zweihundert Jahre

beträgt die Tradition der Waf-

fenproduktion am Ort, vor kur-

zem wurde das Jubiläum groß

gefeiert. Da ist nicht nur ein

mächtiger Industriebetrieb am

Ort, der Arbeitsplätze garan-

tiert, die Loyalität zu diesem Un-

ternehmen sitzt tief in den Köp-

fen und Herzen.

So ist es schwierig, überhaupt

einen Bewohner des Ortes zu

finden, der gegen die Waffen-

fabrik eingestellt ist und das

offen zugibt. Doch, einen gibt

es: es ist der Pfarrer Ulrich Pfaff.

Er sei erst nach seiner Pensio-

nierung wieder nach Oberndorf

gezogen, berichtet er, und zwar

nicht nur, weil dort noch das

Haus stand, in dem er groß ge-

worden war, sondern weil er

auch die Verpflichtung spürte,

sich um ein Denkmal zu küm-

mern, das auf dem Grund die-

ses Hauses stand. Sein eigener

Vater hatte es für die Zwangs-

arbeiterinnen und Zwangsar-

beiter errichtet, die im Krieg für

die Firma Mauser, aber auch in

der Landwirtschaft schuften

mussten.

Dabei war Vater Pfaff selbst bei

der SS gewesen. Aber irgend-

etwas (Ulrich schmeichelt sich,

es sei ein Buch gewesen, das

er dem Vater zu lesen gegeben

hatte) hatte ihn lange nach dem

Krieg veranlasst, seine Einstel-

lung radikal zu ändern. Seitdem

setzte er sich leidenschaftlich

für ein Mahnmal ein, das an die

Zwangsarbeiter erinnern sollte.

Als er einsehen musste, dass

er in Oberndorf dafür keinen

Platz erhalten würde, setzte er

es auf den eigenen privaten

Grund und Boden.

Man sieht dem Denkmal an,

dass es dem Dickschädel eines

Schwaben zu verdanken ist:

Zwei ungefüge Felsbrocken

aus dem heimischen Unter-

grund sind aufeinandergetürmt,

grau gemischt sehen sie aus,

kein glatter Sandstein, nichts,

in das man eine Inschrift ein-

graben könnte. So ist mit ange-

hefteten Schildern auf den Sinn

des Mahnmals hingewiesen.

Damit ist eines der Themen der

diesjährigen Lebenslaute-Akti-

on gegeben: Die Leiden der

Zwangsarbeiterinnen und

Zwangsarbeiter aus zahlreichen

Ländern während des Krieges.

Unter den übrigen Themen wird

die Rüstungskonversion eine

Rolle spielen. „Lebenslaute“

wird daran erinnern, dass die

Waffenfabrik unmittelbar nach

dem Krieg, als Deutschland ab-

gerüstet wurde, u. a. Nähma-

schinen herstellte statt Waffen.

Die Besucher von „Lebenslau-

te“ sitzen in Ulrich Pfaffs Win-

tergarten, einem üppig mit tro-

pischen Pflanzen durchwucher-

ten Paradies: sein Haus ist nach

ökologischen Maßstäben ein-

gerichtet.

Er sei hier akzeptiert, weil er hier

geboren ist, sagt er, er duze sich

mit vielen Oberndorfern, auch

mit Beschäftigten von Heckler

& Koch, die er noch von seiner

Kindheit her kenne.

In Schwenningen trifft sich die

Gruppe mit Christa Lörcher, der

einzigen Abgeordneten der

SPD, die 2001 gegen den

Kriegseinsatz der Bundeswehr

in Afghanistan gestimmt hat.

Sie verspricht, die Werbetrom-

mel zu rühren und privat bei sich

einige Teilnehmer der Aktion

aufzunehmen. Alle erwarteten

60-70 Musiker-/innen und Chor-

sänger-/innen sollen privat

Übernachtungen bekommen –

eine Herausforderung für die

lokale Szene. Organisiert sind

bereits die Räume, in denen ge-

probt und gegessen werden

soll.

Villingen ist eine alte Arbeiter-

stadt, Schwenningen dagegen,

einige Kilometer entfernt im Tal

gelegen, war einstmals Reichs-

stadt und hat ein pittoreskes

historisches Aussehen.

Hier haben die lokalen Unter-

stützerinnen und Unterstützer

eine Kirche im Zentrum ausge-

sucht, in der das Vorkonzert

stattfinden soll. Die Hilfe der

Kirchengemeinden spielt also

eine große Rolle, auch wenn

sich das Netzwerk vom christli-

chen Dogma streng unabhän-

gig hält. Mit drei Stücken aus

Händels „Alexanderfest“, die im

vom vorigen Jahr bereits auf

dem Programm standen, bleibt

„Lebenslaute“ auf dieser Linie;

außerdem stehen Vertonungen

nach Brecht und anderen Dich-

tern des 20. Jahrhunderts auf

dem Programm.

Die Vorbereitungsgruppe ist

zufrieden: nach einem Rund-

gang um das Firmengelände

von H & K, das auf der Höhe

über dem Neckartal liegt, kön-

nen sich alle die Aktion recht

gut vorstellen.

Die Einzelheiten sollen aber

von allen Teilnehmenden erst

in den Tagen unmittelbar vor

der Aktion beschlossen wer-

den, das verlangt die Basisde-

mokratie bei „Lebenslaute“.

Gerd Büntzly

Weitere Infos: www.lebenslaute.net

Vom Wendland, von Berlin und

aus Ostwestfalen sind die Mit-

glieder der Vorbereitungsgrup-

pe angereist, zum Teil über sie-

ben Stunden im Auto oder Zug.

Die „Aktion Aufschrei“ gegen

Kleinwaffen hat sich schon lan-

ge eine Beteiligung von Le-

benslaute gewünscht.

Ziel dieser Aktion ist die Waf-

fenfirma Heckler & Koch in

Oberndorf am Neckar, nicht

weit von der Doppelstadt Vil-

lingen-Schwenningen.

Ernst-Ludwig Iskenius, Arzt in

Villingen, will auf die schmutzi-

gen Geschäfte mit dem Tod auf-

merksam machen. Er gehört zu

den IPPNW, den Ärzten gegen

den Atomkrieg, und behandelt

traumatisierte Flüchtlinge aus

Ländern wie Afghanistan und

Irak. „Es ist aberwitzig, dass ich


